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ENGLISCHE ARBEITERKLASSE 
GEGEN LOHNABBAU UND 
ANTISTREIKGESETZ ! 


Englische Docker stimmen auf einer Massenversammlung für Streik un 
{m Seht über 9 Monaten kämpfen ker zur Beendigung ih 
Idie englischen Docker gegen Contai- maßnahmen gegen 
jner-Firmen, die auf ihre Kosten Firmen zu zwinger 
rationalisieren und ihre Profite er 
höhen wollen. 

m Im Februar erließ die konserva- 1 
tive Regierung das reaktionäre Anti 
streikgesetz, das vorsicht, daß 
Streiks in Zukunft offiziell ange 
meldet und genehmigt werden 
Im Nach diesen Bestimmungen sind 
jetzt die Aktionen der Docker „wil 
ide” Streiks, die das Gesetz unten 
Strafe steit 

M Die Regierung hat im Auftrag 
Ider Kapitalisten versucht, die Dok- 


Die Kapitalistenklasse 
Staatsorgane rücksicht 
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Klassenjustiz schlägt zu 


Terror - Urteil gegen Hoppe 


Am 26. Juli verhängte das Hamburger Schwurgericht ein empörendes Urteil gegen Werner Hoppe: 10 Jahre 
Freiheitsentzug „wegen versuchten Totschlags in drei Fällen”. Das sind noch 4 Jahre mehr, als der Staats- 
anwalt gefordert hatte — eine Praktik, die bislang selten ist. 
Die Anklage gegen Werner Hoppe, die zu Beginn auf „Mordversuch in 4 Fällen” lautete, war während der 


32 Verhandlungstage völlig zusammengebrochen. Das Urteil steht in krassestem Gegensatz zu den Tatsachen, 
die im Verlauf des Prozesses bekannt wurden. Es ist ein Urteil, das an die Methoden der Klassenjustiz unter 


dem Nazi - Faschismus erinnert, 


letzten Jahres verhaftet, An die- 

sem Tag lief in ganz Nord- 
deutschland die Polizelaktion 
„‚Kora”, die erste großungelogte 
Fahndungsaktion gegen die „Baa- 
der -Meinhof-Gruppe". Über 
3000 Polizisten, ausgerüstet mit Ma 
schinenpistolen, Panzerwesten und 
‚Tränengas, errichteten 200 Straßen- 
sperren, Mittlerweile gehören der- 
artige Polizelaufmärsche schon fast 


w Hoppe wurde am 15. Juli 


P 


stehen, Bei politischen. Häftlingen 
gehört auch dies heute schon zur 
alltäglichen Praxis der Strafjustiz- 
behörden, 

Der Prozeß begann am 24, Juni 
dieses Jahres. Wer aber annahm, 
daß das Gericht nun vor allem die 
Umstände der Erschießung Petra 
Schelms aufklären würde, wurde 
eines Besseren belehrt. Es war dem 
Gericht schon peinlich genug, als 
ein 13-jähriger Junge auftrat und 


kommt: Georg v. Rauch, Thomas 
Weisbecker, Richard Epple, Ian 
MacLeod. Ein Konto, für das die 
Bezeichnung „Notwehr” sich im- 
mer mehr. als offizielle Schutzbe- 
hauptung entlarvt, die mit todsiche- 
ser Regelmäßigkeit bei dejem neuen 
Opfer wiederholt wird. Ein Konto, 
dessen Abschußraten in Wahrheit 
‚die Namen Willkür und Terror vor“ 
dienen. 

Die Erschießung Petra Schelms 


Werner Hoppe mit seinem Verteidiger Heinrich Hannover bei einem Lokaltermin von Polizisten umringt. 


zum „normalen” Straßenbild. In 
Frankfurt beispielsweise werden 
selbst einfache Verkehrskontrollen 
von MP-bewaffneten Polizisten 
durchgeführt. Viele haben sich an. 
dieses Bürgerkriegebild schon ge- 
wöhnt — sie sollen sich daran ge 
wöhnen. 


Woran sich viele auch gewöhnen 
sollten: Am 15. Juli 71 buchte die 
Polizei in Hamburg ihren ersten 
„Abschußerfolg in Sachen Baader / 
Meinhof”, Ein BMW durchfuhr eine 
Straßensperre und wurde verfolgt. 
Es kam zu einem Feuergefecht, Die 
zwanzigjährige Petra. Schelm, die 
auf der Fahndungsliste der Polizei 
stand, wurde erschossen; ihr Be- 
gleiter Werner Hoppe verhaftet. 
Petra Schelm lag nach Aussagen 
eines Passanten mindestens zehn 
Minuten auf dem Pflaster, che ein 
Rettungswagen eintraf, Kein Poli- 
zist bemühte sich, Erste Hilfe zu 
leisten, nachdem sie umgelegt war, 

Auf die Anklagebank kamen 
aber nicht diejenigen, die Petra 
Schelm auf dem Gewissen haben, 
sondern ...ihr verhafteter Begleiter 
Werner Hoppe, Er wurde des Mord- 
versuchs an 4 Polizisten beschul- 
digt. Fast ein Jahr saß er in zer- 
mürbender Untersuchungshaft, Ihm 
wurden dabei Rechte vorenthalten, 
die ihm laut Gesetz eıgentlich zu- 


seine Beobachtung von der Er- 
schleßung Petra Schelms wieder- 
gab: Danach hat Petra Schelm 
nicht auf den Polizisten Hinzmann 
geschossen und wurde ohne Anruf 
Yon hinten umgelegt. Der Todes- 
schütze Hinzmann hatte genau Ent- 
gepengesetztes behauptet. Sein Be- 
gleiter, Polizeimeister Lavalette, 
hatte Hinzmann in seiner Dar. 
stellung einer „Notwehrsituation” 
ursprünglich im Polizeiprotokoll be 
stätigt. Vor Gericht konnte er sich 
mit einem Mal an nichts mehr er- 
innern und wollte auch nichts ge- 
schen haben. 

Schon am. 3. Verhandungstäg 
beantragte Staatsanwalt Gamelin, 
(den „Komplex Petra Schelm” von 
der Verhandlung auszuschließen, da 
er „nicht zur Sache gehörig” sel. 
In der Urteilsbegründung des Ge- 
richts gegen Hoppe wird die Er- 
schießung Petra Schelms denn auch 
trotz der Augenzeugenaussage des. 
13 - jährigen Jungen nur mit einem 
unglaublich zynischen Nebensatz 
erwähnt: „Als Petra Schelm ihr 
Schicksal in Gestalt einer Kugel 
traf. 


Das Gericht hatte umso weniger 
ein Interesse an der Aufklärung der 
Erschießung Petra Schelms, als 
mittlerweile eine Reihe weiterer 
‚Opfer auf das Konto der Polizei 


® 


konnte darunter von der Polizei 
noch am „glaubhaftesten” als „Not- 
wehr" verkauft werden, weil Petra 
Schelm im Gegensatz zu allen wei- 
teren Opfern selbst auch geschossen 
hatte. Und schießen darf in unse- 
rem Staat nur die Polizei. Am 
„glaubhaftesten”.... bis zur Augen- 
Zeugenaussage des 13 - jährigen Jun- 
gen. Wen wundert es da, wenn das 
Gericht den „Komplex Petra 
Schelm” aus dem Verfahren raus- 
haben wollte? ! Die Polizei hätte 
sonst den Raub ihres Paradebei- 
spiels für angebliche „Notwehr” 
befürchten müssen. 


Das vom Hoppe -Prozeß abge- 
trennte Ermittkungsverfahren gegen 
Polizeimeister Hinzmann wurde im 
übrigen auch eingestellt. Der tat- 
sichliche Ablauf des Feuergefechts. 
vom 15. Juli 1971 in Hamburg- 
Bahrenfeld soll also weiterhin im 
Dunkeln bleiben. 


Viele Dinge „am Rande” des 
Prozesses gegen” Werner Hoppe 
machten schon klar, in wessen 
Namen und auf welche Art hier 
„Recht” gesprochen werden sollte. 
Niehrfach wurde die Öffentlichkeit 
ausgeschlossen, weil diese ihre Em- 
pörung über das Vorgehen des Ge- 


richts nicht unterdrückte. Den Ver- 
teidigern Werner Hoppes wurde am 
5. Verhandlungstag vorübergehend 
verboten, Tonbandaufnahmmen von 
der Verhandlung zu machen, Be- 
gründung: Es könne nicht ausge- 
schlossen werden, daß diese wissen- 
schaftlich ausgewertet werden! Ob 
Landgerichtsäirektor Schmidt etwa 
deswegen eine solche Angst davor 
hatte, weil damals schon ferzstand, 
wie „unwissenschaftlich” das Urteil 
unddas ganze Vorgehen des Ge- 
richts ausfallen würden? ! 


Jedenfalls war die Richtung zu 
diesem Zeitpunkt schon längst vor- 
gezeichnet; Am 4. Verhandlungstag 
hatte ein Hauptbelastungszeuge der 
Staatsanwaltschaft (Polizelmeister 
Lavalette) sich derart in Wider- 
sprüche verfangen, daß die Vertei- 
digung exemplarisch die Haltlosig- 
keit der Anklage gegen Hoppe nach- 
weisen konnte. An diesem Punkt 
ührte Landgerichtsdirektor 
Schmidt vor, was die „Neutralität” 
und „Unvoreingenommenheit” des 
Gerichts wert sind: Er griff in un- 
zulässiger Weise zugunsten des w 
lig verwirrten Polizeimeisters Lava- 
iette ein und half ihm (und der 
Anklage) so aus der Klemme, Der 
Befangenheitsantrag, den die Ver- 
teidiger Hoppes wegen dieser Be- 
günstigung gegen Landgerichtsdirek- 
tor Schmidt stellten, wurde (na- 
türlich!) abgelehnt. 

Auch ansonsten wurden den 
Zeugen der Staatsanwaltschaft allr- 
lei Mätzchen erlaubt, Mehrfach ver- 


tigen Punkten, was mit 
„Dienstgeheimnis” begründet wur- 
de. Als Polizeimeister Hinzmann 
ins Kreuzverhör der Verteidigung 
treten sollte, war er plöwlich aus 
dem Gerichtssaal verschwunden. Er 
tauchte eine halbe Stunde später 
mit einem ärztlichen Attest wieder 
auf, das ihm „Verhandlungsunfähig- 
keil” bescheinigte. Der untersu- 
chende Arzt: „Über die Ursachen 
hat mich Herr Hinzmann gebeten 
zu schweigen. Ihm ist aber etwas 
schwer auf den Magen geschlagen." 
Obwohl Polizeimeister Hinzmann 
dann zum nächsten Verhandlungs- 
tag geladen war, erschien er nicht 
Sein Aufenthaltsort konnte angeb- 
lich nicht ermittelt werden. 


Während des Prozesses befanden 
sich bewaffnete Polizisten im Ge- 
richtssaal. Die Verteidiger Hoppes. 
deuteten dies als eine Bedrohung 
und forderten den Ausschluß der 
bewaffneten Beamten. Sie hatten 
auch Grund genug, in der von 
Aggressionen gegen Werner Hoppe 
und dessen Verteidiger angeheizten 
‚Atmosphäre eine Gefährdung durch 
die bewaffnete Polizeimacht zu be- 
fürchten: Bei einem Ortstermin 
hatte ein, Polizist mit einer nicht 
gesicherten Pistole gespielt und sich 
dabei selbst in den Fuß geschossen. 
Dennoch fand das Gericht (natür- 
lich!) nichts dabei und lehnte den 
Antrag ab. 


Für die Anheizung der Gerichts- 
atmosphäre im Sinne der Anklage 
sorgten nicht zuletzt verschiedene 
Presseberichte. Hoppe wurde von 
Springers „Welt” mit dem „Terror 
in unserem Land” in Verbindung 
gebracht. Seine Anwälte ebenso. 
Diese erhielten auch Drohbriefe, 
in denen ihnen angekündigt wur. 
de: „Wenn Sie ihre Winkelzäge 
weiter verfolgen, werden Sie das 
persönlich bezahlen.” Bei den Ge- 
schworenen gingen Entführungs- 
drohungen gegenüber deren Fami- 
Henmitglieder ein, was die Atmo- 
Sphäre weiter zuungunsten Werner 


Hoppes anheizte, Aus wessen Feder 
diese stammen könnten, interessier- 
te die Springer-Presse natürlich 
nicht. Sie hatten jedenfalls wieder 
Stoff (geschaffen? ), um gegen Hop- 
pe und dessen „Gesinnungsfreun- 
de” zu heizen. Ällerdings: Werner 
Hoppe hatte sich von derartigen 
Methoden eindeutig distanziert: Re- 
volutionäre wie er gebräuchten 
keine Bombendrohungen gegen un- 
schuldige Frauen und Kinde 


Werner Hop- 
pe hatte ihm Mordversuch an 4 Po- 
izisten vorgeworfen, was sich ein- 
zig auf die Behauptungen der Pol- 
zei stützte. Diese Anklage brach 
völlig zusammen. 

© Polizeimeister Lavalette hatte 
direkt nach der Polizeiaktion vom 
15.7.1 im Polizeibericht ange- 
geben, daß er mur Schüsse gehört 
habe, nachdem sie den BMW von 
Petra Schelm und Werner Hoppe 


gestellt hatten. Daraus habe er 
„geschlußfolgert”, daß beide ge- 
Schossen hätten. "Vor Geri 


Lavalette jetzt 
„mit Sicherheit” gesehen, daß Hop- 
pe geschossen hätte. Allerdings 
Lavalette befand sich zu diesem 
Zeitpunkt nach eigenen Angaben 
in. voller Deckung! Er si erst 
wieder hinter den Sitzen des Poli- 
zeiwagens aufgetaucht, „als Ruhe 
herrschte”! Demnach kann weine 
Behauptung vor Gericht, er habe 
Hoppe schießen gesehen, nur falsch 


® Polizeimeister Hinzmann be- 
hauptete, daß Hoppe ins Wagen- 
innere des Polizeiwagens geziel 
hätte, woraus die Anklage eine 
Tötungsabsicht von Hoppe kon- 
strulerte. Tatsächlich mußte Hinz- 
mann im Verhör dann aber zuge- 
ben, daß er wie sein Begleiter La- 
valette im Deckung 


u x» Aut 
dem Wagendach nur gehö 
Die Beurteilung eines Waffensach- 
verständigen von diesem Geschehe: 
brachte die Polizeibehauptung, der 
Schuß sei gezielt (mit Tötung- 
absicht) abgegeben worden, ins 
Wanken. Der Gutachter: „Der 
Schütze könnte unter Umständen 
auf dem Wege gewesen sein, einen 
Wernschuß abzugeben und zu früh 
abgedrückt haben.” 


© Lavaletie gab an, daß er Hoppe 
weiter verfolgt habe, und daß dieser 
dann stehengeblieben sei, sich um- 
gedreht und auf ihn gezielt ge- 
schossen hätte. Ein Augenzeuge, 
der die Szene beobachtete, schilde: 
te sie allerdings so, daß Hoppe 
nur die Pistole bei der Ve 

nach hinten hielt und 
schoß. Auch hierdurch äst die Be- 
hauptung der Anklage ins Wanken 
geraten, wonach Hoppe gezielt mit 
Tötungsabsicht geschomen haben 
soll. Nach den unzähligen Wider. 
sprüchen in seinen Aussagen be- 
fragt, antwortete Polizeimeister La- 
valette den Verteidigern: „Es ist 
mir heute nicht mehr möglich, 
mich festzulegen. In meinem Kopf 
sirt und surt es.” Das sind die 
Zeugen, zuf die das Gericht sich 
bei seinem Urteil beruft, denen es. 
schlankweg „Glaubwürdigkeit” zu- 
biligt — weil es sich um Pohzisten 
handelt, die im Sinne der Klasen- 
Justiz funktionieren! 


© Zwei weitere Polizeibeamte sag- 
ten aus, daß Hoppe sie bei seiner 
Verfolgung „aus 20 bis 30 Metern” 
beschosen hätte, Sie wollen uch 
einen Knall gehört haben. Daß Hop- 


pe sie gezielt beschossen hätte, wol- 
len sie am Mändungsfeuer seiner 
Pistole erkannt haben. 


sagx eines 31 - jährigen Kaufmanns, 
der Tatzeuge war. Es wurden zuch 
weder Einschüsse noch Isere Hülsen 
gefunden, die die Behsuptung der 
beiden Polizisten bestätigen köns- 
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ten. Was den Knall betrifft 
die beiden Polizisten angeblic 
hört haben wollen: Nachweislich 
Überdröhnte der tieffliegende Po- 
lizeihubschrauber zu diesem Zeit- 
punkt die gesamte Szene. 
® Zum Mündungsfeuer. Sowohl die 
beiden eben erwähnten Polizisten 
als auch Polizeimeister Lavalette 
hatten ihre Behauptungen damit 
untermauern wollen, daß sie an- 
geblich Mündungsfeuer gesehen 
hätten. Dazu sagte ein Waffensach- 
Verständiger im Prozeß: Das ist 
unmöglich. Dieses Mündungsfeuer 
ist nur in einem völlig abgedun- 
kelten Raum aus der Nähe gut 
zu schen. Bei den Lichtverhält- 
nissen am 15. Juli 71 konnte man 
ein Mündungsfeuer aber selbst auf 
40 cm Entfernung nicht erkennen! 
Landgerichtsdirektor Schmidt, 
tat diese Erklärung des Waffensach- 
verständigen in seiner Urteilsbe- 
gründung einfach damit ab, daß 
die Polizisten sich dann eben „ge- 
irrt” hätten, Das würde aber „nichts 
ändern”, Was die Polizisten aller- 
dings nach der Meinung des Waffen- 
sachverständigen hätten sehen 


den 


Petra Schelm .. 


müssen, wenn sie Überhaupt etwas. 
‚geschen haben, wäre ein rückstoß- 
bedingtes Hochschnellen von Hop- 
pes Pistole. Das jedoch haben die 
Polizisten, wie sie selbst aussagten, 
nicht gesehen. 


® Schließlich der wichtigste Punkt: 

Der Waffensachverständige war 
nach einer Untersuchung von Hop- 
pes Pistole zu dem Ergebnis ge- 
kommen, daß nur ein Schuß mit 
Sicherheit nachweisbar sei. und 
höchstens zwei abgegeben worden 
sein können. Aus dem 13 - schüssi- 
gen Magazin fehlte nur eine Kugel. 
Dazu paßt, daß auch nur eine leere 
Hülse von Hoppes Pistole gefunden 
wurde. Möglich sei nur, daß eine 
weitere Kugel noch vorgeladen war, 
womit maximal zwei Schüsse denk“ 
bar seien, Wesentlich aufgrund die- 
ser Tatsachen hatte der Staatsan- 
walt seine ursprüngliche Anklage 
(Mordversuch in vier Fällen) in 
seinem Plädoyer auf einen Tot- 
schlagsversuch reduziert, 

Landgerichtsdirektor Schmidt 
fegte aber auch dieses Gutachten 
einfach vom Tisch. In der Urteils- 
begründung erfand er einfach ein 
weiteres Magazin, das Hoppe leer- 
geschossen und auf der Flucht 
weggeworfen haben soll. Ein sol 
cher „Verdacht” war im ganzen 
Prozeß nicht ein einziges Mal vor- 
her erwähnt worden. Kein Wunder: 
Ein weiteres, loergeschossenes Ma- 
gazin ist natürlich nie gefunden 
worden! 


Recht mit zweierlei Maß 


Das Urteil gegen Werner Hoppe 
steht also deutlich in Widerspruch 
zu wissenschaftlichen Gütachten, 
die im Prozeß vorgelegt wurden. 
Selbst liberale bürgerliche Zeitun- 


gen fibten leise Kritik daran und 
vermuteten, daß hier ein „pol 
tisches Urteil” gefällt wurde. 


In der Tat. Aber die Urteile 
der bürgerlichen Klassenjustiz sind 
immer politische Urteile. Landge- 
sichtsdirektor Schmidt ist ein treuer 
Diener seines Herrn — und dieser 
Herr ist der kapitalistische Staat, 


Was wird mit dem Urteil gegen 
Werner Hoppe bezweckt? Fassen 
wir zusammen: 


1. Offenbar sollten Hintergründe 
und Ablauf der Erschießung 
Petra Schelms verschkeiert wer- 
den. Ein Freispruch Werner Hop- 
pes, wie ihn die Verteidigung 
Aufgrund der bekanntgeworde- 
nen Tatsachen forderte, hätte 
die Polizei in Schwierigkeiten 
gebracht, ihre These von der 
„Notwehr” bei der Erschießung 
Betra Scheims aufrechtzuerhal- 
ten. Ist die Notwehrbehauptung 
bei den folgenden Opfern zu- 
nehmender Polizeiwilkär schon 
urchlöchert genug, 20 wollte 
(die Polizei nicht auch noch ihr 
einziges Paradebeispiel dafür ver- 


ieren. 


2. Mit dem Urteil wird ein erklär- 
ter Gegner des Kapitalismus ge- 
offen, der stellpertreiend für 
alle Antikapitalisten gerichtet 
wird. Das Urteil soll in dieser 
Hinsicht als Abschreckung die- 
nen und dabei vor allem vor 
dem gewaltsamen Widerstand ge- 
gen den Gewaltapparat des Staa- 
tes warnen, 

Das Urteil gegen Hoppe ist kein 
Einzelfall, sondern Symptom eines 
schrittweise verschärften Eingrei- 
fens der Klassenjustiz gegenüber 
der antikapitalistischen Bewegung 
in Westdeutschland. 

Erst vor kurzem wurde der Anar- 
chist Dieter Kunzelmann ähnlich 
wie-Werner Hoppe zu 9 Jahren Frei- 
heitsentzug verurteilt: wegen eines. 
Bombenanschlags, bei dem keine 
Bombe losging und dessen Nach- 
weis auch recht fragwürdig ist. 

Johann Heinrich v. Rauch, Bru- 
der des erschossenen Georg v. 
Rauch, mußte 2 1/2 Jahre hinter 
Gitter: wegen „Widerstandes gegen 
die Staatsgewalt” und „Gesinnungs- 
genossenschaft mit Terroristen”. 


Das. sind zwei „spektakuläre” 
und für jeden erkennbar poltische 
Urteile der Kisssenjustiz in unse- 
rem Land, die den kapitalistischen 
Staat klar als Gewaltmonopol er- 
scheinen lassen und vom Kampf 
gegen Ihn abschrecken sollen. Wie 
viele Urteile spricht die Klasen- 
Justiz aber aus, die weniger als 
politische Urteile erkennbar sind, 
die kaum bekannt werden, die aber 


dennoch Klassenurteile und darum. 


politische Urteile sind? Etwa die 
Verurteilung eines Münchner Ar- 
beiters zu sechs Monaten Gefäng- 
mis, weil er sich in einem Lokal 
eine Gulaschsuppe bestellte, die er 
nicht bezahlen konnte! 


Viele Urteile der Klassenjustiz 
erfolgen lautlos, Sie treffen das 
Schicksal einzelner Menschen, die 
durch die Verhältnisse ihres Lebens 
in dieser Gesellschaft individuell 
zum Bruch mit der bürgerlichen 
Eigentumsordnung getrieben wer- 
den. 


Die politische Verfolgung der 
aktiven Kämpfer gegen den Kapi- 
talismus wie auch der kleinen Wa- 
renhausdiebe, Zechpreller, Schwarz- 
fahrer usw., die keinen Respekt vor 
der kapitalistischen Eigentumsord- 
nung haben, nimmt zu. Sie entwik- 
kelt sich ermeut in die Richtung 
brutaler Terrorurteile, wie sie der 
älteren Generation der westdeut- 
schen Arbeiterklasse noch vom Na- 
zi-Regime in schrecklicher Erin- 
nerung sind. Es beginnt mit zügel- 
los harten Urteilen gegen verirte 
politische _„Verzweiflungstäter", 
weil die Justiz sich hier noch den 
geringsten Widerstand oder gar das 
größte „Verständnis” der Bevölks- 
rung erhofft. Es endet mit dem 
Justizterror gegen alle Gegner des 
Kapitalismus, mit der polizeilichen 
und gerichtlichen Unterdrückung 
der gesamten Arbeiterbewegung. 
Unzählige Menschen wurden im 
Nazi- Faschismus in Konzentra- 
tionslager, in Gefängnisse der Ge- 
stapo und der Strafgerichte gewor- 
fen. Ihr einziges „Verbrechen” war, 
daß sie Kommunisten, Gewerk- 
schafter, aufrechte Antifaschisten 
oder Juden waren. 

1941 wurde ein kommunisti- 
‚scher Bergmann zu anderthalb Jah- 
ren Zuchthaus verurteilt, weil‘ er 
sieben Jahre zuvor „zwei- oder 
dreimal kleinere Geldbeträge von 
etwa je zwanzig Pfennig” für poli- 
tische Häftlinge gespendet. hatte. 
Im gleichen Jahr wurde eine Frau 
zu zweieinhalb Jahren Zuchthaus 
verurteilt, weil sie als politischer 
Flüchtling Unterstützungsgelder von 
der Roten Hilfe entgegengenom- 
men hatte. 

Zwei Beispiele aus der endlos 
langen Kette von Verbrechen der 
kapitalistischen Klassenjustiz unter 
‚dem Faschismus. Der Staatsanwalt, 
der in diesen beiden Fällen die ver- 
hängten Strafen forderte, war H. 


Schrübbers. Dieser Mann war an- 
schließend über 16 Jahre Präsident 
des westdeutschen Bundesamtes für 
Verfassungsschutz 


Wes Brotich ess’‚des Staatich schütz’! 


So wie mit Schrübbers hat sich 
das Kapital mit tausenden anderen 
alten und neuen Nazis nach dem 
Zweiten Weltkrieg wieder einen t=- 
dellos funktionierenden Staatsappa- 
sat aufgebaut. 1968 waren bei- 
spielsweise noch über 800 Juristen 
der Nazi-Justiz in westdeutschen 
Gerichten tätig. 

(Braunbach, Staatsrerlag der DDR). 


raren die Garanten, die dafür 
sorgten, daß nach ihrer Pension 
ebenso loyale Kapitalistenknechte 
an ihre Stelle treten. Richter, die 
genau zu unterscheiden wissen, weh 
che „Verbrechen” gegen das Kapi- 
tal gerichtet sind und daram ver- 
folgt werden müssen, und welche 
Verbrechen im Interesse des Kapi- 
tals sind, und darum geschätzt und 
verteidigt werden müssen. Denn das 
ist der Kern der kapitalistischen 
Klassenjustiz: ein „Recht mit zwei- 
erlei Maß”, Unrecht gegenüber den 
Arbeitern und Gegnern des Kapi- 
talismus auf der eisen Seite, 
schrankenlose Duldung von Ver- 
brechen der Kapitalisten und ihrer 
Stiefelputzer auf der anderen Seite. 

Durchschnittlich 30 Arbeiter 
werden täglich in sogenannten „Ar- 
beitsunfällen” getötet. Ursache ist 
fast durchweg die durch das Profit- 
streben der Kapitalisten diktierte 
Arbeitshetze, völlig ungenägende 
Sicherheitsvorkehrungen, weil diese 
natürlich Geld kosten usw. Wo wur- 
den jemals die Unternehmer dafür 


Se m 


.. Opfer der Polizeiwillkür 


zur Rechenschaft gezogen? Wo hat 
ein Gericht jemals geurteilt, daß 
die „Arbeitsunfälle” nichts anderes. 
sind als Mord am Arbeitsplatz? 

Wo schreiten die Gerichte ein 
gegen die ungeheuer zunehmende 
Umweltverseuchung durch die kap- 
talstische Industrie, die langsam 
aber unaufhörlich die menschliche, 
Gesundkeit und die Natur zer- 
schindet? 

Noch einige Beispiele dafür, wie 
in solchen Fällen „Recht” gespro- 
chen wird, wenn sich eine Ein- 
schaltung der Gerichte aufgrund 
des öffentlichen Drucks nicht mehr 
vermeiden Iäßt: 


Die Firma Chemie Grünenthal 
hat mit ihrem Medikament Conter- 
gan ungefähr 2000 Krüppel auf 
dem Gewissen. Lange Zeit wurde 
das Medikament nicht zurückgezo- 
ge2, obwohl bereits zahlreiche Miß- 
bildungen bei kleinen Kindern auf 
dessen Schädlichkeit hinwiesen. Als 
dann eine gerichtliche Unters- 
chung nicht mehr zu vermeiden 
war, erging folgendes Urteil: Nicht- 
verfoigung wegen Bagatellsache! Die 
Schuld des angeklagten Unterneh- 
mens sei zu gering! Ähnliches ver- 
ef danach mit dem Medikament 
MenociL 

Der ehemalige Beisitzer von 
Freisier am „Nolksgerichtshof” der 
Nazis, H.J. Rehse, der für etliche 
Binturteile an Kommunisten und 
fortschrittlichen Arbeitern mitver- 
antwortlich ist, übte noch lange 
Zeit in der BRD seinen Richter- 
beruf aus. Als seine „Vergangen- 


“ 


heit” bekannt wurde und deswegen 
ein Gerichtsperfahren. eingelitet 
werden mußte, wurde er 1968 in 
Zweiter Instanz freigesprochen. Be- 
gründung: zuch der totalitäre Staat 
habe ein Recht auf Selbsbchaup- 


Allein bei der Hamburger Staats- 
anwaltschaft liegt seit 1960 Ma- 
erlal über mehr äls 60 Nazi- Ver- 
brechen in den Akten, ohne daß 
bislang eine Anklageschrift raus- 
kam. Dr. Ludwig Hahn beispiels 
weise, ehemaliger SS- und SD- 
Chef von Warschau, der des mehr. 
fachen Mordes beschuldigt wird, be- 
Tindet sich immer noch auf freienf 
Fuß. Er ist nicht der einzige. 
Polizeimeister Kurras, der am 
2. Juni 1967 den Studenten Benno, 
Ohnesorg bei einer Demonstration 
gegen den iranischen Schah erschoß, 
wurde freigesprochen. Gegen Poli- 
Zeimeister Hinzmann, der Petra 
Schelm erschoß, wurde das zu- 


nächst eingeleitete Ermittlungsver- 
fahren wieder eingestellt. 


Das ist die Wirklichkeit der Klas- 
senjustiz in unserem Land. Das 
Urteil gegen Werner Hoppe soll der 


Rechnung der Klamenjustiz wird 
auf die Dauer nicht aufgehen. Im- 
mer, wenn der kapitalistische Staat 
u gesteigerten Terrormaßnahmen 
geift, ruft er damit eine breitere 
Empörung unter der Berölkerung 
hervor. 

Mehr Menschen werden die gan- 
ze Widerwärtigkeit dieses Systems 
erkennen. Sie werden erkennen, 
daß das Urteil gegen Hoppe kein 
Einzelfall ist, sondern nur die Spit- 
ze eines Eisberges. Sie werden er- 
ui. das, de ee 
„Recht” in Wahrheit 
ist, ein „Recht mit Ti ehr Maß. 
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‚Arbeiterkampf Nr. 21/August 1972 


Der Kampf der DOCKER 


Die Kämpfe der englischen Arbeiter für höhere Löhne und gegen 
die reaktionären Maßnahmen der. konservativen Regierung in diesem 
Jahr waren erfolgreich. Die Regierung war nicht in der Lage, ihr ar- 
beiterfeindliches Programm — Lohnleitlinien von 7—8% und die An- 
wendung des Antistreikgesetzes — durchzuführen. 
© 280.000 Bergarbeiter erkämpften sich im Februar nach 6 - wöchigern 

Streik eine 20 %ige Lohnerhöhung, obwohl die staatliche Kohlen- 

behörde nur 8% zugestehen wollte. 
© 250.000 Eisenbahner holten sich im April 13,5 %. Sie hatten sich 

nicht dadurch bärren lassen, daß die Regierung zum ersten Mal das 

Antistreikgesetz anwendete u E 

Antistreikgesetz anwendete und ihren Streik für eine „Abkählung- 

frist” von 14 Tagen aussetzte. Nach dieser Frist kämpften sie weiter — 

genauso hart wie vorher. Die mit der Aussetzung bezweckte „Ab- 
kühlung” der Kampfbereitschaft hatte es nicht gegeben. 
® Gegenwärtig stehen die Docker (Hafenarbeiter) im Mittelpunkt der 

Auseinandersetzungen. Die Kapitalisten verscuhen, die „natürlichen 

Folgen der Rationalisierung” der Hafenbetriebe durch die Einführung 

‘von Container - Verkehr auf den Rücken der Docker abzuwälzen. Die 

Einsparung von Arbeitern benutzen sie zu Massenientlassungen und 

Lohndrückerei. Den Widerstand der Docker dagegen versucht die 

Regierung im Auftrag der Kapitalisten durch die Anwendung des 

Antistreikgesetzes und der ihr zur Verfügung stehenden Staatsorgane 

brutal niederzuknüppeln. Geldstrafen, Haftbefehle, Gefängnis, Erklä- 


rung des Notstandes, das Einsetzen von Polizei und Militär — das 
sind die Mittel, mit denen die Arbeiterbewegung zerschlagen werden 
soll. 


Daß sich die Klassenkämpfe in England gerade in dieser Zeit so un- 
geheuer verschärfen, ist nicht zufällig: 

Die englischen Kapitalisten wollen durch den Eintritt in die EWG ihr 
wirtschaftliches und politisches Come - back in der Weltpolitik einleiten, 
Für den Konkurrenzkampf mit den europäischen Kapitalisten sind die 
englischen Kapitalisten aber denkbar schlecht ausgerüstet: Die niedrigsten 
Produktivitätsraten in Westeuropa und veraltete Maschinen und Pro- 
duktionsanlagen sind typisch für die englische Wirtschaft. Die Verelendung 
breiter Schichten des Proletariats ist viel weiter fortgeschritten als z. B. 
bei uns in der BRD, 


Um ihre Machtposition der europäischen und US - amerikanischen 
Konkurrenz gegenüber zu verbessern, müssen sie sich also „Ruhe an 
der Heimatfront” verschaffen. Eine solche „Ruhe an der Heimatfront” 
fordern auch die kapitalistischen EWG-Siaaten von den englischen 
Kapitalisten als Bedingung für den Eintritt in die EWG. Denn erziens 
wollen sie sich an der Ausbeutung der englischen Arbeiter beteiligen 
(die EWG - Mitglieder haben sich bereits darauf geeinigt, daß „europä- 
ische Lohnleitlinien” von 7— 8 % durchgesetzt werden sollen, 

Zweitens fürchten sie das „Übergreifen” der klassenkämpferischen 
Haltung der englischen Arbeiter auf das Festland. 


Das Antistreikgesetz ist die Eintrittskarte der englischen Kapitalisten 


m 23. 7. verhaftete die englische 


[Polizei fünf Dock 
|Tumer,  Watuns, 
und " Merrick, 


holte sie zu Hause ab, die ande- 
ren verhaftete sie aus einer Streik- 
postenkette heraus, Der formale 
Verhaftungs, grund” war, daß sie 
nicht zu einem Gerichtstermin er- 
schienen waren, auf dem sie sich 
für ihre Kampfmaßnahmen verant- 
worten sollten, Der wahre Grund 
aber war ein anderer: Die fünf 
hatten nämlich in den letzten Mo- 
naten bei den harten Kämpfen der 
Docker um sichere Arbeitsplätze 
und gegen das Antistreikgesetz in 
vorderster Frönt gestanden und den. 
Kampf angeführt. Die Regierung 
wollte durch diese „exemplarische 
Maßnahme” die streikenden Docker 
einschüchtern. Die Antwort der 
englischen Arbeiter auf diese Pro- 
vokation war eindeutig: Innerhalb 
von wenigen Tagen arbeitete in 
‚ganz England kein einziger Docker 
mehr. Die größten Häfen London, 
Liverpool und Hull waren dicht. 
‚Auch in den kleineren Häfen wurde 
kein Stück Arbeit mehr angefaßt, 
Und dann ging es Schlag auf 
Schlag: Über 150.000 Arbeiter und 
Angestellte traten spontan in Sym- 
Päthiestreiks: 
® Die Bergarbeiter in Wales be- 
schlossen ein paar Tage später, den. 
Dockern zu helfen und legten die 
Arbeit nieder. Sie hatten im Fe- 
bruar, als sie selbst 7 Wochen im 
Streik standen, gelernt, was Arbei- 
tersolidarität ist. Die Eisenbahner, 
Elektrizitätswerker und die Docker 
hatten ihnen damals geholfen und 
verhindert, daß Kohle von den Hal- 
den oder aus dem Ausland ran- 
gekarrt wurde, um den Streik wir- 
kungslos zu machen. Ohne diese 
Unterstützung hätten die Berg 
beiter ihren Kampf gegen die Ka- 
pitalisten verloren. 
® Die Setzer und Drucker in den 
Zeitungsverlagen hatten schon vor 


Korrektur 


Im letzten „Arbeiterkampf” 
schrieben wir im Artikel „Fuck 
the law” über die Streikentwick- 
lung in England: „So stieg. die 
Zahl der Streiktage von 1731 
(1963) über 4672 (1968) bis zu 
10854 (1970)". Mit diesen Zahlen 
sind natürlich Streiktage in Tausend 
‚gemeint. Demnach waren es 


1968 1731000 
1968 4672000 
1970 10.854.000 Streiktage. 


(Aus „Klassenkämpfe in Westeuro- 
pa”, rororo Taschenbuch) 


dem Wochenende die Arbeit nie- 
dergelegt. Bis auf eine Morgenzei- 
tung erschien $ Tage lang keine 
einzige Zeitung in England. 
® Lastwagenfahrer riefen unter der 
Parole „kein Lastwagen auf Eng- 
lands Straßen” einen Sympathie- 
streik aus. 
© 500 Automobilarbeiter der Bri- 
tish-Leyland - Austin-Werke in 
Birmingham ließen die Arbeit lie- 
gen. 
® Das ganze Bodenpersonal auf 
dem Londoner Flughafen Heath- 
row streikte, 
® Busfahrer, _Fischereihafenarbei- 
ter, Marktarbeiter" solidarisierten 
sich mit ihren Dockerkollegen. 
Die massenhaften Proteste hat- 
ten Erfolg: Nach 5 Tagen waren 
die verhafteten Docker frei, die 
Arbeiter hatten die Kapitalisten 
und ihre Justiz zum Nachgeben 
gezwungen. Bernhard Steer — einer 
der Verhafteten — sagte dazu rich- 
tig: „Die Arbeiter haben uns raus- 
geholt!” 


Warum Streik? 


Die bürgerliche Presse in der 
BRD hat anfänglich über die schon 
Monate dauernden Kämpfe der 
Docker kein. Sterbenswörtchen be- 
richtet. Jetzt wurde plötzlich vom 
Streik berichtet. Er wurde aber so. 
dargestellt, als ginge es einzig und 
allein darum, die verhafteten Dok- 
ker wieder ’rauszuhauen. Das. ist 
‚ein Manöver, um die ökonomische 
Notwendigkeit und den politischen 
‚Charakter der Kämpfe zu verschlei- 
‚ern und insbesondere die westdeut- 
schen Arbeiter darüber zu belügen. 
Worum es wirklich ging, zeigten 
die Docker, als ihre Kollegen wieder 
draußen waren: Der Streik ging 
weiter für sichere Arbeitsplätze und 
‚gegen das Antistreikgesetz der Ka- 
Pitalistent 
Für Sicherheit der Arbeitsplätze 
Die Docker befinden sich in e- 
ner verzweifelten Notlage: Seit 
1970 sorgt ein von der Regierung 
ingesetztes „Modernisierungskomi- 
tee für die Dockindustrie” für 
schärfste Rationalisierung in den 
englischen Häfen. Die englischen 
Hafen - Kapitalisten sind ihren Kon- 
kurrenten auf dem Festland nur 
‚gewachsen, wenn sie die-Umstellung 
auf Container zügig vorantreiben. 
Dabei nehmen sie auf die Lage 
der Docker natürlich keine Rück- 
sicht: 
= Bis 1975 soll die Anzahl der 
Docker um die Hälfte verringert 
werden. 
= Die Hälfte aller Schiffs- Liege- 
plätze wird stillgelegt. 


in die EWG. 


= Schon jetzt ist ein Drittel der 
eingetragenen Docker arbeitslos. 


= Über die Hälfte der Docker, die 
Arbeit haben, werden nur halbtags 
beschäftigt. 

Durch einen hinterhältigen 
Schachzug versuchen die Unterneh- 
mer darüberhinaus noch, die er- 
kämpften Tarife der Docker zu 
unterlaufen. Kurz nach dem Il, 
Weltkrieg hatten sich die Docker 
die Zusicherung der staatlichen Ha- 
fenbehörden erkämpft, daß in den 
Hafenbezirken nur „reguläre” Ha- 
fenarbeiter zu festgesetzten Löhnen 
und Arbeitsbedingungen beschäftigt 
werden. Die Häfen und die dort 
beschäftigten Docker wurden in ein 
amtliches Register eingetragen. Seit 
einigen Jahren jedoch haben sich 
außerhalb dieser registrierten Be- 
zirke Stauereifirmen und Hafenan- 
ıgen breitgemacht, die nicht diesen 
Bestimmungen unterliegen und des- 
halb vorzugsweise arbeitslose Land- 
arbeiter aus den umliegenden Ge- 
genden einstellen. Diesen Arbeitern 
brauchen sie nämlich nicht die 
Dockertarife, kein Krankengeld und 
keine Altersrente zu zahlen. (s. 
Kasten „Paradies der Profite”) Die 
Landarbeiter sind froh, wenn sie 
ein paar Schichten mitnehmen kön- 
nen und verschlechtern so — ohne 
daß sie das wollen — die Löhne 


und Arbeitsbedingungen-ihrer Dok- 
kerkollegen. 
Shop Stewards, 

Die Hafenarbeiter gehören — 
neben den Automobil - und Berg- 
arbeitern — zum militantesten Teil 
der-englischen Arbeiterklasse. Ihre 
‚Führer haben sie sich selbstgewählt; 
es sind nicht die offiziellen Ge 
werkschaftssekretäre, sondern die 
besten Kollegen aus ihren eigenen 
Reihen. Sie werden „Shop Ste- 
wards” genannt und sind mit un- 
seren  Vertrauensleuten vergleich- 
bar, Ein Londoner Shop Steward 
erklärte unserem Genossen, der in 
England mit den Dockern gespro- 
chen hat (s. Kasten „Korrespon- 
dentenbericht”), 


triebsversammlung während der Ar- 
beitszeit irgendwo in einem Raum 
außerhalb des Betriebes. Aus ihrer 
Mitte: schlagen die Kollegen vor, 
wen sie als geeignet ansehen. Anı 
Ort und Stelle wird dann gewählt, 
durch Handheben — auf je 100 Ar- 
beiter ein Shop Steward... Die mit 
den meisten Stimmen sind gewählt. 
Die Wahl findet alle 2 Jahre (1) 
statt und es ist jederzeit möglich, 
einen Versager abzuwählen. Wir hat- 
ten mal einen, der stellte sich als. 
Windei ’raus, das hat nur 2 Monate 
‚gedauert und er war wieder weg.” 


Arbeitersolidarität: Die freigelassenen Docker und ihre Kollegen fallen sich in die Arme. 
‘ 


Auf die Frage, ob auch Vizen 
(Oleister im Hafen) gewählt wer- 
den: „Unmöglich — der Foreman 
(Vize) zählt für uns eindeutig zum 
„Staff”, zum Management, er ver- 
iritt die Unternehmenmeite und 


ward Comitee gebildet. Damals wur- 
de die Bedrohung der Arbeitsplätze. 
‚durch die schon beschriebenen Prak- 
Wien der 

Der jetzt national geführte offiziek- 
ie Streik dagegen wäre ohne die 
Vorarbeit der miteinander in stän- 
diger Verbindung stehenden Shop 
Stewards aller britischen Häfen un- 
möglich gewesen, denn wie bei ums, 
so versicht auch in England die 
Gewerkschaftsführung alles, um Ar- 
beitskämpfe zu hintertreiben. Die 
Shop Stewards sind es, die den or- 
Qanisierten Druck „son unten” in 
die Gewerkschaft hinein ermögli- 
chen. 

Angeführt von ihren Shop Ste- 
wards kämpfen die Docker vor al- 
lem gegen das „Antistreikgesetz”. 
An den Dockern wollen die Kapitz- 
listen die Anwendung des Gesetzes 


‚Arbeiterkampf Nr. 21/August 1972 


Seins 


ausprobieren. Bisher sind diese Ver- 
suche allerdings nicht gerade erfolg- 
Teich für die Kapitalisten gewesen. 


Kampf gegen Antistreikgesetz 

Den ersten Entwurf für ein sor- 
ches Gesetz hat die damalige sozial- 
demokratische Labour - Regierung 
1969 vorgelegt. Sie mußte ihn aber 
wieder zurückziehen, weil 100-Tau- 
sende auf die Straße gingen, dage- 
gen demonstrierten und streikten. 
Die konservativen Tories, die 1970 
an die Regierung kamen, brauchten 
nicht so. viel Rücksicht auf die 
Stimmung in der Arbeiterklasse neh- 
men. Sie setzte das Gesetz — in 
verschiedenen Punkten noch we- 
sentlich schärfer gefaßt als der La- 
bour - Entwurf — im Februar dieses 
Jahres durch. 


Den Kernpunkt des Gesetzes ha- 
ben wir in der letzten Nummer des 
„Arbeiterkampf” schon benannt: 


® Tarifliche Verhandhungsergebnis- 
se sollen in Zukunft für die Ar- 
beiter und ihre Gewerkschaften 
„rechtlich bindend” sein und 
Streiks während eines laufenden 
Tarifvertrages, also sog. „wilde 
Streiks”, als Vertragsbrüche gel- 
ten. Derartige „Vertragsbrüche” 
sollen dann mit hohen Geld- 
und Gefängnisstrafen geahndet 
werden. 


Damit wird das Recht auf „Im- 
munität im Arbeitskampf”, das 
sich die Arbeiterklasse bereits, 
1906 erkämpft hatte, außer Kraft 
gesetzt: Dieses Recht bedeutete, 
daß die Gewerkschaften einen 
Streik ausrufen konnten, wann 
immer die Arbeiter dies für not- 
wendig hielten, selbstverständlich 
auch während eines laufenden 
Tarifvertrages. Sog. „wilde” 
Streiks waren in England also 
‚ganz „normal”, Eine sog. „Frie- 


Paradies für 


denspflicht” für Gewerkschaften 

gab es bisher nicht, bzw. wurde 

1906 auf Druck der Arbeiter 

abgeschafft. Entgegen Interpreta- 

tionsversuchen _wöstdeutscher 

Gewerkschaftsführer ist die 

„Friedenspflicht” für die Arbei- 

fer bei Dauer eines laufenden 

Tarifvertrages also durchaus kein. 

„normaler” Zustand — wie am 

Englischen Beispiel leicht zu er- 

kennen. Vielmehr handelt es sich 

dabei um ein beliebtes Erpres- 
sungsmittel der Kapitalisten. 

Löhne und Gehälter sollen für 

bestimmte Fristen unwiderruf- 

lich festgelegt werden, während 
sie selbst in dieser Zeit nach Be- 
lieben Profite und Preise erhöhen 

können. Kein Arbeiter wird im 

Kapitalismus gegen „wilde” Preis- 

erhöhungen, gegen „wilde” Ra- 

tionalisierungsmaßnahmen der 

Kapitaliten durch eine „Frie- 

denspflicht” geschützt. 
® Ergänzt wird dieser Angriff auf 

die Streikfreiheit durch die Re- 
gistrierpflicht: Alle Gewerkschaf- 
ten müssen sich in Zukunft in 
ein staatliches Register eintra- 
gen lassen. Ob sie dort aufge- 
‚nommen. werden, hängt davon 
ab, ob ihre Satzung genehmigt 
wird oder nicht: Durch die staat- 
liche Kontrolle der Gewerk- 
schaftssatzungen wollen die Ka- 
pitalisten die Einschränkung der 
innergewerkschaftlichen Demo- 
kratie durchdrücken: durch kom- 
plizierte Instanzenwege und Ab- 
stimnungsvorschriften soll das 

Mitspracherecht der Mitglieder 

bei Beschlüssen (vor allem bei 

Streikbeschlüssen!) erschwert 

werden. 

Während es bisher für die Shop 
Stewards relativ leicht war, auch 
‚ohne Befragung der Gewerkschafts- 
führung, einen Streik durchzufüh- 


den PROFIT 


Hafen @ registriert 
© nichtregistriert 


Lage der Docker in den unregistrierten Häfen 


Die Situation in den Häfen um Hull in 
Mittalengland ist typisch 

Drei_ registrierten Häfen, in denen 
‚die Bastimmungen über Tarif und Ar- 
beitsbedingungen von den Unternehmern 
eingehalten werden missen, stahen acht 
 unregistrierte Hafenanlagen gegenüber. 
die In den letzten Jahren wie die Pilze 
aus dam Boden schossen. In diesen un- 
agistriorien Höfen. herrschen ‚praktisch 
tariflose_ frühkapialisische Zustände, 
Das nutzen di 
Zum letzten aus, ur 
N zutreiben. Während 
ker 


agisrierter DOk- 
ws Hull — nach einem Bericht in 
der  konservstiven Zeitung „The 
Times" — für sine 40. Stunden -Wöche 
3 Pfund bekommt. (etwa 331,50 DM 
brutto), verdient. ein. nichtregistrierter 
Docker in Gunness (siehe Karıo) genau. 
die Hälfte — nämlich 18 Pfund! 

Die unregistrierten Docker sind. als 
‚Schichtenputzer"” bekannt, Viele von 
ihnen sind Kleinbauern, die ihre Kate 
vor dem finanziellen Ruin retten wollen. 
Nur sehr wenige sind in der Gewerk- 
schaft, Häufig werden Arbeiter gafeuert, 
weil sie in die Gewerkschaft eintreten. 

Bei der hohen Arbeitslosigkeit sitzt 
Ihnen ständig die Angst vor der Kün- 
igung im Nacken. Die Unternehmer 
konnten so bisher ohne großen Wider- 
‚stand unmenschliche Leistungen von 
‚nen fordern. 80 Stunden in der Woche 


sind dabei keine Seltenheit. Außer pri- 
mitiven Toiletten gibt es kaine sanitäre 
Einrichtungen. Auch vor der Beschäfti- 
ung „halber Kinder” schrecken die 


Hafan ak Filialen wieder. Die umgesc 
‚9e0e Tonnage steigt hier rapide an. 
rend se in den „regisrieruen” Hälen 
Immer mehr zurückgeht. 

Im Hull2..B. fie die Tonnage 
von 6,25 Millionen Tonnen (1970) auf 
4 Miionen. 11971). Die Proffze dagegen] 
und die Ausbeutung der Docker eig] 
ins, unermeßliche, Die  unregistrieren] 
Häfen sind bisher Paradise des Profi 


Docker versuchen eine Polizeikette zu durchbrechen, die den Weg für 


ven, sollen diese Entscheidungen 
jetzt stärker nach „oben” verlagert 
werden. Gleichzeitig wird den Ge- 
werkschaftsführern ein Katalog von 
Disziplinierungsmaßnahmen in die 
Hand gegeben, mit denen sie auf- 
müpfige Stewards an die Kandare 
‚nehmen sollen. 


Durch die Androhung verschie- 
dener finanzieller Strafen versuchen 
ie Kapitalisten die Gewerkschaften 
Zu, zwingen, sich. registrieren zu 
lassen: 

© sonst müssen sie Steuern zahlen 

— Gewerkschaften waren bislang 

vom Steuerzahlen befreit gewe- 

sen 

@ sonst können sie bie jedem Streik 
schadensersatzpflichtig gemacht 
werden. 

Wenn sich eine Gewerkschaft 
aber trotzdem nicht registrieren Ias- 
sen will, dann wird ihr ganz einfach 
abgesprochen, überhaupt eine Ge- 
werkschaft zu sein! 


Laut Gesetz sind nämlich nicht- 
registrierte Gewerkschaften nur 
noch irgendwelche „Organisationen 
von Arbeitern” und keine Gewerk- 
schaften mehr. 

In diesem Punkt sind die Kapita- 
listen ganz offen: sie wollen die 
freien Gewerkschaften — so wie sie 
‚jetzt noch bestehen — zerschlagen. 
Trotz Bestechung der Gewerk- 
schaftsspitze haben sie sich durch 
den Druck der Arbeiterklasse. im- 
mer noch als Waffe gegen Lohn- 
abbau und politische Entrechtung 
erwiesen. Diese Waffe will die Ka- 
pitalistenklasse der Arbeiterklasse 
aus der Hand schlagen. 

Zu diesen beiden Kernpunkten 
(Aufhebung der Streikfreiheit, Re- 
istrierpflicht) kommt noch, daß 
die Regierung durch das Antistreik- 


I] gesetz ermächtigt ist, einen Streik 


bis zu 60 (!) Tagen auszusetzen. 
Damit gibt es den Unternehmern 
schön Zeit, sich auf einen Streik 
vorzubereiten, die Produktion zu 
verlagern oder im Voraus zu pro- 
duzieren. Außerdem wird diese Zeit. 
nicht verstreichen, ohne daß Presse 
und Kapitalisten versuchen, den Ar- 
beitern das Streiken auszureden und 
sie zu demoralisieren. 


In der Praxis können die Kapi- 


Und das, obwohl es sich dabei um 
ein „ordnungsgemäß parlaments- 
Tisch’ yerabschiedetes Gesetz” han- 


delt, was gerade die bürgerliche 
Presse hier in der BRD immer wie- 
der herausstreicht. Die englischen 
Arbeiter halten sich’in dieser Frage 
eben nicht an die „parlamentari- 
schen Spielregeln”. Sie bekämpfen 
das Gesetz, weil es sich gegen ihre 
Interessen richtet. ob es nun irzend- 
wo verabschiedet wurde oder nicht! 


Auch die Gewerkschaftsführung 
ist gezwungen, in den Protest gegen 
das Gesetz mit einzustimmen, ob- 
wohl sie dabei ständig versucht, 
den Kampf der Arbeiterklasse abzu- 
wiegeln und ihm die politische 
Schärfe zu nehmen. So hat der 
TUC (Dachverband der größten Ge- 
werkschaften in England) im März 
71 beschlossen, daß sich keine der 
dem TUC angeschlossenen Gewerk- 
schaften registrieren St und daß 
der Teneralrat des TUC „alle Ge- 
werkschaften in ihrem Kampf ge- 
gen dieses Gesetz unterstützt.” Wei- 
terhin wurde unter dem Druck der 
Delegierten beschlossen: „Alle dem 
TUC angeschlossenen Gewerkschaf- 
ten sollten Schritte unternehmen, 
die garantieren, daß sie keine recht- 
lich bindende Kollektivverträge ein- 
gehen und daß jede Vereinbarung, 
die bereits besteht oder gerade ab- 
geschlossen wird, eine Klausel ent- 
halt, die den Rechtsweg aus 
schließt.” 


Insgesamt kann man sagen, daß 
die Kämpfe der englischen Arbeiter- 
klasse gegen die Anwendung des 


Eisenbehnbebörde 13,5 & Lohner- 
höhung zugesteben. 


2. Der Dockerstreik 


Auch die Docker Heßen sich 
nicht täuschen, obwohl die Kapi- 
talisten ihnen gegenüber mit wech- 
sinden Anpamenten und wechseln- 


® 


= ?: 


der Taktik‘ vorgingen: Im April 
verhängte das Arbeitsgericht gegen 
die Transportarbeitergewerkschaft. 
(TGWU) eine Geldstrafe von 
55 000 Pfund (rund 462 000 DM), 
weil ihre Shop Stewards „wilde 
Streiks” organisiert hatten. Der Ar- 
beitsgerichtspräsident _Donaldsom 
begründete das Urteil folgender- 
maßen: 


„Die Gewerkschaft ist dafür ver- 
antwortlich, wenn ihre offiziellen 
Vertreter oder Shop Stewards bei 
ührer gewerkschaftlichen Arbeit die 


schaft nicht wert‘ und verdienen 
5 nicht, dieses Ami weiter ausiben 
zu dürfen... Ich habe gehört, daß 
die TGWU ihre Autorität dezen- 
tralisiert und alle Mitglieder bei 
Entscheidungen beteiligt. Dies 
stimmt durchaus &berein mit dem 
Führungsprinzip des Gewerkschafts- 
gesetzes. Aber... die aktive Teil 
nahme. der Mitglieder ist keine 
Entschuldigung für Unverantwort- 
lichkeit und Gesetziosigkeit (1). 
Dies ist eine Herausforderung für 
eine wirkliche Führung. Es ist nicht 
Aufgabe des Gerichtes, der Gewerk: 
‚schaftsfährung zu sagen, wie 
ihre Pflicht tun soll. Aber wir 
müssen, zeigen, wo ihre Pflichten 


allem die Shop Stewards fest zm 
der Kandare hat und verhindert, 
4zß die „aktive Teilmahme der 


Seit 
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Der Kampf der Docker 


Von den Dockern lernen 


Korrespondentenbericht aus Eng- 
land 


Um über Ziel und Formen des 
‚Kampfes unserer englischen. Kolle- 
gen größere Klarheit zu gewinnen 
und konkrete Informationen 
über die Lage der Docker einzuho 
en, haben wir einen Genossen un- 
serer Hamburger Betriebsorganise- 
Hion-Hafen nach England ge- 
schickt. Er. hatte u.a. auch die 
Aufgabe, den Dockern über die 
Lage der westdeutschen Hafenarbet- 
ter zu berichten und zu erklären, 
warum es bisher keine praktische 
Solidarität in unseren Häfen mit 
dem Dockerstreik gegeben hat. Hier 
ein Teil seines Berichtes: 


„Als in den Räumen des Streik- 
'komitees in London bekannt wur- 
de, ein Docker aus Hamburg ist 
da, war das Zimmer, in dem ich 
saß, sofort voll, Als erstes wurde 
ich von den versammelten Shop 
‚Stewards gefragt: „Warum laßt ihr 
uns im Stich, warum fallt ihr uns 
in den Rücken? In Frankreich, 
Belgien, Holland, Italien, Schweden 
unterstützen sie uns, nur in 
Deutschland nicht — was ist los 
bei euch? 


Ich berichtete von der Beschi- 


mung vieler Hamburger Kollegen 
angesichts unserer Ohnmacht und 


„Sie haben vielleicht recht, daß 
eine solche Aktion”(die Entlassung 
militanter Shop Stewards),zu einem 
Streik und großem Schaden für die 
Wirtschaft führt” (Das hatten Ge- 
werkschaftsführer vor Gericht ein- 
gewendet)»Diese Gefahren sind of- 
fensichtlich, aber es sind kurz- 
fristige Gefahren. Wir inässen ihnen 
ins Auge sehen, um langfristig ge- 
ordnete inilustrielle Beziehungen zu 
reichen, auf die wir (1) stolz sein 
können, Das erfordert eine starke 
Führung und großen Mut.” 


Aber die Führer der. TGWU 
mußten zugeben, daß es ilinen bei 
der gegenwärtigen Stärke der Ar- 
beiterklasse unmöglich. ist, diese 
arbeiterfeindliche Politik bei ihrer 
Mitgliederbasis durchzusetzen, 


Der „Guardian”, eine bürgerli- 
‚che Zeitung, schätzt die Situation. 
in den englischen. Betrieben durch- 
aus korrekt ein: „Die Shop Ste- 
wards haben. ihre “Autorität nicht 
aus der Gewerkschaftssatzung, son- 
dern durch ihre Wahl im Betrieb. 
Es ist schr unwahrscheinlich, daß. 
man einen „wilden” Streik dadurch 
beenden kann, daß man einen Shop 
Steward entläßt oder diszipliniert, 
Die Shop Stewards initiieren solche 
Aktionen nicht, ohno daß sie die 
volle Unterstützung der Mitglieder 
haben. Einen Steward zu entlassen 
hat nur den Erfolg, daß ein anderer 
gewählt wird, der die gleiche Politik 
fortsetzt.” 


Die Geldstrafe sollte vor allem 
die Gewerkschaftsführung an ihrer 
‚empfindlichsten Stelle — am Geld- 
beutel — treffen, um sie gegen die 
Shop Stewards auf Trapp zu brin- 
‚gen. Da sich aber herausstellte, daß 
es ihr beim gegenwärtigen Kräfte- 
verhältnis gar nicht möglich ist, die 
Shop Stewards zu feuern, war auch 
die Geldstrafe unsinnig und wir- 
kungslos geworden. Deshalb änder- 
te das Arbeitsgericht seine Taktik: 
Es zog die Geldstrafe zurück, er- 
klärte, daß die Gewerkschaft doch. 
nicht verantwortlich für die Ak- 
tionen ihrer Stewards sei und er- 
ließ statt dessen Haftbefehle gegen. 
die Londoner Stewards Williams, 
Steer, Clancy, Merrick und Turner. 
Nachdem der Versuch, die Shop 
Stewards durch die Gewerkschafts- 
führung klein zu kriegen, fehlge- 


von den Ursachen dieser Hilflosig- 
keit: Der mangelnden. Organisiert- 
heit der Kollegen, dem Fehlen von 
‚gewerkschaftlichen Vertrauensleu- 
ten in den meisten Firmen, der 
schändlichen Rolle der Gewerk- 
schaftsführer, von den Fesseln, die 
(das Betriebsverfassungsgesetz” den 
Betriebsräten anlegt, indem es ih- 
nen die Unterstützung von Arbeits- 
‚kämpfen untersagt und sie zur 
„vertrauensvollen Zusammenarbeit” 
mit der Unternehmensleitung ver- 
’pflichtet, Ich berichtete, daß wir 
das letzte Mal 1951 in einem 
15-tägigen Streik um Verbesserun- 
‚gen und Lohnerhöhungen gekämpft 
hätten, daß viele Kollegen im Hafen 
noch nie an einem Streik teilge- 
‚nommen haben und gar nicht 
wäßten. wie man so einen Kampf 
im einzelnen anzupacken hat und 
daß die Hamburger Hafenkapite- 
listen und ihr Senat sich so sicher 
fühlten, daß sie provozierend er- 
klärten, der Hamburger Hafen sei 
bereit, jederzeit jede Menge von 
England umgeleiteter Schiffe auf- 
zunehmen und daß sie sogar mit 
der Lüge „im Hamburger Hafen 
hat es seit 1945 Keinen Streik ge- 
geben” international Reklame ma- 
chen. 


Die Kollegen schüttelten wäh- 
rend meiner Ausführungen Jassungs- 


schlagen war, sollte jetzt im 2. An- 
lauf die Methode der Isolierung 
und Kriminalisierung direkt durch 
Gericht und Polizei angewandt wer- 
‚den, um den Widerstand der Arbei- 
ter zu brechen. 


An dieser Taktik wird zweierlei 

deutlich: 

1. Die bürgerliche Justiz ist — ent- 
‚gegen anderen Behauptungen — 
keine „objektive”, „über allen 
Interesse stehende” und „unab- 
hängige"" Instanz. und das bürger- 


los und schockiert den Kopf und 
einer sagte schließlich: „Es scheint, 
ihr braucht unsere Hilfe mehr alı 
wir eure.” 

Ein anderer meinte: „Ein Gutes 
hat die Sache ja: Was du uns er- 
zählt hası, zeigt uns ganz klar, was 
uns erwartet, wenn wir uns das 
Anti-Streik- Gesetz und die an- 
deren Schweinereien der Unterneh- 
‚mer aufzwingen lassen.” 


Als wir über die Arbeitsbedin- 
gungen im Hamburger und im Lon- 
doner Hafen sprachen, gab es wie- 
der ungläubiges Staunen darüber, 
was wir uns alles gefallen lassen. 
Im Londoner Hafen gibt es auf 
der Kai wie im Schacht nur Elek- 
tro -Stapler. Daß die Hamburger 
Kollegen 2. T. Tag für Tag krebs- 
erzeugenden Dieseiqualm atmen, 
weil die Bosse meinen, Diesel 
schafft mehr als Elektrostapler — 
Profit vor Gesundheit — das würden 
sie_ niemals mitmachen. Genauso 
gibt es in London in der Regel 
kein  Schmutzgeld sondern 
Schmutzkleidung, Schutzmasken, 
Handschuhe etc. in jeder ausrei- 
chenden Menge (sonst wird die 
Arbeit gar nicht erst aufgenom- 
men), dariber hinaus regelmäßige 
Zuteilung von normalem Arbeits- 
zeug inclusive Handschuhe. 

Überhaupt, Sicherheit hat ab- 
‚soluten Vorrang, Sind ‚Winden, 
Strops, Schnaller etc, nicht tiptop 
In Ordnung, wird kein Stück ange- 
Jaßt. 


liche Recht ist keine „unver- 
änderliche Norm sittlichen Han- 
deine”, sondern beides sind 
Mittel der herrschenden Klasse 
‚zur Durchsetzung. ihrer Inter- 
essen! Wenn ein gefälltes Urteil 
(Geldstrafe) den gewünschten 
Zweck (Disziplinierung der Shop 
Stewards) nicht erfült, so wird 
eben willkürlich ein neues Urteil 
gefällt, wenn damit nur das ge- 
wünschte Ziel erreicht wird. 


2. Die Kapitalisten und ihre Justiz. 


Die Arbeit selbst wird in 2 
Schichten verrichtet. I. Schicht von 
7.00 - 14.00 Uhr, II. Schicht von 
14.00 — 21.00, danach ist Feier- 
abend im Hafen. Nachtschicht und 
Wochenendarbeit gibt es nicht. Die 
Docker arbeiten in fest zusammen- 
bleibenden Gängen zu 10-11 
Mann, (2 auf der Kai, 1 Kranführer, 
1 Decksmann und 7 — 8 Mann im 
Schacht) und auf demselben Schiff 
bis es fertig ist. Ihre Schichten 
wechseln wöchentlich .— also eine 


Woche I. — die nächste Woche 
H.Schicht. Unseren ständigen 
Wechsel von I, anrufen, IH. 


Schicht, II, Schicht oder gar Orders 
auf I. II. oder U, I. Schicht 
fanden sie katastrophal und un- 
menschlich. 


Schichtenputzerei gibt es nicht, 
dafür haben die Docker einen Wo- 
chenlohn von #40 (DM 320,-) 
‚erkämpft — das entspricht bei un- 
‚serem Preisnivezu etwa dem 2. Vi- 
zenlohn. Eine Spaltung der Hafen- 
arbeiterschaft in Empfänger von 
Grundiohn, VA-Lohn und HL. Vi- 
zenlohn gibts in London nicht 
und wird auch nicht zugelassen. 


Die Arbeitspausen deuern 3/4 
Stunden und werden in der Regel 
auf 1Stunde ausgedehnt. Die 


' Kuffeeklappen sind — fest oder 


mobil — so über den Hafen verteilt, 
daß man von keinem Platz weiter 
als 100 Meter zu laufen hat. Die 
sagenhaften Preise, die wir in den 
‚Klappen zahlen, hätten in England 


warten in der Regel bei ihren 
‚Angriffen gegen die Arbeiter- 
klasse mit dem offenen Einsatz 
ihrer „schweren Geschütze” (Po- 
zei, Militär..) solange, bis sich. 
andere Mittel und Methoden — 
die des Betrugs, der Bestechung, 
der Aufhetzung des einen Teils 
der Arbeiterklasse gegen den an- 
deren — als wirkungslos, abge- 
mutzt und untauglich erwiesen 
haben, den Widerstand der Ar- 
beiter'zu brechen. Die Kapitali- 
sten wollen nicht durch den 


Nach dem Beschluß der Funktionärsversammlung der TGWU am 16.8., 
den Streik am 20.8. zu beenden: Jack Jones wird von Polizisten vor den 
wütenden Dockern geschützt. 


sofortigen Boykott und wenn des 
nichts hüft, Streik zur Folge. 

‚Saubere Umkleide- und Dusck- 
räume in nächster Nähe der Liege- 
plätze sind ebenfalls eine Selbsrver- 
ständlichkeit. 

Die gesamte Arbeitseinteikung it 
Sache der Shop Stewards. Sie sor- 
gen. dafür, daß e gerecht zugeht. 
War man gerade im Zement, 
kommt man erstmal nicht wieder 
hinein, hatte man lange gute Jobı, 
kommt man auch wieder mal im 
den Dreck — keiner wird bevorzugt. 


Diese Regelungen bestehen zum 
größten Teil zeit 1967. Vorher 
herrschte ein völlig anderes Sy- 
stem (auf das ich hier eber nicht 
eingehen wi, , 

Seit der Umstellung auf das 
oben beschriebene System ist die 
Tonnageleistung pro Mann niedri- 
ger geworden, eı wird ruhiger dafür 
über auch sauberer gearbeitet, eı 
herrscht mehr Interesse an der Ar- 
beit (der Docker weiß, wenn er 
heute schlecht iaut, hat er mor- 
gen, wo er an den gleichen Ar- 
beitsplatz kommt, umso größere 
Schwierigkeiten) es gibt weniger 
Unfälle, weniger Bruch, das Ge- 
sckirr wird geschont. Sofern Pen- 
zum gearbeitet wird (seltener als 
bei uns), 10 nur bei wirklich maß- 
vollen Angeboten (150 t Sackgut 
im 4-Mann - Gang wie bei uns in 
Hamburg, das halten sie”für KZ- 
Arbeit). Grundsätzlich güt bei den 
Dockern die_ Regel: Gesundheit 
geht vor Profil” 


schütze unnötig die in der Ar- 
beiterklasse verbreiteten, für die 

Kapitalisten nützlichen Illusio- 

‚nen, über.den „Sozialstaat” ze- 

seören un der Gr 

der kapialistischen Stzatema- 
schine offenbaren. Eine vol- 
ständige Erkenntnis dieses Ge- 

Waltcharakters würde die Arbei- 

ter letztlich zum bewaffneten 

Aufstand gegen die Kapitalisten - 

Macht führen. 

Den englischen Kapitalisten 
schien nach dem „Versagen” der 
Gewerkschaftsführung. der Zeit- 
punkt gekommen zu sein zur Me- 
thode der Peitsche überzugehen. 
Doch auch damit scheiterten sie 
vorerst: Hunderttausende demon- 
strierten und streikten. Nach 5 Ta- 
gen mußten sie die 5 Shop Ste- 
wards wieder freilzssen! 


Der Kampf geht weiter 

Die Docker ließen zuch mach 
diesem Erfolg in ihrem Kampf 
nicht nach. Walter Cunningham, 
ein Shop Steward aus Hul, sagte 
„Wir werden weiterkämpfen, und 
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wenn notwendig, unsere Kampf- 
maßnahmen ausdehnen!” 

Die Kapitalisten dagegen ver- 
suchen jetzt gleichzeitig mit Zuk- 
kerbrot und Peitsche die Streik- 
front aufzubrechen; 


Einerseits: 
® Notstand und die Drohung, Sol- 
daten beim Laden und Löschen 
der Schiffe einzusetzen und damit 
den Streik wirkungslos zu machen, 


® immer brutaleres Vorgehen der 
Polizei gegen die Docker: Am 8. 8 
‚knüppelte ein Heer von Polizisten 
auf demonstrierende Arbeiter und 
nahm 17 fest. Am 9.8. prügelten 
sie in einem klejneren Hafen den 
Weg für einen Lastwagen frei, der 
Ladegut zum Hafen fuhr, und 
nahm wieder mehrere Docker fest. 


Andererseits 
„Gemeinsame Gespräche” mit Ge- 
Werkschaftsdelegierten, „um die 
Probleme auf dem. Verhändlungs- 
wege zu lösen”, und „verlockende” 
Angebote, 


Bisher ließ sich die Mehrheit der 
Delegierten durch diese „Tour” der 
Bestechung nicht täuschen, Mehr- 
heitlich wurde der „Aldington - 
‚Jones - Plan” abgelehnt, den Jack 
Jones, Chef der TGWU, mit Ak 
dington, dem Kapitalistenvertreter, 
in_„Gemeinschaftsarbeit” ausge: 
tüfftelt hatte, Der Pln sah. vor, 
daß an alle Docker über SS Jahre, 
die sich „freiwillig entschließen, 
ihre Arbeit aufzugeben, 4000 
Pfund (etwa 32.000 DM — also 
zwei Jahresverdienste) gezahlt wer- 
den sollten, Da England bereits 
Jetzt über eine Million Arbeitslose 
hat und diese Zahl weiter ansteigt 
(und sogar ein Drittel der registrier- 
ten Docker bereits arbeitslos ist!), 
ist kaum damit zu rechnen, daß 
die 55 -jährigen arbeitslosen "Dok- 
ker wieder Arbeit finden. Wenn 
sich‘ die Docker auf dieses „Ge 
schält eingelassen hätten, müßten 
sie nach dem Verbrauch der 4.000 
Pfund bereits mit 57 Jahren von 
der knapp bemessenen Rente leben 
Diese Rente würde zudem unter 
‚dem Durchschnitt liegen, weil die- 
sen Kollegen ja rund 10 Arbeitsjahe 
re fehlen, Dieser Plan ist also ein 
hinterhältiger Trick, die massenhaf- 
te Entlassung von Dockern auf dem 
kalten durchzuführen, 


Kollegen „recht ordentlich” 
abgefunden. Statt dessen aber wür- 
de dieser Plan Tausende in eine 
völlig ungesicherte Zukunft stürzen. 

Aber die Arbeiter waren auf der 
Hut. Der Plan wurde eindeutig ab- 
gelchnt. Bei der letzten Abstim- 
mung der TGWU - Delegierten über 
die Frage, ob der schon seit Mona- 
ten andauernde Streik für offiziell 
erklärt werden sollte, sah die Sache 
nicht mehr ganz so eindeutig aus: 


18 Delegierte enthielten sich der 
Stimme bei 38 für und 28 gegen 
offiziellen Streik, 


Aber auch wenn dieses Delegier- 1 
ten-Gremium gegen weitere 
Kampfmaßnahmen und für die An- 
nahme eines ähnlichen Planes | 
stimmt, werden die Kämpfe weiter- 
‚gehen. 70 — 80 % der Docker wür- 
den weitermachen. Das zeigte auch 
die, Beteiligung an den inoffiziellen 
Streiks vor dieser Abstimmung. 


Da stellt sich natürlich die Frage, 
wessen Interessen dieses Gremium 
eigentlich vertritt. Offensichtlich 
nicht das der überwiegenden Mehr- 
heit der Docker: Während zwei 
Drittel der Docker gegenwärtig für 
Streik sind (sogar das Risiko in- 
offizieller Aktionen auf sich 
nimmt), ist nicht mal die Hälfte 


„ihrer” Delegierten (nämlich 38) | 


ihrer Meinung. Demgegenüber aber 
ist über die Hälfte dagegen (28) 
bezw. nicht dafür (18 Enthaltun. 
gen). Diese 18 kommen ausnahms- 
los aus kleinen Häfen, welche mit 
den Problemen der Docker aus den 
großen Häfen wie London, Liver- 
POOL usw. wenig zu tun haben. Hier 
ist also offensichtlich durch einen 
entsprechenden Delegiertenschlüssel 
dafür gesorgt worden, daß die Inter- 
essen der übergroßen Mehrheit der 
Docker gar nicht zum Tragen kom- 
men, Solche „Interessenvertretun- 
gen” sind natürlich bequeme 
schäftspartner” für die Kapitalisten. 
Sie werden sich letztlich auf faule 
Kompromisse einlassen, die dann 
den Arbeitern aufgezwungen wer- 
den, weil doch „ihre eigenen” Dele- 
gierten dafür stimmten. 


Außerdem können die Kapitali- 
sten noch einen anderen, vor allen 
propagandistischen, Vorteil daraus 
ziehen: Wenn die Docker sich nicht 
an die Beschlüsse einer solchen De- 
legierten - Versammlung‘ halten, 

inen bürgerliche Presse und Ka. 
pitalisten. sagen: die Docker fügen 
sich nicht der Mehrheit und demo- 
kratischen Beschlüssen. Mit einer 
solchen Argumentation können vie- 
le nichtinformierte Kollegen ge- 


täuscht und von Solidarisierung ab- 
gehalten werden. 


Die. Gewerkschaftsführung tut 
dabei ihr Möglichstes, geräde unent 
schlossenen und nicht informierten 
Kollegen zu Frieden und Freund- 
schaft mit der Kapitalistenklasse zu 
überreden, Den neuesten Vorstoß 

dieser Richtung machte Vic 

ather, Generalsekretär des TUC, 
am 2.8.: Er vereinbarte mit dem 
Generaldirektor des CBI (Kapitali- 
stenverband in England, mit dem 
westdeutschen BDI vergleichbar) die 
Einrichtung einer „unabhängigen 
freiwilligen Schlichtungsstell 
gemeinsam von. Kapitalisten und 
Gewerkschaften getragen werden 
soll! Feather sagte dazu: 


Jack Jones — mit dem Rücken zu seinem Auto — wird von Dockern 
umringt, die ihn nicht weglassen. 


N 


. 


und jagen die Polizei In die Flucht. 


Zeit erreicht, ohne_den. 
in volliser Ü 
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tragen, daß es bei gr 
Agkelten und Ausch 


Ein; 


„Schlichtung” wird in der Ver. 
einbarung folgendermaßen defi- 
niert: „ein Mittel, durch das den 
Parteien die Möglichkeit gegeben 
wird, Wege zu finden, näher zuein- 
ander zu finden, so daß sie selbst 
ihre Differenzen freiwillig durch ein 
Übereinkommen lösen können. 
Die langen, umständlichen Rede- 
wendungen haben nur einen Zweck 
- den Sinn dieser „Vereinbarung” 
vor den Arbeitern zu vertuschen 
und zu verstecken. Der langen Rede 
kurzer Sinn: die Arbeiterklasse soll 
mit Geschwätz von Klassenversöh- 
nung, „Näherkommen” und „Eini 
gung“ betrogen und hinters Licht 
geführt werden. 


An „Näherkommen” und an 
„Miteinander” ist mur der Kapitalist 
interessiert, nicht die Arbeiter. Denn 
die Kapitalisten brauchen die Arbei- 
ter, sie leben von ihnen, bereichern 
sich an ihrer Arbeitskraft, beuten 
sie aus. Ohne den Arbeiter ist der 
Kapitalist nichts. Die Arbeiter da- 


ringen sı 


gegen brauchen den Kapitalisten 
nicht, sie kommen ohne ihn aus. 
Mehr noch: Für die Arbeiter ist er 
nur eine Plage, ein Joch. Es abzu- 
schütteln, Iegt im natürlichen Inter- 
esse der Arbeiterklasse, micht aber, 
diesem Joch auch noch näher zu 
kommen. 


Trotz der ungebrochenen Kampf- 
kraft der Docker sind manche Shop 
Stewards nicht allzu optimistisch, 
as. die Erfolgsaussichten angeht 
Sie befürchten, daß der Dockerstreik 
den Charakter einer Entscheidungs 
schlacht zwischen dem Kapital und 
der britischen „ Arbeiterklasse be- 
kommen könnte, in der die Arbeiter 
viel schlechter gerüstet: dastehen, 
als die Kapitalisten. Ein Shop Ste- 
ward drückte das so aus: „Dieser 
Streik könnte unser Waterloo wer- 
den.” (Im der Schlacht bei Water- 
oo erlitt Napoleon 1815 seine ent 
scheidende Niederlage"), 


Und in der Tat deutet viel dar- 
auf hin, daß es sich so verhält. Die 
englische Regierung hat sich mit 
dem „Industrial Relations Act" (Ge- 
setz Über die Beziehungen in der 
Industrie) die rechtliche Grundisge 
geschaffen, die sie braucht, um die 
Arbeiterbewegung in diesem Land 
in die Knie zu zwingen. 


Es kann also sein, daß die engl 
sche Arbeiterklasse vor einer Nie- 
derlage steht, die sie aller in diesem 
Jahrhundert ermıngenen gewerk- 
schaftlichen Positionen beraubt. Sie 
könnte in diesem Streik die Erfah- 


'e Kämpfe in 
Auseina 
zer 


rung machen, daß ih 
rein gewerkschaftlicher 
dersetzung nicht meh. 
werden können, 
einzelne Unterneh 
Kapitalistenklasse — insges 
schließlich ihres Staatsapparates ge- 
gen die Streikenden kämpft. Denn 
für die englische Kapitalistenklasse 
‚geht es um ihre Bedingungen beim 
Eintritt in die EWG. 


weil nicht mehr 


Das allerdings würde das Water- 


106 für die englische Tradition des 


weilgehend _ „nur - gewerksc 
bed 


mi dem Zei_deı 


es der Kapitalistenklasse und 


richtung der Arbeitermacht, 
Aufbau einer starken kommunısır 


‚Seites 
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Bericht der AGL - Göttingen 


(Aktionsgruppe Göttinger Lehrlinge und 


Jung arbeiter) 


Wehrkunde-Erlaß 


Am 2.6.72 wurde vom niedersächsischen Kultusminister ein Erlaß- 
entwurf zur „Behandlung von Fragen der Friedens- und Sicherheits- 


politik im Schulunterricht 


vorgelegt. Pline zu diesem Erlaß bestanden 


schon seit langem, er wurde bereits mehrfach angekündigt. Ähnliche 


Erlasse gibt es bereits in mehreren 


Bundesländern. 


Was soll mit diesem Erlaß bewirkt werden? Schon seit 1966 gibt es 
in Niedersachsen einen Erlaß, welcher das Thema Bundeswehr zur Be- 
handlung in den Schulen empfiehlt, Dieser Erlaß wird damit aufgehoben 
und einschneidend durch den neuen Erlaß ergänzt. Der Erlaß von 
1966 hatte lediglich „empfehlenden” Charakter, während der neue 
Erlaß „verbindliche Richtlinien” schafft, Die Behandlung der in ihm 
aufgeführten Themen wird für jeden Sozial. und Gemeinschaftskunde- 


Ichrer Pflicht, 


Schüler sollten dabei zur Ein- 

sicht in die geschichtlichen Ur- 
sachen und die ökonomischen, so- 
zialen und staatlichen Bedingung 
der politischen Situation gelangen, 
Unyerbrämt und pädagogischer 
Spielereien beraubt, heißt dieser 
Satz: Dem Schüler muß der Kapi- 
talismus als notwendig und unüber- 
windlich mit all seinen Auswirkun- 
gen untergejubelt werden. Unter 
den als _behandlungspflichtigen 
„Problemen und Zusammenhän- 
gen” wird dann genannt: „Die in 
unterschiedlichen Gesellschaftssy- 
stemen und machtpolitischen In- 
teressen begründeten Spannungen 
.. Strategie der Abschreckung und 
der Entspannungs- und Friedens- 
politik,” „Die Friedens- und Si- 
cherheitspolitik als demokratisch 
legitimierter Bestandteil staatlicher 
Politik überhaupt.” 


& heißt es dann im Erlaß: „Die 


ye3c% 


„Die Rolle der bewaffneten 
Streitkräfte in einem demokrati 
schen Rechtsstäat im Unterschied. 
zu diktatorischen Herrschaftssy- 
stemen ( ... Unterschied von Po- 
lizei, Bundesgrenzschutz und Bun- 
deswehr, Rolle der Bundeswehr in 
der Notstandsverfassung)” 


Sollte dem Lehrer die „Ver- 
mittlung” dieser „Probleme und 
Zusammenhänge” nicht gelingen, 
wird empfohlen, die „Praxis” ein 
wenig nachhelfen zu lassen: „We- 
sentliche Hilfe bringt für Schüler 
und Lehrer ein Unterricht, der 
einige Erfahrungen anschaulich ver- 
mittelt, Daher sollen Besuche bei 
staatlichen Einrichtungen oder ge- 
sellschaftlichen Gruppen und Ge- 
spräche mit ihren Vertretern in der 
Schule Bestandteile des Sozial - und 
„Gemeinschatakundeuntörichts 
’” Gemeint sind hier vor allem 


Im Arbeiterbuch sind 
alle Zeitungen des 
Kommunistischen 


Kores 


9ogik, Psychologie. 


Bürger 198 


Bundes erhältlich 
%* 


Arbeiterkampf, Unser Weg, 
Metallarbeiter, 
IChemiearbeiter, Druckarbeiter, 

Hafenarbeiter, Flugblätter 


‚Außerdem führen wir ein großes Angebot an 
Schriften zur Gewerkschafts- und Arbeiterbe- 
wegung, marx. Klassiker, 
Schriften aus der VR China, Albani 
Literatur über Ausbildungswesen: für 
‚Studenten, Schüler, Lehrlinge, Soziologi 


%* 
arbeiterbuch 


Bremerhaven Flensburg 
Norderstr. 10_Grindeihof 45 


* 


Internationalismus, 
, Nord- 


Päde- 


Hamburg 13 


£ 


= 


‚ GEGEN ZUNEHMENDE 2 
RISIERUNG + DEN 
„* DEMOKRATISEHER PC 


Be 


1500 Kolleginnen und Kollegen, Lehrlinge, Schüler und Studenten demonstrierten: Gegen zunehmende Mili- 


w 


Besuche von Schulklassen in Ka- 
sernen zur Veranschaulichung der 
„Probleme und Zusammenhänge”. 
Umgekehrt Besuche von Jugend 
und Werbeoffizieren in den Schu- 
len, auf welche sich die Bundes- 
wehr. verstärkt vorbereitet (z.B. 
Bundeswehr - eigene Hochschulen). 
Diese Maßnahmen werden ergänzt 
durch Lehrerseminare direkt bei der 
Bundeswehr, in denen die Lehrer 
für den Wehrkundeunterricht vor- 
bereitet werden sollen. Denn 
schließlich heißt es im Erlaß: „Die 
Verantwortung für eine sinnvolle 
Verarbeitung des Gehörten und Er- 
Iebten trägt jedoch der Lehrer.” 
‚Also unterläßt es ein Lehrer oder 
trägt. er nicht genügend dazu bei, 
die Bundeswehr und die Politik des. 
kapitalistischen Staates ins rechte 
Licht zu rücken, wird er dafür zur 
Verantwortung gezogen. 


Auf welchem Hintergrund steht 
dieser Erlaß? Dieser Erlaß ist ein 
Mittel der Kapitalisten in ihren 
sich ständig verschärfenden und 
ständig umfangreicher werdenden 
Angriffen auf die Arbeiterklasse, 
dem Abbau demokratischer Rechte, 
der Faschisierung und Militarisie- 
rung breiter gesellschaftlicher Be- 
reiche. Er steht im Zusammenhang 
mit Maßnahmen wie den Notstands- 
Gesetzen, dem neuen Betriebsver- 
fassungs - Gesetz, den neuen „Ge- 
setzen zur inneren Sicherheit”, dem 
Berufsverbot für fortschrittliche 
Lehrer und Beschäftigte im Öffent- 
lichen Dienst usw. Der Wehrkunde- 
erlaß hat in diesem Prozeß die 
‚Aufgabe, die Maßnahmen der Kapi- 
talisten ideologisch in der Arbeiter- 
jugend zu verbreiten und zu unter- 
mauern, die „Verteidigungsbereit- 
schaft auch im Gefühl zu veran- 


Demonstration gegen den Wehrkun- 
deerlaß 

Am 4. 7.72 wurde in Göttingen 
eine Demonstration gegen den 
Wehrkundeerlaß durchgeführt. Die- 
se Demonstration wurde vom Kreis 
jugend - Ausschuß (KJA) des DGB 
in Zusammenarbeit mit den Schi- 
ler- Mitverwaltungen (SMV’s) vieler. 
Göttinger Schulen getragen. Zur 
Vorbereitung waren in den Schu- 
len Schüler - Vollversammlungen ge- 
plant. Diese wurden von den Schul- 
leitungen jedoch mit formalen 


rung und den Abbau demokratischer Recht 


Tricks boykottiert: es sei „kein 
Platz”, oder „das hättet ihr aber 
rechtzeitig anmelden müssen.” Eini- 
ge Versammlungen fanden dann 
trotzdem auf den Schulhöfen statt. 
Von den Betriebsräten und Ver- 
trauensleuten der meisten Göttinger 
Betriebe wurde eine vom KJA w 
bereitete Unterschriftensammlus 
durchgeführt. Sämtliche Kollegen 
wurden aufgefordert, sich an der 
Demonstration zu beteiligen, 


Der DGB-Kreisvorstand sıgte 
Zunächst seine Unterstützung für 
die gesamte Kampagne zu, ebenso, 
die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW). Doch in seiner 
nächsten Sitzung konnte sich der 
Vorstand der GEW nicht mehr dazu 
entschließen, die Kampagne zu un- 
terstützen. Er verwies darauf, daß 
es „demokratischer” sei, den Kon- 
flikt auf „parlamentarischer Ebene” 
auszutragen. Daraufhin fehlte auch 
dem DGB-Kreisvorsitzenden die, 
nötige „Entschlußkraft” und die 
ganze Kampagne sollte noch einmal 
in der nächsten Kreisvorstandssit- 
zung beraten werden. Diese lag 
aber zeitlich nach dem inzwischen 
angesetzten Demonstrationstermin. 
Der. Kreis- Jugendausschuß. über- 
nahm jetzt selbständig die Verant- 
wortung über die Kampagne. Vor- 
her hatte er bereits simtliche an- 
fallenden Arbeiten durchgeführt. 


Vom KJA wurden vor 'simtli- 
chen Betrieben und Schulen Fiug- 
Blätter verteilt, welche über den 
Wehrkundeerlaß informierten und 
zur Demonstration aufforderten. In 
einem der Demonstrationsaufrufe 
hieß es dann: „Die Verabschiedung 
des „Wehrkundeerlasses” wäre ein 
Schachzug, den Unterricht an den 
Schulen zur raktionären Beein- 
Ainssung der ar 
menden Jugend auszunutzen, wäre 
eine weitere Verankerung der Mili- 
tarisierung in der BRD. Die Verbrei- 
tung militärischen Gedankenguts, 
das gegen den ‚Feind im Osten” 
aufhetzt und Feinde im Inneren 
aufbaut, strekende und demon- 
strierende Arbeiter und Studenten, 


ist klar reaktionär, ist klar gegen 


tet” 

‚Am 4.7. nachmittags um 17,30 
Uhr versammelten sich ca. 1500 
Kolleginnen und Kollegen, „Lehr- 
inge,. Arbeiter, „Schüler und „Stu. 


u 


unsere Interessen gericl 


GEGEN DIE ZUNEHMENDE MI- 
LITARISIERUNG UND DEN AB- 
BAU DEMOKRATISCHER RECH- 


%* 


WEG MIT WEHRKUNDE UND 
WERBUNG FÜR DIE BUNDES- 
WEHR AN DEN SCHULEN 


%* 


FÜR FREIE POLITISCHE UND 
GEWERKSCHAFTLICHE BETA- 


TIGUNG IN SCHULE, HOCH- 
SCHULE UND BETRIEB! 
der abschließenden 


Kundgebung auf dem Marktplatz 
wies der KJA - Vorsitz darauf 
hin, daß der Wehrkundesriß die 
militärische 
Schulen 
soll. Ex erklärte, 
kundeerlaß ei 


@cs). 
sierten sich 15 demakrs 


schaftiugend und 


schrittlichen Kollegen war &es De- 
moastration ein Erolg Sie zeigte 
die Bereitschaft vie 


‚Arbeiterkampf Nr. 21/August 1972 


Seiteg 


Bericht unserer Westberli 


Sympathisanten Gruppe, 


Neuorganisation der Westberliner Polizei 


Der Westberliner) Innensenator Neubauer gab Anfang Juni der bür- 
gerlichen Presse Informationen über die geplante effektive” Neuorge- 
nisation der West- Berliner Polizei. Eine "Schweizer Firma (Knight - 
Wegenstein) hatte zusammen mit einer Projektgruppe der West- Berliner 
Polizei diese Pläne erarbeitet — Kostenpunkt 400.000 DM. Mit seinen 
Plänen zur Neuorganisierung versucht Neubauer die West - Berliner Poli- 
zei auf zukünftige Klassenkämpfe vorzubereiten und sie als „effektives" 
Unterdräckungsmittel gegen Streiks, Demonstrationen, Fabrikbesetzungen 
ete. fit zu machen, Neubauer macht sich damit auch zum Vorreiter für 
andere Bundesländer, denn diese Pläne sollen für andere westdeutsche 
Städte richtungsweisend sein. In Hamburg wird bereits an einem ähnli- 


chen Plan gearbeitet. 


chen der Umstrukturierüng? : 

„Es soll damit erreicht werden, 
daß alle Polizisten wirklich poll. 
zeiliche Aufgaben ausführen, daß 
Verantwortung geklärt sowie Dienst- 
Wege verkürzt werden” (Neubau- 
er). Verkürzung der Dienstwege 
heißt Zentralisierung: Gab es bis- 
her 115 Reviere der Schutzpoli- 

Kriminalpolizei, Bereitschafts- 
polizei und Verkehrsstaffel sowie 
einige Sondereinheiten (Dezernat I 
= politische Polizei, Morddezernat, 
Rauschgiftdezernat u.) soll es in. 
Zukunft 5 Polizeidirektionen geben, 

Jede dieser Direktionen wird in 
4 — 7 Abschnitte unterteilt (Ber 
lin insgesamt 27 Abschnitte). Die- 
se Einteilung erfolgt nicht nach 
Bevölkerungsdichte, sondern maß- 
gebend sind sogn. „polizeiliche 
Richtwerte”. Darunter sind zu ver- 
stehen: Die Zahl der öffentlichen 
Einrichtungen, Veranstaltungsstät- 
ten, bisherige Einsätze, Zahl der 
Unfälle-usw.. „Abteilung 1” (Po- 
litische, Polizei) macht. eins, Aus- 
nahme. Sie: unterliggt nicht, die- 
ser Einteilung in 5 Polizeidirek- 
tionen, sondern untersteht auch 
weiterhin direkt dem Innensena- 
tor. 


W* sind nun die Kennzei- 


Diese Zentralisierung soll vor 
allen Dingen Großeinsätze in kür- 
zester Zeit gewährleisten. Jede Po- 
izeidirektion verfügt so ständig 
über eine große Anzahl-von sofort 
einsetzbaren Vollzugsbeamten, d.h. 
also von großen mobilen Rolikom- 
mandos, Dies ist deutlich eine Vor- 
bereitung auf Einsätze gegen 
Streiks, Fabrikbesetzungen, spon- 
tane Demonstrationen ete., wenn 
es für den Staatsapparat gilt, ein. 
„Überspringen des Funkens” zu 
verhindern. 


Neubauer begründet seine Pläne 
genauso, scheinheilig, wie es in den 
Kreisen der „Notstandsoxperten" 
und „Politiker der Inneren Sicher- 
heit” üblich ist: Nämlich. als 
gebliche Maßnahme „zur erfolgrei 
chen Verbrechensbekämpfung”. Zu 
diesem Zweck jongliert Neubauer 
mit manipulierten Statistiken, die 
eine „steigende Kriminalität” vor- 
täuschen sollen. Verschweigen tut 
er natürlich dabei, daß eine „stei- 
gende Kriminalität" nur im Bereich 
der sog. „Kleinkriminalität”, etwa 
Ladendiebstähle und Ähnlichem zu 
verzeichnen ist, nicht aber bei 
schwerer Kriminalität, wie etwa 
Tötungsdelikten, Raubmord_ etc, 
was eine derartige Umorganisierung 
der Polizei eventuell notwendig ma- 
chen könnte. Neubauer redet von 
„Verbrechensbekämpfung”, um 
darüber hinwegzutäuschen, daß sich 
diese neuen Maßnahmen gegen die 
zukünftigen — auch von ihm und 
seinen Auftraggebern erwarteten — 
Aktionen und Kämpfe der Arbei- 
terklasse richten. 

Neubauers _ Umstrukturierung 
sicht weiter vor, daß „alle Poli- 
zisten wirklich nur polizeiliche Auf- 
gaben ausführen". Deshalb wird je- 
de der 5 Direktionen in 3 Funk- 
tionsbereiche unterteilt, 


1. „Aktion" (Vollzugsdienst, diese 


Polizisten sollen künftig keine 
Verwaltungsarbeiten mehr ma- 
chen). 


2. „Ordnungsaufgaben” (Meldewe- 


sen, Kraftverkehrsamt, zentrale” 


Bußgeldstelle). 


3. „Verwaltung” (Versorgung, Aus- 
Bildung), 


Kein Polizist, der für den Vol- 
zugsdienst ausgebildet ist, soll künf- 
tig noch Verwaltungsarbeiten ma- 
chen. Gleichzeitig erhalten die Vol 
zugsbeamten eine bessere Ausrü- 
stung, z.B. Kleinfunk - Taschenge- 
räte von größerer Reichweite. Diese 
straffe Abteilung soll dazu dienen, 
eine größere Anzahl von Polizisten 
für „Frontaufgaben”, d.h, für den 
Einsatz gegen die Bevölkerung, zur 
Verfügung zu haben. 


Im Zusammenhang mit seinem 
neuen. Sicherheitsprogramm hatte 
Bürgerkriegsminister Genscher ein 
„Betresungsverhältnis” von Polizei 
Zur "Bevölkerung von 1:40 ver- 
langt, .d.h..joweils- 400. Menschen, 
sollen von je einem Polizisten „be- 
treut”” werden. Das Verhältnis für 
Ballungszentren, d.h. Industriebe- 
zirke und -städte, soll 1:300 sein. 
In West- Berlin beträgt dieses Ver- 
hältnis bereits, heute 1:200, (In 
West - Berlin gibt es keinen Bundes- 
grenzschutz). 

‚Um ihren Einsatz” wirksamer 
und bürgernaher (!) zu gestalten, 
soll die Berliner Polizei völlig neu 
organisiert werden”, berichtet Neu- 
bauer weiter. „Bürgernah” — diese 
„Anregung” stammt aus der faschi- 
stischen Vergangenheit „Groß - 
Deutschlands”. Erinnern wir uns 
zunächst an die offenbar von Fa- 
schisten ausgesprochene Bomben- 
drohung gegen Stuttgart am 
2. Juni 1972. Damals war die geöß- 
te Sorge der Polizei - Strategen Gen- 
scher, Ruhnau und Konsorten, daß 
die Bevölkerung weitgehend teil- 
nahmslos geblieben.war. Trotz aller 
Hetze und Hysterie war es der 
Kapitalistenklasse nicht gelungen, 
das. gewünschte Klima des Mi 
trauens, der gegenseitigen Bespitze- 
lung und der Denunzistion zu 
schaffen. 


„Das Verhalten der Gesellschaft 
wird besonders deutlich im Bereich 
des politischen Radikalismus, kann 
es nicht sein, daß radikale Agita- 
toren u.a. deshalb Wirkung erzie- 
len, weil sie auf zu wenig Wider- 
stand stoßen, und daß der Grund 
dafür nicht darin liegt, daß ihnen 
viele zustimmen, sondern daß viele 


mit diesen Kräften scheuen? Des- 
halb ist die Stärkung des demokra- 
fischen ‚ Bewußtseins in unserem 
Land und die Ermutigung für den 
einzelnen, sich auch im Alltag de- 
mokratisch zu verhalten, ein wich- 
tiger Beitrag zur Eindämmung des 
Radikalismus.” Genscher 7.6., an- 
läßlich der Bundestagssitzung „Fra- 
gen. der Inneren Sicherheit” (nach 
FR). 

Wenn Leute wie Genscher vom 
„demokratischen Bewußtsein” re- 

m 


Polizei wird fi arme für Einsatz gegen Benlleruee 


den, dann meinen sie das Eintreteh, 
für den oft bemühten „freiheitlich - 
demokratischen Rechtsstaat" der 
Kapitalistenklasse, der die um- 
fassende Ausbeutung und Unter- 
drückung aller Werktätigen ab- 
sichert, „Demokratisches Verhal- 
ten” heißt dann nichts weiter als 
das Eintreten für diesen Unrecht- 
staat durch Denunziation und Be- 
spitzelung derjenigen, die die Miß- 
stände in diesem Staat anprangern- 
Diese Verhaltensweise in der Be- 
völkerung durchzusetzen, ist ein 
Iebenswichtiges. Interesse der Ka- 
pitalistenklasse. Diesem Ziel dient 
auch die Umstrukturierung der 
West - Berliner Polizei. 


Doch zurick zur „bürgernahen 
Betreuung” der Bevölkerung durch 
die Polizei 

Die 27 polizeilichen Abschnitte 
sollen in einzelne-kleine Kontakt- 
bereiche aufgeteilt werden. Jeweils 
ein Beamter ist für seinen Kontakt- 
bereich zuständig. Er soll dort Strei- 
fe gehen, „der Bevölkerung mit der 
Zeit bekannt werden... und sich 
auch einzelner Beschwerden und 
Nöte annehmen". Es ist vorgesehen, 
daß dieser Polizist möglichst bald 
sehon in seinem Kontaktbereich 
wohnt und die im Bereich woh- 
nenden Personen mindestens ein- 
mal im Jahr besucht, 

Mit diesem Überwachungssy- 
stem, das auf der „vertraulichen 
Zusammenarbeit" von „Kontakt- 
Polizist" und einzelnen „Kontakt- 
bereichspersonen” beruht, versucht 
die Bourgeoisie Einblick in das Le- 
ben jedes einzelnen zu bekommen. 
Für dieselben Zwecke hatten die 
Nazi- Faschisten in ihrem Organi- 
sationsaufbau seinerzeit den sog. 
„Blockwart” (oder -leiter) einge- 
setzt. „Blockleiter sollten agitieren, 
denunzieren, nach oben die Volks- 
stimmung melden, nach unten 
Blitzableiter für Klagen sein” (Eber- 
hard Alf, „Das dritte Reich‘ 
5.66). 

Mit der Umstrukturierung der 
West -Berliner Polizei soll bereits 


Demonstration gegen Mieterhöhung in Frankfurt Herbst 71: Polizei 


„löst die Demonstration auf”” 


Während 


Ing nach Mitgliedern der RAF in Ham- 


iner Großfahndu 
burg, Herbst 71: Ein Privataııo — völlig eingekreist von schußberei- 


nächstes Jahr begonnen werden, 
Die hier gemachten Erfährungen 
werden darin die Richtlinien für 
die Umstrukturierung von Polizei - 
Einheiten in westdeutschen Bal- 
hungszentren geben. Dieser Plan 
Neubauers zeigt, genau wie alle 


weich unheimlicher Berechnung die 
Kapitalistenklasse und ihr Staats- 
apparat ihre Vorbereitung tnifft, 
die in keinem „vernünftigen” Ver- 
hältnis zu irgendwelchen aktuellen 
Notwendigkeiten stehen. Bewußt 
und zielstrebig werden alle Maß- 
‚nahmen vorbeugend zuf kommende 
Klassenkämpfe getroffen, um jede 
nur denkbare Gefahr für den Be- 
stand der Kapitalisten - Herrschaft 


wie aussichtsios jeder Versuch einer 
Aufichmung gegen Ausbeutung und 
Unterdrückung angeblich ist. 


830-1830. Uhr, Tel. 412454) 


EUTIN: H. Lankau, 242 Eutin- 


mo: 


18-21 Uhr, Do. 18-21 Um 
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in hat beschrieben, wie. die 
italistenklasse in_allen_ Ländern 
„zwei Systei jerens” ent- 


wickelt zwei.Me, 
!hoden bald einander ablösen, bald 
a 


Kombinationen verflechten”. 

Diese Methoden sind zum einen 
die „Methode der Gewalt, die Me- 
thode der rung aller Zu- 
geständnisse an. die Arbeiterbewe- 
gung, die Methode der Unterstüt- 
zung aller alten und überlebten 
Institutionen, die Methode der un- 
versöhnlichen Ablehnung von Re- 
formen“, Und zum anderen die 


afetnade deal Libenlamne, der 
Schritte in der Richtung auf die 
Entfaltung politischer Rechte, in 
der Richtung auf Reformen, Zu- 
geständnisse usw.” 
(Lenin, Die. Differenzen in der 
i Arbeiterbewegung, 
Diese_böiden Methoden treten 
allerdings nieht „Tupeir Ge 
I der- einen. ı Anderen 
Üireciehen ‚Partei auf. CDU/CSU 
und SPD ansich Weitgchend darin 
einig, Reformversprechungen und 
Bürgerkriegsvorbereitungen, Frie- 
densschalmeien und verstärkte Auf- 
rüstung miteinander zu verbinden. 
Diese Übereinstimmung in den 
„Grundfragen unserer Politik” wur- 
de in der „Großen Koalition” 
(1967 — 69) besonders offenbs 
jede Eugene 
tür, bestehen aber- zwischen SPD 
m .CDUT CSU über das ec ichs 


europäischen. 
1910°. # 


Yerhältnis, das Zwischen Verspre- 
Gugn uı Einschüiekferüngen an- 
reben st." Hier ist mün die’ SPD 
GEM mehr die Partet"der"Betru 
Air -Rafotmversprechüngen nt. 
Schein=Zugeständnissen;“ während 
die CDU/CSU mehr die Partei 


der offenen Gewalt-und-Einschüch-... 


terung ist 

Denn die SPD ist durch ihre 
Stellung in den Gewerkschaften 
'und in den Betrieben besser in der 
Lage, arbeiterfeindliche Politik auf 
dem Wege des Betrugs und der 
Täuschung zu machen. Dise Basis 
fehlt der CDU / CSU natürlich; aber 
dafür ist Sehen Anhang in 
rückständigeren Schichten des Vol- 
kes ‚— Bauern, Kleinbürger, Teile. 
der ” Arbeiterklasse unter kirchli- 
chem Einfluß — auch nicht zu 
denselben Rücksichten gezwungen 
wie die SPD, und sie ist daher 
besser als diese geeignet, offen re- 
aklionäre Politik zu betreiben. 

Die „Gefährlichkeit”” der SPD 
besteht darin, daß sie besser als die 
CDU/CSU geeignet ist, Politik des 
Großkapitals im Gewand einer 
„Volkspartei” zu vertreten. Die 


SED jsi_also_die „erfährlichere” 
dör Bürgerlichen Pärleien, weil sie 
die ulinerere von dass 
schwerer durchschaubare — Varian- 
12. kapitalitischer POHUK Vertritt. 


Diese Gefährlichkeit der SPD 
wächst bei einer Verschärfung der 
Kiassenkämpfe, denn dann ist 
die SPD, die es unternimmt, dem] 
Kampf der Arbeiter die Spitze 
zubrechen. Und zwar gerade in, 
einer Situation, wo die Entwick 
Hung auf eine Entscheidung zugeht 
und wo alles. vom richtigen und 
entschlossenen Handeln der Arbei- 
ter abhängt. So wird die SPD auch 
in der Opposition zum direkten 
Wegbereiter der Reaktion und des 
Faschismus. Ein trauriges Beispiel 
dafür ist die nazistische Machter- 
reifung 1933. Die SPD hat damals. 
nicht nur durch ihre Wahlpropagan- 
da den Reichspräsidenten Hinden- 
burg — der dann Hitler zum Kanz- 
ler machte — ans Ruder gebracht; 
im entscheidenden Moment rief sie 
die Arbeiter dazu auf, dem Fa- 
schismus nicht entschieden und ge- 
schlossen entgegenzutreten, son- 
dern vertröstete darauf, daß die 
SPD schon noch im rechten Mo- 
ment das Siganl zum Losschlagen 


gegen den Faschismus geben würde. 
Das Signal kam nie, stattdessen 
kamen die „Arbeiter unters Joch 
des Faschismus, Und genauso ist 
es zu bewerten, wenn Brandt vor 
einigen Jahren groß tönte, er würde 
„auf die Barrikaden gehen”, falls 
ie parlamentarische Demokratie in 
unserem Land erneut bedroht wür- 
de. Nein, solche SPD - Führer wer- 
den sonstwohin gehen, wenn der 
Faschismus kommt, aber bestimmt 
nicht auf die Barrikaden. Und aus- 
serdem:. Hat nicht die SPD als Re- 
gierungspartei mit ihrer Zustim- 
mung zu den Notstandsgesetzen 
und mit den gegenwärtigen Bürger- 
kriegs- Vorbereitungen kräftige 
Sargnägel für die parlamentarische 
Demokratie geschaffen? Ebenso, 
wie sie 1918/19 mit der Auf- 
stellung der reaktionären Freikorps 
gegen die Arbeiter den Grundstein 
für die spätere Liquidierung der 
Weimarer Republik durch die Nazis 


besteht. die 
Ss-bei großen, Teilen.der-Beyölke- 


immer noch zu wecken ver- 
Sant.so ur = Re- 


ten Reformen! wi 
Ausbau_des_ staatlichen Unterdrük- 
‚kungsapparats-vorzühehmen. 

Wir stimmen jedoch den Genos- 
sen der AB6 München dam zu, 
‚daß es „überhaupt für die Arbeiter- 
‚klasse, solange sie in ihrer Mehrheit 
den Secnliemokratimns noch 
Acht durch den Kommunismus 
überwunden hat, vaalanil it, 

ee ersrn 
Jet ehr n-ner Oppaätien And, 


‚sondern 5 die_ Regieningsge- 
des Mon, ital, bez 
ae 


Denn so wird es der Arbeiterklasse. 


erleichtert, das_arbeiferfeindliche 
Wesen._dieser, „bürgerichen Atbei- 


tezmazisil Yöllig zu erkennen. Da- 
‚gegen fällt der SPD in der Opposi- 
tion die soziale Demagogie viel 
leichter. ‚allerdings die Kom- 
munisten es noch nicht Verf£he 


Cne-reale_ AUSHBALIVE ZUM" Bürger)) 
lichen--B 


Ewik- 


ches Beispiel für eine solche Ent- 
wicklung ist das parlamentarische 
Wechselspiel zwischen Tabou - Par- 
teisund Konservativen in England. 


Zur Zeit allerdings scheint die 


CDU/CSU noch immer weit da- 
vön entfernt, sich den Massen durch 
ie fer. 
;ED darstellen zu kön- 


men..So richtet sich ihr Vorgehen 
in erster Linie darauf, sich den 
Kapitalisten als traditionelle Unter- 
nehmer-Partei in Erinnerung zu 
bringen und Teile des Kleinbürger- 
tums „reaktionär zu mobilisieren. 
Daß die Reaktion die Regierung 


scheinbar so wütend bekämpft, 
dient auch dazu, die SPD in den 
‚Augen der Arbeiter doch wieder 
unterstützungswürdig erscheinen zu 
Iassen und den SPD-Führern den 
Kampf gegen die Partei-Linke zu 
erleichtern. 

Insgesamt hat die Regierungs- 
führung durch die SPD die Links- 
entwicklung in der BRD spürbar 


"begünstigt. So steht z.B. die Stu- 


denten- Revolte in direktem Zu- 
sammenhang mit der Enttäuschung 
breiter Teile der fortschrittliche. 
Intelligenz über den Eintritt der 
SPD in die „Große Koalition” mit 
der CDU/CSU Ende 1966. Denn 
dadurch erlitten deren Illusionen 
über diese Partei einen schweren 
Rückschlag. 


fen. Eine solche Entwicklung deu- 
tet sich heute schon an in der 
Verschiebung des Kräfteverhältnis- 
ses zwischen den Studentenorgani- 
sationen SHB (SPD) und MSB 
(DKP) zugusten des SHB; die 
DKP - Studenten verlieren. erhebli- 
che Teile ihrer Anhängerschaft an 
die linke Soziaklemokratie zurück. 
— Auf der anderen Seite würde der 
Regierungsantritt der CDU/CSU 
einen Teil der kommunistischen Zir- 
kel noch tiefer ins Sektierertum 
hineintreiben; denn aus der neuen 
Rolle der SPD als Oppositionspartei 
würden die Sektierer die Schluß- 
folgerung ziehen, jetzt erst 
recht den „Hauptstoß gegen die 
SPD" zu richten. 

Schließlich würde auch die Ge- 
winnung der von der sozialdemo- 
kratischen Ideologie beeinflußten 
Massen für den Sozialismus erheb- 
lich erschwert werden, wenn sich 
die SPD wieder als. wortradikale 
Oppositionspartei gebärden könnte. 


wurde, mußte sie aufhören, Arbei- 
terpartei zu sein. 

Die SPD ist selbstverständlich 
keine Arbeiterpartei in dem Sinn, 
daß sie den Willen und die Inter- 
essen der werktätigen Massen zum 
Ausdruck brächte. Der Ausdruck 
„bürgerliche es 

1okrati ien in Anfüh- 

ent, 
daß die SPD die Aufgabe hat, sich 
im Auftrag und Dienst des Kapitals 
um die Arbeiter zu „kümmern”; 


Kritik an der Kennzeichnung der 
heutigen SPD ist u.a. auch aus den 
Reihen der studentischen Sympathi- 
santen des Kommunistischen Bun- 


bourgeoisie. Allerdings ist das gar 
kein wirklicher Widerspruch. Denn. 
auch Lenin verwendet ja den Aus- 
druck der „bürgerlichen Arbeiter- 

& 1 


Zwar ist die SPD heute etwas 
anderes als die SPD der 20er oder 
30er Jahre Damals hatte die SPD 
eine viel stärkere organisatorische, 
Basis in der Arbeiterklasse und ent- 
sprechend war auch ihre Politik und 


a 
jez. nd ae ders air 
durch die Vortrefflichkeit ihrer Re- 
gerungspolitik, sondern wegen des 
Fehlens einer real erscheinenden 
Alternative und wegen der Fähig- 
keit der SPD zur „linken” Dema- 


In der SPD verstärken sich ge- 
genwärtig die Tendenzen, die Par- 
tei mehr als „Arbeiterpartei” zu 
profilieren. Vordergründig erscheint 
das einfach als Wahlvorbereitung 
der SPD, die in der Auseinander- 
setzung um das Mißtrauensvotum 
der CDU/CSU den Wert mobil- 
sierter Massen erkannt hat, und die 
mit Blick auf die Wahlen bis zu 
einem gewissen Grad bereit scheint, 
mit dem Feuer einer Mobilisierung 
der Betriebe gegen die CDU/CSU 
zu spielen. Dahinter steht aber 
‚wohl weit mehr, daß die SPD durch 
die spontane Entwicklung der Ar- 

i in den vergangenen 
Jahren und durch den wachsenden 
Einfluß der revolutionären Linken 
dazu gezwungen ist, „Uinke” Auf- 
fangmanöver durchzuführen. 

Willy Brandt drückte das auf 
einem Treffen mit führenden Kapi- 
talisten so aus: die SPD könne es 
sich gar nicht leisten, Abspaltungen 
linker Gruppen zu riskieren. Viel- 
mehr müßte sie solche Gruppen — 
wie etwa die Jusos oder die „Lin- 
ken” um Jochen Steffen — in die 


sche Situation wie in Italien oder 
Frankreich zu vermeiden. Bis zu 
einem gewissen Grad sind in diese 
Integrations - Bemühungen auch die 
DKP-Revisionisten einbezogen: 
„Heute ist es ganz nützlich, daß 
üie DKP da ist”, sagte Helmut 
Schmidt am 25. Februar 72 im 
Fernsehen. Denn die DKP hat sich 
im Verschaukeln der Arbeiter und 
vor alem im Kampf gegen die 
Kommunisten als brauchbare S: 


Ist-die-SP ine „bür- 
getliche Arbeiterpartei” mehr? Es 
ist_doch zu bedenken, daß auch 
-heute_nicht 
mit dex.von 1920 oder 1930 gleich- 
2 
weil—nisdrigeren Niveau der 
be 


Kampfstärke .ü = 

findet. Der vergleichsweise niedrige 
Anteil von Arbeitern unter den 
Neuzugängen der SPD muß in Zu- 


der SPD- und Gewerkschaftsführer 
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ankam, haben deutsche Gewerk- 
schaften immer über den Rand ihres 
Tellers hinausgesehen und sich mit 
Nachdruck zu einer Tugend be- 
kannt, die britischen Gewerkschaf- 
ten ein böhmisches Dorf zu sein 
scheint: gesamtwirtschaftliche Ver- 
antwortung”, — 

Das demonstriert den Charakter 
der gegenwärtigen stärkeren Kon- 
zentration der SPD auf die Ar- 
beiter. Es beweist, was die SPD- 
Führer noch glauben, sich erlauben 
zu können. 


Jusos — die SPD der Zukunft? 

Eine spezielle Funktion in der 
SPD haben die Jusos übernommen. 
„Jugos machen die SPD wählbar”, 


Aufgabe ist es, Teile der fort- 
schrittlichen Jusos, die das arbeiter- 
feindliche Wesen der SPD bereits 
durchschaut haben, mit „lnker” 
Demagogie doch wieder vor den 
SPD-Karren zu spannen. Das ist 
besonders wichtig, angesichts der 


sich verändernden Mitgliederstruk- 
tur der SPD. So waren z.B. in 
Hamburg 1971 etwa 24% der neu 
in die SPD eingetretenen Schüler, 
Studenten und Lehrlinge — während 
diese Gruppe 1964] 65 nur knapp 
7.% der Neueintritte ausmachte. Im 
‚gleichen Zeitraum sarık der Anteil 
der Arbeiter an den Neueintritten 
von 30,9% auf 18,8%. 


(nach Jahresbericht 

1970/71 der LO Hamburg der 
SPD). 
Die Jusos machen nicht etwa 
den Fehler, der Jugend die SPD 
als eine Partei der Arbeiterinter- 
essen zu verkaufen. Nein, sagen die 
‚Jusos, natürlich wissen wir, daß die 
SPD in ihrer Mehrheit nicht kon- 
sequent die Interessen der Lohn- 
abhängigen vertritt, Abes die fort- 
schrittlichen Jugendlichen 'sollien. 
trotzdem der SPD Vertrauen schen- 
ken und sie unterstützen, weil „mor- 
gen die demokratische antikapitali- 
stische Politik der Jungsozialisten 
zur dominierenden wird”. Das Ziel 


der Jusos aber sei eine sozialisti- 
sche Wirtschafts - und Gesellschafts- 
ordnung. 


Das Demagogische und Groß- 
mäulige der Juso - Politik legt auf 
der Hand. Sie schwadronieren, daß 
die Parteiführung schon nicht mehr 
an ihnen vorbeikönne und sie die 
„treibende Kraft” in der SPD seien. 


Aber sie können nicht einmal 
verhindern, daß ihnen bei Mauschel- 
sitzungen auf Bezirksebene ihre re- 
formistischen Plänchen diskussions- 
Ios durch die Parteibürokratie vom. 
Tisch gefegt werden. Sie müssen 
erleben, daß ihre wohlgemeinten 
Thesen zur Kandidatenaufstellung 
von der Parteispitze einkassiert wer- 
den und ausgerechnet die CDU/ 
CSU es unternimmt, diese Thesen 
dann doch noch zu drucken, Die 


halten werden, oder ob die SPD 
gar auf dieses „linke” -Feigenblatt 
verzichten will — wie sie es im 
Falle des Sozisklemokratischen 
Hochschulbundes im Begriff ist zu 
tun — ist sogar noch fraglich. 
Denn die „linken” Auffangma- 
növer der SPD-Spitze sind nicht 
ohne Widersprüche. Natürlich wol- 
len und müssen die SPD - Führer 
bestrebt sein, möglichst große Tei- 
ie der Arbeiterklasse an sich zu 
binden, und das erfordert „Zuge- 
ständnise” an die SPD- Linke. 


nicht die Regierungspolitik des Ab- 
baus demokratischer Rechte und 
der Verschlechterung der Lebens- 
lage der Massen gefährden. Und 
sie sollen weiterhin nicht die Sym- 
pathien für die SPD bei Teilen des 
Kleinbürgertums und der Kapita- 
listenklasse beeinträchtigen. Die 


ien SPD-Führer sind also gegenüber 


der innerparteilichen Linken in der 
Lage eines Fahrers, der mit einem 


Fuß Gas gibt, während er den ande- 
sen auf die Bremse drückt. 


men an sozialistische Positionen aus. 
Für die Kommunisten ergibt sich 
das Problem: auf der einen Seite 
erfordert gerade der politisch -theo- 
retische Kampf gegen die Vorste- 
kungen der „inken” Sozialiemo- 
kraten besondere Anstrengungen. 
Auf der anderen Seite kann dieser 
Kampf aber nicht so geführt wer- 
den, wie gegen die SPD.-Spitze 
oder gar gegen die CDU/CSU. Die 
Kommunisten sollten das Heran- 
kommen. der fortschrittlichen So- 
zisldemokraten an die sozislisti- 
schen Positionen erlei nicht 
aber durch sektiererisches Verhal- 
ten erschweren. = 


Breite Aussprache über das 
Eingreifen des KB zu den 
Bundestagsneuwahlen 


jer Bundestag wird voraussichtlich noch in diesem Jahr neu gewählt 
den. Die Leitung des KB hat sich deshalb vor einigen Wochen 

'an alle Grundeinheiten, örtlichen Gruppen sowie an den Sympathi- 
santen - Bereich. (in-_erster. Linie. Studenten-und Schüler) mit.der Auf- 
-forderung gewandt, in den Einheiten über ein mögliches Eingreifen des 
Kommunistischen Bundes zu den Wahlen zu diskutieren. 

Bis Anfang August lagen der Leitung Berichte aus 66 Einheiten 
vor. Davon kamen fünf aus Bremerhaven, aus Flensburg und Lübeck je 
vier, aus Frankfurt drei, zwei aus Oldenburg und einer aus Westberlin. 
Aus Hamburg liegen u.a. die Berichte aus 37 Betriebs- und Branchen- 
zellen vor; davon kommen 18 aus dem Metalibereich, sieben aus dem 
Chemie - Bereich und sschs aus dem Druckbereich. Die-überwiegende 
Mehrheit der Einheiten der Organisation hat somit an der breiten 
‚Aussprache teilgenommen und 2. T. sehr ausführliche Berichte an die 
Leitung geliefert. Eine Reihe von weiteren Berichten, die sich wegen der 
Urlaubs Situation der Genossen verzögerten, sind angekündigt worden. 

Gestützt auf die aus der breiten Aussprache gewonnenen Einschätzun- 
gen und Vorschläge, die jetzt von der Leitung zusammengefaßt und in 

Organisation zurückgetragen werden, wird der Kommunistische Bund 
mit größter Einheitlichkeit und Zielbewußtheit zu den Bundestagsneu- 
wahlen eingreifen. Die breite Aussprache erlaubt zugleich, politisch - 
ideologische Schwächen in einzelnen Grundeinheiten zu erkennen und 

der Anleitungs - Tätigkeit zu überwinden. 


Über 85% der Berichte sprechen sich eindeutig dafür aus, mit einer 
\abmpfeng= SING SPD "Wähene  BünERE "Mh 
‚kam itreten. Ledik ‚eine Grundeinheit in sprach 
ie ie wurde, daß 


der Aufbau einer kommunistischen Fraktion im Bundestag die Alter- 
native zur Wahl.der bürgerlichen Parteien ist. Die Kandidatur und Wahl 


der DKP sei ein erster Schritt dahin. In weiteren Hamburger Be- 
ee mn Er => 


aus, Das waren in zwei Fällen ältere mit der 
SPD sehr schlechte Erfahrungen gemacht hatten und stimmungsmäßig 
argumentierten, ohne eine Alternative anzugeben. In einer Zelle war 


es ein Genosse, der wäfrend des Urlaubs mit Führern des KB Bremen 
zusammengetroffen und von diesen vorübergehend „überzeugt” worden 
war. Den „links”sektiererischen Vorstellungen der Bremer Führer folgend, 
setzte dieser Genose SPD und CDU gleich. Ja, die SPD sei sogar noch. 
schlimmer, behäuptete er. In einer anderen Betriebszeile befürwortete 
ein erstmals anwesender Genosse einen Wahlboykott. Die hier genannten. 
Ausnahmen beschränken sich auf die Bereiche Druck und Hafen. Ein 


Bericht aus dem Sympathisanten - Bereich vertritt eine „links"opportu-, 
nistische Position und warnt vor einer Wahlempfehlung überhaupt, weil 
der KB „ohnehin zu schwach” sei, um das Wahlergebnis „entscheidend” 
Zu beeinflussen. Außerdem sei eine Wahlempfehlung für die SPD „grund. 
sätzlich opportunistisch”. Statt dessen wurde empfohlen, eine „Aktions- 
einheit der Arbeiterklasse‘” herzustellen, deren Inhalt und Ziel allerdings 
nicht angegeben wurde. 

In Zusammenfassung der Ergebnisse der breiten Aussprache wird die 
Leitung des Kommunistischen Bundes den örtlichen Gruppen, den Grund- 
firheiten, und den Sympathisanten -Berichen der er Orpanistion Birte- 
linien für das 


und begründen, der SPD die Stimme zu geben. Die Plattform wird 
für die Massen - Arbeit — z.B. zum Verkauf bei Wahlveranstaitungen 
der bürgerlichen Parteien — eingesetzt werden. Vorbereitet wird min- 
destens eine_ zentrale Informations - Veranstaltung des KB in Hamburg, 
sowie Veranstaltungen in Orten und Bezirken. Zu den Bundestagsneu- 
wahlen strebt der Kommunistische Bund Zusammenarbeit mit demokrati- 
schen Gruppen und Organisationen sowie eine Aktionseinheit kommu- 
nistischer Zirkel an, mit denen sich eine gemeinsame Grundlinie fest» 
Iegen iäßt. Die Auseinandersetzung mit den Sektierern und deren Vor- 
stellungen zur Wahl wird intensiviert werden. 

Im folgenden drucken wir fünf Berichte aus der breiten Aussprache 
ab. Eine größere Zahl von Berichten wird demnächst als Sondernummer 
von „Unser Weg” veröffentlicht werden. 


paganda 

Wir müssen in der Agitation. und 
Propsgende unsere Einschätzung vom 
Stand der kommenden Entwicklung der 
Klasenkämpfe zum Ausdruck bringen, 
&.h. die Bundestsgenahlen unter der 
Frage „Wo gaht die Reis hin?" beur- 
in, Hierbei ist klerzusullen. was. 
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‚Wenn wir dem Stellenwert; den die 
Wahl für die Bourgeoisie hat, solche Be- 
deutung beimessen, so deswegen, weil 
wir klarsellen müssen, welche Ausgangs- 
Positionan für den. Klassenkampf. ge- 
schaffen worden. Diese Klarstellung Iuft 

inher mit der Einschätzung der Ps 


ler gegen die Kapitalisten bastehen, 
Die SPD zu i 
lungsfreiheit der Bourgeoisi einzuengen, 
Hierbei ist auch darauf einzugehen, daß. 
die DKP keine Altornatlvo darstellt, DKP 
wählen bedeutet: weniger Stimmart für 
die SPD, bessere Chancen für die CDU, 
‚Auch sollten wir alljemain dazu ermin- 
an der Wahl, teilzunehmen, 
»ykott, wie einig Link 
der Reaktion. Weiter- 
ir in Unsrof Agitation und 
Propaganda die bürgerlichen Medien mit 
‚einbeziehen. Sendungen und Meldungen 
sind. zu untersuchen, welchen Stllen 
wort sio in Bezug, auf.die Wahl haben, 
wo üseral versteckte Propaganda für di 
Wahl enthalten 


in 


‚den Wahlkampf eingreifen, sollten wir 
herausstellen und wenn möglich ein- 
Feihen In die ideologische Offensive des. 
Kapitals und verallgemeingn. 

Die werktätigen Massen sind. Inter- 
siert an Fragen der Wirtschaft, weil 
die dabei direkt betroffen sind. Diese 
Fragen müssen wir. konkret darstllen, 
‚die Stellung der bürgerlichen Parteien 
hierzu durehleuchten und klarmachen, 


308. Krisen, Inflation usw. Bestandteil 4 
des Kapitalismus sind, daß. die bürger-wlnäy 


!ichen Parteien nicht imstande sind, diese 2 
Probleme zu lösen, sondern nur die Ar- 
beiterklasse und ihre Verbündeten im 
Kalmpf' gegen den Kapitalismus, 

Die Untersuchung des Klassenche- 
raktors des Parlamentarismus und der 
in ihm vorwetenen Parteien ll hinge- 
führt werden auf die Notwendigkeit der 
Klassonpolitik im Interosse der werktätl- 
‚gen Massen, Die Notwendigkeit der Kom- 
munistischen Partei muß so. horausgeor- 
beitet, und dabei eine Kritik dar DKP 


CS 
BE ram ma ie 


us Mecktung gr Isa It. ir“ 
bei_ muß, klrwerden, wie notwendk 


Bloses Instrument. in der kommenden 
Zeit bei der Verschärfung der Klassen 


Kämpfe wird. 
Konsequenzen für die Organi- 
sation im Wahlkampf 


1. Wir müssen aus der Einschätzung des. 


{ir die Klassenkampfbedingungen hat 
nd.) weil se besonderer Anl. 
ur Aufdeckung der Machenschaften 
(de Kapitals und sine Pain it. 
Unore Agitations- und Propaganda 

Sollte in der Zeit vor der 


biste dürfen wir nicht vernachläs- 


en. 
2. Berichtwesen: Kurzberichte der Ge- 

n Me 
jtalisten Ihres Betriebes min- 


Instanzen der Organisation weiter- 


gelein werden, je as x 


use 


3. Jeder Genome muß während dieser 
Kampagne ser die aktuellen Eraig- 
Inse bestens. informiert sein. Da es 
manchmal nicht möglich ist, Vor- 
kommnisse sofort richtig einzuschät- 
zen, sollte die Leitung kieologische 
Hilfe leisten (z. 8. Schnelirundbrie- 


die Agitation betreiben und. vers. 
eben, Diskussionsgruppen zu bilden. 
5. Betriebe, in denen die Kapitalisten 
direkt Wahlpropaganda betreiben, 
sollten möglichst schnell mit. Flug. 
‚blättern versorgt werden, in denen 


vor Übel“ hat. 


ionsbündnissen zu fördern. Aktions- 
bündnisse bei konkreten Anlässen, 
wie z.B. Besuch von Strauß in Ham- 
Burg. sind anzustreben. 


Historische Entwicklung in der 
BRD seit dem 2. Weltkrieg 


Das 
sch) 


Monoy 


Ziel der kapfallsischen Politik nach 
dem 2. Waltkrieg war as, die Arbeiter 


klasse wieder zurückzudrängen, die von 


den Arbeitern errungenen Rechte einzu: 
schränken und In einen Zustand wet. 
gehender inneopolitischer Ruhe. ihren 
früheren wirtschaftlichen und politischen. 
‚Einfluß nach innen. und außan winder- 
herzustellen. Diese offen arbeiterfaindii- 


‚chen Maßnahmen konnten nur von der« 


CDU / CSU durchgeführt worden, die die 
Wählerbasis in den Mittelschichteni und 
bei rückständigen Arbeitern findet, wäh- 
rund or ucch_Ihro_Wöhlerbasis, 


[L . 
1906 /.67 mußte sich die Taktik des. 
BRD Imperialismus aufgrund des: nau 
‚ontstandenen Kräftevorhätnisses sowohl 

jonpolitisch, als auch außanpalitisch 
ändern, Die Krisa In diesen Jahren war 
in Ausdruck der Verschärfung der Wi- 
‚dersprüche_ zwischen den. Impariliti 
schen Staaten, und sie zeigte den Kapı 
talisten klar, daß man in Zukunft nicht 
mehr die Klassenkämpfe durch eine r 
lativ- gute, zumindest erträgliche Lage. 
‚der Arbeiterklasse di & 
galt also für dia Kapialistenklasse, in- 
nenpoliisch_ vorbeugende Maßnahmen. 
für die zu erwartenden Klassank.ämpfo, 
durchzuführen, Diese Maßnahmen konn: 
ton. aber 


icht_ offen arbeiterfeindiich \ 
ie. Surchatunrt MATGRR- WET IN BETT * 


ink die Widersprüche zwi 
klasse und Kapital anorm 
verschärft hätten. 

In dor Zeit der Großen Koalition 
und in der Zeit der SPD / FOP- Regie- 
fung, wurde und wird die Faschiierung 
von Sıaat und Gosllschaft Immer weiter 
Yorangetieben. 

Woshalb soll nun aber die CDU / CSU 
wieder zurück an die Regierung? 

‚Am 27. April versuchte die CDU / 
CSU zum erstenmal In der Geschichte, 
(der BRD anhand eines sogenannten kon- 
struktivon Mißtrauonıvotums die Regie: 
fung zu srzen, 


CDU/CSU ale große Gewinnerin hinge- 


stellt, Aber mit den Stimmen für die 
NPD, die zur „Unterstützung der CDU / 
CSU” ihre eigenen Kandidaten nicht 


aufstellten, hatte sie 1% woniger Stim- 
men, als bei den letzten Landtagswahlen, 
während die SPD und FDP 1% Stim- 
menzuwachs zu verzeichnen hatten. Die, 
CDU/CSU hatte also erkannt, daß ihre, 


fen, die die“ 


u Fom Tosttal fü, 
f m Kommunisten 

2 führte, daß die bestehenden Widor- 
sprüche zwischen den Organisationen 
scharf, hervortraten, 

Die SPD- und DGB -Spitza zeigten 
Ihre. Angst. vor einer Masgenmobilii- 
fung und daß sie praktisch nichts Ent. 
scheldendes gegen eine CDU/CSU 
Machtübernahme unternahmen würden. 


über 
ae che: 
erader ap dam vonder eE0 SV 
Bong iR. Versneteung 
de rn 
Al gr Base ir Binakaichen 
Becher neulich ana A 


Üögen er- 
wariä,-Gleichzeitlg war dieser Kampf 
aber such ein Eintreten für die base 
"handen Zustände, ‚al eine. Unterstüt- 
zung der SPD, weil viele Arbeiter diese 
Partei tatsöchlich ls das „kleinere Übel 
ansehen, Die SPD konnte die Bewegung 
also auf ihre Mühlen lenken, auch weil 
die Kommunisten immer "noch zu 
schwach sind, als daß wir der Desorien- 
{lorung, und usionsmacherei der SPD 
‚mit Erfolg ontgogentraten könnten. 

Die Stellungnahme der einzeinen 


Kammunllachan.Orgeietionen Yan 
ezukt, daß neben den „Partien” nun 


auch viele andere Organisationen an die 
Ereignisse um die CDU/CSU - Macht: 
ergreifung mit einem linkssektiorrischen 
Standpunkt 


Heralnen. Ag Organ 
an velnrae di 


a de A 
’olgerichtig hallan se sich 08 den 
Massonkämpfen. heraus. Und. gerade 


die. Isolation gegenüber den Arbeitern 
getrieben. Diese Organisationen haben 
den Kampf der Arbeiterklasse, der gegen. 
‚eine. Verschlechterung ihrer Lage. al 
‚gegen eine rnahme durch 
die CDU/CSU gerichtet: war, negiert 
und für falsch befunden und als einzigste. 
Alternative zu diesem 


Welche Bedeutung haben nun die, 
Bundestagsneuwahlen, vorausgesetzt, daß. 
die CDU/CSU nicht nach vor den 
Neuwahlen ein zweites Mißtrauensvotum 
stellt, um dem oussichtslosen Wahlkampf‘ 
zu entgehan? 

Dor Kapitalistanklasse war es. klar, 
daß sich in den siebziger Jahren so: 
wohl die Imperalisischen Auseinander- 
satzungen, als auch die Klassankömpfe 
im Innern bedeutend verschärfen wer« 
den. So sagte Swauß: ,, .., daß’dh 
Grundlagen der Marktwirtschaft bosoi- 
gt werden könnten" und. Friedrich 
(Führer des Kapitalistanverbandes BD 0, 
daß. ein. immer. breiter werdendes. Un- 
bahagen gegenüber unserer Marktwirt 
schaft zu beobachten sei. 

Die Kapitalistenklasse sieht, wenn 
auch gegenwärtig noch stark überirlaben, 
ihre Ausbeutarordnung in Gefahr, Dos- 
halb, müßten sie (die Kapitalisten) zum 
Goganangriff übergehen, um Aussichten. 
für das Bestehen des Kampfes gegen 
die Arbeiterklasse zu haben. (Robert 
Bosch) oder Friedrich: „Wir brauchen. 
das politisch offonsive Gegenprogramm 
der vernünftigen Gesellschaft und der 
‚oliden" Reformen”. Zu diesem Zweck 
Wird eine Formierung der Kapitallsten- 
klasse betrieben, um diese „soliden“ 
‚Reformen realisieren zu könpan. Die 
Politik der „zolkden” Reformen setzt von 
Saiten der Kapitalisten den Kampf gegen. 
alle Gruppierungen voraus, die auch nur 
entfernt eine Gefahr fürs Großkapital 
darstellen. Deshalb auch die Angriffe 
gegen die Jusos, einige SPD - „Lin 
gegen die gesamte DKP und natürlich 
(neben propagandistischen Angriffen such 
Polizektionen. gegen kommunistische 
Organisationen, Die SPD - Führer bemü- 
han. sich zwar recht und schlecht, die, 
Faschlakerung von Staat und Gesllschaft 
Im Interesse des Monopolkapitals voran- 
zutreiben. Aber der SPD -Spitze sind 
‚Grenzen gesstzt, nämlich die ihrer Wäh- 
lerschaft, eben hauptsächlich Arbeiter. 
Würde die SPD nämlich jetzt die Fa- 
schislerung offen arbeiterfeindlich voran- 
reiben, s0 würde die SPD mit Ihrer Pali- 
tik im Auftrage der Kapitalistenklaue 
das verlieren, was so für die Kapialisten 
allein interesant macht: Das Vertrauen. 
großer Teile der Arbeiterklasse. Aber 
auch die CDU, die viel offener arbeiter- 
feindlich auftreten kann, al die SPD und 
deshalb auch eher parteipolitischer Trd- 
ger des Faschlumus zin kann, ist noch, 
nicht. vollständig, die Partei, die sich, 


senkempf der Arbeiterklasse ausnutzen. 
Daraus entspringt unsere Parole „keine, 
Stimme der CDU”, weil die Arbeiter 
die bürgerlichen Wahlen ausnützen mis- 
sen, um zu verhindern, daß durch eine 
CDU/CSU - Regierung die Faschisierung 
des Stastes und der Gemilschaft gagen 
die Arbeiterbewegung noch mehr ver- 
stärkt wird. 


Wir Kommunisten und auch größere 
Teile der Arbeitarkiane sehen die Taktik. 


der SPD raistiv zur CDU / CSU gesehen, 
als „kleineres. Übel” an, Viele Arbeiter 
sahen aber auch, daß die SPD ebenfalls, 
Oine Partei des Kapitals it. 

Die Taktik des Monopolkapitale für 
die nächsten Bundestagswahlen ist also 
klar: Die CDU / CSU soll wieder zurück 
an die Regierung, um „solidere” Rafor- 
man. gegen die Arbeiterklasse durchzu. 
führen, als es der SPD möglich ist. Für 
diese Machtübernahme müssen abar Maß- 
nahmen. getroffen werden, damit der 
spontage Widerstand der Arbeiterklasse 
‚gegen die CDU/CSU abflaut, bis sich 


und. Rundfunk zunehmend. zugunsten 
der CDU/CSU oeichgeschaltet. Sehr 
Sammgogisch und für des Kapital sehr 
aussichtreich erinnert die reaktionäre 
Prosso immer wieder an die set Jahren 
schlechter werdende wirtschaftliche La- 
90 des „kleinen Mannes”, Die SPD wird 
fir die ständig. steigende. infitiondre 
Entwicklung verantwortlich. gemacht, 
und natirlich nicht das Monopolkapite, 
das die Krie wieder einmal auf die Ar 
eiterklasse abwelzt. Und die Alternative. 
des Großbankiers Poullain; „Ich hoffe, 
daß bald eine handlungsfählge Regierung 


istzt dan Stier bei dan Hörnern packen.“ 

Genau in diemibe Richtung laufen 
auch die Bombenanschläge der letzten. 
Wochen. Mit diesem Bombenterrar so 
‚der Ausbau des Stastsapparates, die wei- 
are Faschisierung von Stast und Geseil- 
schaft glaubwürdig vor der Bevölkerung 
begründet werden (Gesetze zur „inneren 
Sicherheit"). 

In einem s0 erzeugten Klima von 
‚Angst, Unsicherheit und Spannung sieht 
des Großkapital die geeignete Grund- 
lage für den Ruf nach dem starken 
Mann und nach einem noch stärkeren. 
Staat. Alıo entsprechen dies Bomben- 
rschläge auffallend genau den Inter- 


= Gegen die faschistische Formierung 
der Kapitaistenklassel 

'— Stoppt ihre Agenten Strauß, Batze, 
Springer! 


x »Metallzelle Flenshurg + + 


— Keine Stimme der COU /CsUI 

Wie soll nun aber unser politischen 
Eingriten in der Zeit is zu dan Bundes- 
tagmmahlen aussehen, um unser Ziel. en 
Wahlen eine antifsschistische Stoßrich- 
tung zu gıben (keine Stimme der COU / 
CSUN und der SPD Stimmen zumu- 
führen? 


Praktische Vorschläge: 
1. Betribszitungen oder Mansntlug- 
Diäer müßten von den einzeinen 


Bei gunigend verhandenen Gekmir- 
tsln könnte auch daran gedacht wer. 
(den, Postwurfsendungen an ale Has 
halte, (zumindest. im Norden Flens- 
burgs) zu organisieren. Weil wir im 
Gegensatz zum „Arbeiterkamgf” ja 
die Massen ansprechen wollen, mia 
son die Berichte auf niedrigem agit- 
torischen Nvas geschrieban werden. 

2. Zu anderen Organisationen in. der 
‚ganzen BRD, die mit unserer pol 


‚Aktionseinheit. mit. dir DKP wird 
wohl kaum möglich sein, weil mir 
unsere politische Line nicht ein- 
schränken können in Form von Zu 
gestindnissen an die DIP Inder Tar- 
sache, daß die SPD eine Parzei Sur ge. 
serien Kapital ist. 

4. Im „Arbeiterkamgt” mit de Aue 
einandersetzung um die richtige no- 
tische Linie mit den anderem Or-. 
gerisstionen einen großen Plazz ein- 
Fehımen. 
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favolutionäre. Opposition in der. SPD, 
‚ie von einer starken kommunistischen. 
Partei woitergetieben werden könnte 
‚die heutigen Jusos sind, eine kleinbür- 
gerlich „demokratische Opposition; die, 
SPD hat Im Godesberger Programm so- 
Qer die früheren scheinradikalen For- 
derungen aufgegeben. 

Diese Unterschiede beruhen aber 
hauptsächlich auf der veränderten öko- 
nomischen und. politischen Situation. 
Grundsätzlich erfüllt die SPD für das 
Kapital diesibe Funktion, wie in Wei 
mar. Sie sutzt die kapitlistische Herr. 
schaft auf „Jiberalem” Weg mit Schein- 
zugeständnissen durch; nur auf diese 
Art und Weise kann sie ihre „Veran- 
kerung‘“ in der Arbeiterschaft erhalten; 
nur dazu ist diese Verankerung da, 

Im Interesse des Kapitals führt die 
SPD - Regierung auch einzeine faschisi- 
sche. Malinahmen durch; Besonders bei 
Beginn der Faschisierung wird sie dazu 
eingesetzt, um der Bevölkerung nach 
Sand in die Augen zu streuen über die, 
weitere Entwicklung. Die Massenbasis 
‚der SPD und der für se typische „Re- 
gierungsstil begrenzt aber diese Fünk- 
tion. Die offene Faschisierung wird von 
reaktionären ‚Parteien wie der CDU / 
CSU durchgeführt. Es legt im Interesse. 


Die Kopitalisten bereiten sich gegen- 


Die Militanz dieser Vorbereitungen 
und ihre Stoßrichtung — vollständige 
Zerschlagung der Arbeiterbewegung — 
1äßt uns von Faschisierung sprechen. 
Für die kommunistische Bewegung gilt 
es, angesichts dieses Taktikwechsels der 
Bourgeolsie ebenfalls ihre Taktik neu 
zu bestimmen und die Machtergreifung, 
der Reaktion zurückzuschlagen. 


Der Marsch aus der Krise und die 
‚Rolle der SPD 


„(5Mit.dem Scheitern der Erhard’schen 
Wirtschaftspolitik, der Krise 1967 und 
‚den. außenpolitiächen Mißarfoigen über- 
nahm die SPD / FOP - Koalition die Ro- 
gierungsgeschäfte, Sie sollte ihren Ein- 
fluß in der Arbeiterklase für bessere. 
Verwertungsbedingungen des Kapitals 
und die Durchsetzung einer Reihe ex- 
rem .arbeiterfeindlicher. Gesetze aus- 
nutzen, Diese Angriffe auf die werk- 
tätigen Massen wurden durch eine Poli- 
{ik scheinbarer Zugeständnisse und „Re- 
formen” verbrämt, Als Hauptinstrument. 
dieser Herrschaftsform der Kapitalisten- 
klasse wird die SPD immer dann ein- 
gesetzt, wenn vom Proletriat bestimmte 
Opfer verlangt werden, die Kapitalisten 
aber ‚nicht willens sind, diese zu er- 
zwingen. \ndem die SPD alle möglichen 

sionen über die bürgerliche Demo- 
kratie verbreitet und gegen den Sozialis- 
mus heizt, zuweilen „Jinke” Phrasen 
drischt und Traditionen der Arbeiser- 
bewogung anknüpft, set sie eine wich- 


tion auszunutzen und, 
sierung von Staat und Gesellschaft zu 
verwerten, war der Auftrag der Kapı- 
taisten an) die SPD, 


die Faschi- 


Inzwischen hat die SPD ihre Aufge- 
be erfült und die Weichen für den 
Machtantritt der Reaktion gastelt. Der 
Kopitslistenklasse geht es nun darum, 
die Regierungsgewalt der CDU/CSU zu 


formen annähern, dadurch. jedoch an 
Einfluß bei den Arbeitern verlieren und. 
30 längerfristig für die Interessen der 
Bourgeoisie unbrauchbar werden. Ge- 
genwärtig nützen die Kapitalisten die 
Salbstontlarvungen des Soziaklemokratis- 
mus aber noch kräftig aus, treiben die 
SPD. sogar selber zu immer stärkeren 
Angriffen gegen die Rechte der werk- 
tätigen Bevölkerung und. unterhöhlen, 
so den Einfluß. des Soziak)emokratismus. 
Innerhalb der Arbeiterschaft, 


Den Angriff der Reaktion abwehren! 

Die Kopitaisten wollen, „daß sich 
die Arbeiter enttäuscht und noch schnel- 
ler von der SPD lösen und den CDU - 
Demagogen nachlaufen, Sie wollen auch, 
daß sich die fortschrittlichen Vertrauens. 
körper und Gewerkschafter von ihren. 
Kollegen isolieren, da sie die inkonae- 
quente und. halbherzige Politik... ” 
ihrer Gewerkschaftsführer in den Be- 
rieben vertreten und ihre Folgen füc.die 


der SPD repräsentiert wird, günstiger 
ist für ie Entfaltung des Klassenkampfes. 


scharf. kritisiert wurde. Zwar gibt de 
Yerrätarische Kompromisse (wie die Zu- 


Kampf unter der offenen Diktatur der 
Bourgeoisie zu führen oder eine „Jibera- 
ie” Herrschaftsform vorzufinden, mit all 
ihren. kleinen. Zugeständnissen an. die 
Arbeiterbewegung. Sicherlich, die Jibe- 
Tale’ Politik des Kapitals ist die „schlau- 
re”, da sie eine Stärkung des Revisio- 
ismus in der Arbeiterbewegung zur Fol- 


Innerhalb der Arbeiterbewegung bis zur 
direkten Spaltung treibt. Aber das darf 


um den bürgerlichen Einfluß. 
innerhalb der werktätigen Massen zurück. 
zudämmen. Entscheidendes Gewicht bei 


die Aufgabe darin, daß man es versteht, 
di allgemeinen und grundiegenden Prin- 
ipien des Kommunismus auf jene Eigen- 
jrt der Beziehungen zwischen den Klas- 
sen und Parteien, auf jene Eigenart in 
der objektiven Entwicklung zum Kom- 
munismus anzuwenden, die jedes einzel- 
ne Land aufweist und die man zu stu- 
dieren, zu erforschen und zu erraten 
fähig sein muß ... Es kommt nur darauf 
an, daß man es versteht, diese Taktik 
(des Lavierens) so anzuwenden, daß sie 
Zur Hebung und nicht zur Senkung des 
allgemeinen Niveaus des proletzrischen 
Klassenbewußtseins, des. revolutionären 
Geistes, der Kampf - und Siegestänigkeit 
beiträgt.” (Lenin, Linker Radikalismus) 

Im Kampf um die Verteidigung. 
‚erlich - demokratischer Rechte suchen. 
Kommunisten mit in der ersten Reihe, 
‚Ohne deshalb die Unzulänglichkeiten die- 
05 Kampfes außer acht zu lamen. „So- 
Targe wir nicht an die Stelle der bürger- 
Jichen Demokratie die proletrische De- 


sümmung zu den Kriegskrediten 1914 
durch die SPD). die scharf abgelehnt 
werden müssen. Aber auch die Kommu- 


Das erfüllt die Formulierung (nicht 
ie grundsätzliche Einschätzung) der 
SPD als „kleineres Übel” nicht. 


Wenn ich al; Kommunist vor die Mas- 
sen wete und auffordere, die SPD zu 
wählen, so werde ich damit sicherlich 
‚Aufmerksamkeit erregen. Ich werde er 
klären, daß. ich insofern für die SPD 
bin, als ich mir davon besere Bedin- 
Jungen für den Kampf gegen den Abbau 
demokratischer Rechte und gegen die 
Ausbeutung der werktätigen Bevölkerung 
verspreche, daß ich die SPD bei ihrem 
wortradikalen Eintreten für eine „bessere 
Weit” packen werde daß ich aber ständig 
bemüht sin werde, aufzuzeigen, wo die 
SPD den Pfad der Glückseligkeit ver- 
at und Untererjekung und Ausbeutung, 
Praktiziert, Damit. werde. ich einen be- 
stimmten Anspruch an die SPD stellen, 
ihr dafür meine Stimme geben und 8 
famlich dazu aufrufen, meinem Beispiel 
zu folgen. In allen Fällen der Dema- 
909ie und des Betrugs der Unterdrückung, 
und Ausbeutung aber werde ich die 
SPD -Politik entlarven und breit props- 
‚ieren, daß die SPD ihr „Versprechen“ 
nicht eingehalten hat. Ich werde ver- 
suchen, einen Mawenprotest zu orpani- 
sieren und die SPD als Statthalterin des 
Kapitals entlarven. Ich werde grund- 
sätzliche Einsicht in die Politik des Ka- 
Pills und seiner beiden Taktiken ver- 
(mitteln, den Kiessencherakter des Kapi- 
alismus darstellen. Ich werde also die 
SPD unterstützen, wie Lenin sagt, „mie 
der Strick den Gehenkten sitzt". „Und 
wenn man mir entgegnan solle, das sei 
eine zu schlaue oder zu kompliziere 
Taktik, die Massen würden se nicht. 
verstehen, sie werde unsere Kräfte ver- 
2etteln, zersplittern, werde uns hindern, 

Revolıtion zu 


Durch die Formulierung von der SPD. 
als. „kleinerem Übel“ wird auch der 
Eindruck erweckt, man akzeptiere die 
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die Stimmung der Kollegen, daß grund- 
sätzliche Änderungen nötig sind,, aus- 
nutzen kann. 

Deshalb ist os besonders wichtig, daß 
(die Kollegen genau erkennen, wo unter 
einer SPD - Regierung mehr Raum ist 
für die Wahrnehmung Ihrer Interessen: 
Sie müssen die Stoßrichtung der Bour- 
‚geoitie erkennen und antifaschistisch 
wöhlen. Es muß deutlich gemacht wer- 
den, warum die SPD das „kleinere, 
Übel" wäre, aber auch, da die SPD 
keine Alternative zur faschistischen Ge- 
fahr ist, daß nur eine selbständige Ar- 
beiterpolitik in Richtung Sozalısmus 
diese Alternativo sein kann. Dabei ist 
es auch unsere Aufgabe, eigenständige 
erfolgreiche Aktionen der Kollegen zu 
Organisieren, damit sio spüren, was- es 
heißt, wenn die Arbeiter den Sozi 
machen, 


Zur DKP: 


(861 einem SPIEGEL - Interview wur- 
(de Gautier gefragt, ob die DKP durch 
ihre. Kandidatur nicht Barzel in den 
Sattel hilft, Seine Antwort: „Das ist 
Richt unser Bier!” In der UZ versucht 
Miehs, die angeblich zunehmende Fried 
fertigkeit der Imperalisten und die fa- 
chistische Gefahr, die er ja genau sieht, 
unter der Überschrift „Chance und Wi- 
‚derspruch” unter seinen Parteihut. zu 


den Zirkelschluß: Die DKP als die deut- 
sche Arbeiterpartei ist gut, wenn si 
kannt st, ung wenn se bekannt 
ist so gut. 

Es ist gegen die momentanen Arbei- 
terinteressen und gelinde gesagt, sektie- 
rarisch, wenn sich diese Partei jotzt zur 
Wahl stellt, er 

Zur Frage der Aktlonseinheit: Für 
(die offizielle DKP-Poliik wäre dazu 
die völlige Selbstverleugnung nötig — 
das ist wohl kaum drin, Trotzdem müs- 
son wir in Diskussionen mit,DKP - Koll 
gen vorstarkt die faschisische Gefahr 
Geutlich machen, und daß man ihr mit 
Beschwichtigungsversuchen nicht begag- 
‚nen -kann.k Dabei immer. wieder. Spal 
tortum und Sektierortum der DKP - Füh- 
Tung und der These 41 klarmachen. 
(Dazu Aussage von einem SDAJ-Ier 
aus_ Wilhelmsburg: Unter den alten. 
DKP -jern in Wilhelmsburg Ist vol Kı 
tik, so trafen aber nicht aus der Partei 
us, weil sie noch meinen, gort etwas 
Verändern zu können.) 


‚Aufgaben des Ki 


Ie Situation ist günstig; Durch die 
Wahl werden viel politisiert Wir müssen. 
„auf allen Kandlen” die korrekte Linie 
ropagieren, (5.0.) 

Dazu gehört außer dem; was. wir 
"bisher schon machen, auch verstärkte 
“Teilnahme an öffentlichen Diskussionen, 
‚auch. Straßendiskussionen. Dabei sich 
nicht auf „Renten -und Reförmche 
Hickhack einlassen, sondern die Haupt- 
tondenz der Bourgeolsie und der CDU 
und die Interessen der gesamten Arbei- 
terschaft rausarbeiten. 


Antifaschistische Komitees: 

In den meisten Betrieben wird sowas 
direkt noch nicht möglich eain: Was wir 
tun können: Vor allem bei den Kollegen. 
die sich zur Gewerkschaftsopposition 
entwickeln, das richuige antifaschisusche 
Bewußtzin entwickeln, Trotz ihrer Kri- 
{ik an der Sozialdemokratie sind sie ja 
noch keine Kommunisten. und es be- 
stoht. gerade bei manchen von diesen, 
Kollegen die Gefahr, auf linke Ver- 
sprechungen von der SPD nochmal Hoff- 
nung zu schöpfen und darauf rainzu- 
fallen, 

Man sollt sich auch genau überlögen, 
wie man solche Diskussionen in Ver- 
trauonsleute - Körper und Betriebsrat 
tragen kann. Vor allem rausarbeiten, 
(daß nicht der Stimmzettel das Wichtigste 
ist, sondern die Interessen dor Arbeiter- 
klasse, 


und DKP) geschickt wurde. Der Brief enthält eine Aufforderung zu 


Brief der ’Falken’an den KB. 


Sozialistische Jugend Deutschland „Die Falken” 
Landesverband Hamburg 


Jungdemokraten 
Aktlonszentrum Hamburger Jugendverbände 
Soziaistiches Arbeiter- und Lehrlingzentrum / Kommunistischer Bund 
Sozialdemokralicher Hochschulbund 
DAG -Jugend. 
DGB- Jugend 
Deutsche Beamtenbund - Jugend 
interessierte Einzelpersonen 

1. August 1972 
Betreff: Bundestagswahlen 1972 
Am 3. Dezember stehen aller Vorausicht nach Bund an. Die Aktiv 
iäten der Baader -Meinhof -Gruppe zum Anlaß nehmend, hat die Reaktion In 
den vergangenen Wochen und Monaten eine enarme Hetze gegen ale linken Kräf- 
1e inszeniert. Hauptakteure dieser Verteuflungsaktion sind die CDU / CSU und die. 
Springer- Presse. Andere Gruppierungen (wie z. B. die SPD) ziehen mit. Durch 
neuen Sicheheltsgeseize (Machtbefugnsse von Stastschutzorganen, wie Bun- 
desgrenzschutz und Verfasungsschutz sllen erweitert, bzw. neu geschaffen wer- 
den), durch den Extremistenbeschluß und seine praktische Anwendung und z.B. 
durch das Bayrische Rundfunkgesetz sol die freihitiche, demokratische Grund- 
Ordnung der Bundesrepublik mit z. T, nicht verfasungskonformen Mitteln unter- 
graben werden. Für die kommenden Neuwahlen zeigen sich daher die großen Ge- 
führen eines Rechtsrutsches. Die Faschstulerung In der BRD schreitet voran. 
All fortschritichen, demokratischen und sozialistischen Kräfte mösen diese. 
Tendenz entschieden dnigsgenteten. Am 3. Dezember gilt es daram ersteinmal 
‚die Machtergreifung der CDU / CSU zu verhindern. 
"Wir planen in Hamburg in Zusammenarbeit mit möglichst vielen demokratischen 
und sozlalisischen Organisationen fü die anstehenden Wahlen ein Anti - CDU - 
‚Campagne. Wir wollen der Bevölkerung deutlich machen, daß si, wenn se in 
ihren demokratischen Rechten nicht weiter beschnitten werden wi, auf keinen 
Fal die CDU/CSU @eschweige denn andere reaktionäre Parteien, wie 2.B. die 
NPD) wählen kann. Ohne zu polemisieten, wollen wir Fakten und Zitate brin- 
gen. Dabei gilt es auf die SPD/FDP - Koalition als kleineres Übel hinzuweisen 
Und zu deren Wahl aufzurufen. Dabei müssen wir jedoch unsere starke Ketik 
an dieser Koalition zum Ausdruck bringen. Denn gerade SPD und FDP sind in 
er vergangenen Zeit auf die antidemokratische Propaganda der CDU / CSU und 
(der Springer -Prewe eingeschwenkt und haben nicht die demokratischen Kräfte 
unterstitzt, sondern teilweise sogar bekämpft (Extremistenbeschluß, Sicherheit 
gessze, Verteufelungsaktion). Wir müssen jedoch deutlich machen, daß wir eben 
Alk kleineres Übel keine andere Wahl haben, als die SPD / FDP- Koalition zu 
untenstätzen. Die klare Kritik und Abgrenzung der Koalition gegenüber st unbe- 
dingt notwendig, um die Glaubwürdigkeit unserer Aktion in der Öffentlichkeit 
nicht zu gefährden. 
Diese Aktion hat jedoch nur wirkliche Erfolgausichten, wean alle demokrai- 
schen Kräfte an ihrer Durchführung mitarbeiten. Wir missen uns klar darüber 
Aein, daß gewiue Diferenzen und indeologische Auseinandersetzungen angesichts 
&ines gemeinsamen Handelns zuröckzustecken ind, denn durch das ewige Sekte 
zertum stärken wir nr die Reaktion. 
Gerade eine Aktion in Form der Anti- CDU-Campagne bietet vielen demakrat- 
‚schen tionen mit unterschiedlichen politischen Ausrichtungen die 
keit der Mitarbeit. Allen sich beeligenden Organisationen zoll in der Durchfüh- 
rung möglichst großer Spielraum gelassen werden. Die Planung (die Bisher nur 
Vorschlagscharakter hat) ist soweit gediehen, daß eine Fiugblattaktion in zwei 
Wellen stattfinden sol. Die este Aktion findet in einigen Wochen vor der Wahl 
tat. Flngblätier in Form einer Dokumentation (DIN A 3 gefaltet) werden an 
Allen Berufsschulen, Wirtschaftsgymnasien, Gymnasien, Abendschulen u.ä. ver- 
te, um die Jungwähler zu erfassen, außerdem werden die Flaghätter in mög- 
licht vielen Betrieben verteilt. Die zweite. Aktion startet in der Woche vor den 
Wahlen. Es sll nocheinmal an unsere erste Flagblattaktion angeknäpft und alle 
Mitbürger aufgerufen werden, zur Wahl zu gehen. Durch gemeinsame Veransta- 
tungen @. B. in Form von Podiumsdiskumionen) kann die Campagne ausgedehnt 
werden. 


Um die Aktion zu konkretiieren, schlagen wir für Donnerstag, den 
ein Treffen aller sich beteligenden Organisationen vor. Treffpunkt 
Schumacher - Alle 10 um 19.30 Uhr im Raum 103. 


Wir hoffen nun auf ein gemeinsames Handeln und verbleiben 
mit freundlichen Grüßen 
gez. Tomas Weinrich 


Kurt- 


r 


die exakte Beurteilung der SPD und der Chancen sorilisischer Politikin dieser 

Partei, über den weiteren Weg der Arbeiterklasse und &ber die geselschaftichen 
Bundestagmenwahlen indessen gbt 

liche Hauptstoßrichtung, was die Verhinderung eines COU / 

CSU-Siegs und die sich darans ergebenden Konsequenzen angeht. 

Wir halten es für verfehlt, zu einem „Wahlboykott” oder zur Wahl der DKP 

aufzurufen, weil die so verlorenen Stimmen für die CDU /CSU zu Buche schla- 

‚Wir 


PS. Für Einzelheiten unseres Verhältnisses zur SPD verweisen wir Demand 
auf die Nr. 20 und 21 unserer Zeitung „Arbeiterkampf”. 


Soeben erschienen! 
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Zu den Ergebnissen der Betriebsrätewahlen 1972: 


Leichter Ruck nach links 


In den Monaten von März bis 
Ende Mai 1972 wurden in vielen 
westdeutschen Betrieben neue Be- 
(riebsräte gewählt. Statistisches Ma- 
terial über die Wahlergebnisse, das 
einen schon. vollständigen Über- 
blick gestattet, liegt nirgendwo vor. 
So ist eine "Gesamteinschätzung 
schwierig und muß notwendig un- 
vollkommen bleiben. 


Unschwer festzustellen ist aller- 
dings ein. gewisser Linksruck, der 
in den Wahlen zum Aus- 
druck kommt: Die DGB - Gewerk- 
schaften haben fast überall Ihre Po- 
ionen verbessern können. Dage- 
en ist der Einfluß der rechten 
Spalter - Gewerkschaften  DAG 
(Deutsche Angestellten Gewerk- 
schaft) und CGB (Christlicher Ge- 
werkschaftsbund) z. T. zuräckge-. 
gingen, bzw. hat in einigen Re- 
‚gionen kaum an Boden gewonnen. 
’Erheblich zurückgegangen ist vor 


„schafts-Opposition, der Soriali- 

sten, DKP-Genossen und in ge- 
wissen Umfang auch der Kommu- 
nisten ihre Positionen verbessern. 
In vielen Fällen gelang es, rechte 
SPD’Ier und CDU-Leute auf den 
Einheitslisten , der DGB - Gewerk- 
schaften auf untere Plätze abzu- 
drängen. Diese Leute kamen häufig 
nicht wieder in die Betriebsräte 
oder mußten erhebliche Stimm - 
Verluste hinnehmen, 


reiten Teilen der westdeutschen 
‚Arbeiterklasse ist vor allem im 
letzten Jahr bewußt. geworden, 
daß die kimpferische Verteidigung 
der eigenen Rechte gegen die stän- 
digen Angriffe der Kapitalisten not- 
wendig geworden ist. Die Apologe- 
ten der „Klassenharmonie” und 
„Sozlalpartnerschaft” hatten es 
Schwerer, bei den. Arbeitern und 
Angestellten noch zu landen. Das 
Boot, indem wir angeblich alle ge- 
meinsam sitzen, ist an den Klippen 
der tatsächlichen Erfahrungen der 
Arbeiterklasse zerschellt, 


Zu dieser Entwicklung haben 
vor allem die Kapitalisten selbst 
beigetragen: Lohnkürzungen, im 
wesentlichen bei den sogenannten 
‚außertariflichen Zulagen” und 
jurch neue „Arbeitsplatz - Bewer- 
tungs- Systeme”, Rationalisierun- 
gen zu Lasten der Beschäftigten, 
Erhöhung der Bandgeschwindigkei- 
ten und Akkordsätze, Streichung 
von sogenannten „freiwilligen So- 
zialleistungen” ete. haben die Be- 
wußtseinsentwicklung in breiten 
"Teilen der Arbeiterklasse beschleu- 
aigt., 


Die Kapitalisten - Offensive wäh- 
rend der Tarifauseinandersetzungen 
im letzten Jahr hatte eine ähnliche 
Wirkung: Die größtenteils von Ka- 
pitalisten - Seite provozierten 


Nur in wenigen Fällen kandi- 
dierten gewerkschafts - oppositio- 
elle Kräfte auf eigenen „Opposi- 
tions - Listen”. Sie erzielten dabei 
allerdings z. T. beachtliche Stipm- 
erfolge (bis zu 30% der abgege- 
benen Stimmen). 


In allen „Betrieben mit in der 
Regel mindestens fünf ständigen 
‚Arbeitnehmern, von denen 3 wähl- 
bar sind” ($ 1 BVG) hätten gemäß 
Bestimmungen des neuen (wie auch 
des alten) Betriebsverfassungs - Ge- 
setzes (BVG) Wahlen stattfinden 
können. Davon wären rund 85 % 
aller Arbeiter und Angestellten über 
18 Jahre betroffen gewesen. In der 
Mehrzahl der Betriebe konnten die, 
Kapitalisten aber auch diesmal wie- 
der eine Wahl verhindern. Dies gilt 


Arbeiter und Angestellten nur ge- 
ring ist. Für die letzten Betriebs- 
räte - Wahlen 1968 ergab sich fol- 
gendes Bild: 


In 400.000 westdeutschen Be- 
trieben hätten Betriebsräte gewählt 
werden können. Tatsächlich aber 
wurden in nur 25000 Betrieben 
(das sind 6 %) insgesamt 143.000 
Betriebsrats - Mitglieder gewählt. 
Im Organisationsbereich der größ- 
ten Industrie - Gewerkschaft, der 
1G- Metall, wurden 1968 in 7744 
Betrieben insgesamt 52472 Be- 
triebsrats - Mi gewählt. Da- 
von waren rund 83% (43 344) 
Mitglied der IGM, ca. 3% Mitglied 
der DAG, 0,5% Mitglied des CGB 
und 13,4% Unorganisierte. 


Streiks (Chemie und Metall) und 
‘von ihnen vorgenommene Massen - 
Aussperrungen (Baden - Württem- 
berg und Auto - Industrie), hinter- 
ließen bei vielen Arbeitern und An- 
gestellten ein Bewußtsein von einer 
„unnachgiebigen und hartnäckigen 
Haltung” der Kapitalistenklasse, die 
„nur durch härtere und konsequen- 
te Streikbereitschaft und Kampftä- 
tigkeit gebrochen” werden könne. 


‚Auch die SPD - Führer trugen — 
ungewollt allerdings — zu diesem 
Linksruck mit bei: Um ihre arbei- 
terfeindliche Regierungspolitik zu 
kaschieren, bemühten sie sich, aller- 
hand Schein - Reformen als tatsich- 
liche Verbesserung der Arbeiterklas- 
s zu verkaufen. Besonderen 
Schwerpunkt dabei legten sie auf 
die Anpreisung des neuen, im we- 
sentlichen von ihnen entwickelten 
Betriebsverfassungs - Gesetz (BVG). 
So trugen sie u. a. mit dazu bei, daß 
vielen Kollegen die „Institution Be- 
triebsrat” als Int 

und Kampforgan der Belegschaften 
wieder ins Bewußtsein rückte, aus 
dem es teilweise schon verloren 
war, als Folge der Untätigkeit vieler 
alter Betriebsräte. Noch ein halbes 


eine sehr kleine Minderheit von 
Kollegen überhaupt die Funktion 
eines Betriebsrates einigermaßen 


richtig angeben konnte. 


Schließlich ist der Linksruck in 
den Betriebsräte - Wahlen auch ein 
Erfolg der Agitations - und Propa- 
ganda - Tätigkeit von kommanisti- 
schen und anderen linken Gruppen. 
Besorgt berichteten gerade in letz- 
ter Zeit verschiedene bürgerliche 
Zeitungen von einem „gestiegenen 
Interesse der Arbeiter'an kommu- 
nistischen Zeitungen”. Und das 
„Deutsche Industrie - Institut” mel- 
dete ein „kräftiges Ansteigen der 
Periodisch’erscheinenden kommu- 
nistischen Zeitungen im Jahre 1971 
auf insgesamt 11,1 Millionen”. 


Die Kapitalisten selbst hatten 
den Linksruck offenbar erwartet. 
So schrieb „DER ARBEITGEBER" 
Nr. 5/24, „daß bei den kommen- 
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näte kommen (SZ, 27.1.72), 

„im Interesse der Betriebe ... nutz- 
Dringend mit der Unternehmens- 
leitung zusammenarbeiten” (SZ) 
sollen. Mit dem Hinweis, daß „Mao- 
isten, Leninisten, „Leute 
und ähnliche Radikale” (SZ) „mehr 
Druck auf die Betriebe ausüben 
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Fortsetzung BR - Wahlen "72: 
Zur Politik der SPD 


Zur Politik der SPD in den Betriebsrätewahlen 


In ihrer mehr als 2 - jährigen Re- 
gierungszeit hat die SPD z. T. an 
Einfluß in der Bevölkerung verlo- 
sen, insbesondere unter ihren tras 
itionellen Wählerschichten, den Ar- 
beitern und Angestellten. Bereits 
Ende 1971 schrieb der damalige 
Rüstungsminister Schmidt (SPD) 
im „Hamburger Arbeitnehmerbrief”: 
„Eine Analyse der Landtagswahl- 
ergebnisse zeigt, daß unsere Partei 
an einigen Stellen Verluste bei den 
berufstätigen Männern zwischen 30 
und 60 Jahren hat hinnehmen müs- 
sen; das ist in der Tat beunruhi- 
gend, denn diese Gruppe repräsen- 
tiert die Masse. der Arbeitnehmer 
und umfaßt nahezu ein Viertel 
aller Wähler”, 


Schmidt also beklagte die Ab- 
wendung vieler Arbeiter und An- 
gestellter von der Politik der SPD. 
Diese Entwicklung ist durchaus nor- 


Auf Beschlußdes SPD-Parteivorsta 
des vom, 21.2.1972 erhielten die 
SPD-Betriebsgrüppen einen. neuen 
ParteiStatus, nämlich den einer 
„Bundes-Arbeitsgemeinschaft” mit 
üigenem Statut, eigener Bundes-De- 
icgierten-Konferenz und. eigenem 
Bundesvorstand, der, allerdings erst 
im Febnuar 1973 gewählt werden 
sol. Bisher war nur ein Sekretär 
beim Parteivorstand fn Bonn für die 
Betriebsgruppenarbeit in der Partei 
zuständig. Jetzt werden von allen 
Landesverbände. hauptamtliche 
Sekretäre für die Arbeit der Be- 
triebsgruppen bestellt, 

Der Status einer „Arbeitsgemein- 
schaft in der SPD” mit eigenen 
WillensbildungsOrganen und Ent- 
scheidungswegen (mit allerdings nur 
äußerst geringen Einwirkungsmi 
lichkeiten auf die Politik der Ge- 
samtpartei), kommt einer ansatz- 
weisen Ausgliederung aus der SPD 
gleich. Dasselbe kennen wir von den 
Jusos, die eine „Arbeitsgemein- 
schaft junger Sozialdemokraten in- 
nerhalb der SPD” sind. 

Diese Konstruktion erlaubt den 
„Arbeitsgemeinschaften in der 
SPD" eine bis zu gewissem Grad 
scheinbar eigenständige Politik zu 
betreiben, die — wie das Beispiel 
der Jusos zeigt — durchaus nicht in 
allen Fragen mit der Politik der 
„offiziellen Partei” oder der Regie- 
fung übereinstimmen muß. Darin 
besteht letztendlich auch die eigent- 
liche Funktion solcher „Arbeitsge- 
meinschaften” für die Parteifüh- 
rung: Mit. einer scheinbaren Alter- 
native zur offiziellen Partei-Politik 
können. die „Arbeitsgemeinschaf- 
ten” kritische Teile der Bevölke- 
rung an die SPD zu binden, im Falle 
der Jusos die „kritischer werdenden 
Teile der Jugend”, also Studenten, 
Schüler, junge Agestellte und Beam- 
te, in geringerem Maße auch Lehr- 
Jinge und junge Arbeiter. 

So „bekämpfen” z.B. die Jusos 
fecht wortreich — wohl auch weit- 
gehend subjektiv ehrlich - die 
schlimmsten _ arbeiterfeindlichen 
Maßnahmen der Regierung und be- 
stimmte reaktionäre Vorstellungen 
einzelner SPD-Führer. Werden sie 
dabei zu vorlaut, bekommen sie von 
den Parte-Oberen einen gehörigen 
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mal: Die SPD an der Regierung ist 
„gezwungen”, die Regierungsge- 
schäfte der Kapitalistenklasse zu 
verwalten und in diesem Gefolge 
Maßnahmen und Gesetze gegen die 
Interessen der eigenen Wählermas- 
sen, also der Mehrheit der Arbeiter 
und Angestellten durchzusetzen. So, 
wird sie in den Augen von immer 
mehr Arbeitern und Angestellten 
verantwortlich für die Politik der 
Kapitalistenklasse und entlarvt da- 
mit ‚auch zunehmend ihren politi- 
schen Charakter als „bürger- 
liche Arbeiterpartei”. D.h. als 
Partei, die wie jede andere bürger- 
liche Partei den Interessen der Ka- 
pitalistenklasse verpflichtet ist. 


In dem schon erwähnten „Ham- 
burger Arbeitnehmerbrief” folgert 
Schmidt dann auch angesichts der 
Wähler - Verluste seiner Partei: „Das 
hat mich dazu veranlaßt, die For- 


derung zu erheben, daß wir die Ar- 
beitnehmer im Zentrum unserer po- 
tischen Arbeit zu sehen haben, 
daß unsere Zielgruppen (?!) Ar- 
beiter und «Angestellte, ihre Priori- 
tät behalten müssen 


Er empfiehlt deshalb: „Wir müs- 
sen vor allem in den Betrieben noch 
mehr Arbeit leisten, als. bisher” 
und „Ein indirektet Prüfstein wird 
die Wahl der Betriebsräte nach dem 
neuen Betriebsverfassungsgesetz im 
Frühjahr des kommenden Jahres 
werden, dabei muß die Basis für 
unseren Wahlerfolg des Jahres 1973 
geschaffen werden ... ” 

Die Schmidt - Zitate veranschau- 
lichen deutlich Stoßrichtung und 
Zweck der SPD-Politik in den 
Betrieben, unter den Arbeitern und. 
Angestellten. Nicht Wahrnehmung 
und Vertretung ihrer Interessen be- 
stimmen die SPD -Politik, vielmehr 


werden sie von den SPD-Partei- 
führern gebraucht als. potentielle 
Wähler, als Stimmvieh bei den näch- 
sten Bundestagswahlen; sie sollen 
vor den Partei-Karren der SPD- 
‚Führer gespannt werden. Dazu sol- 
len sie vor allem stärker als bisher, 
politisch und ideologisch beeinflußt 
werden. Die SPD-Führung be- 
stimmte auch deutlich die anste- 
henden BR-Wahlen in Unter- 
ordnung unter diese Konzep- 


Die Politik der SPD-Führer steht 
vor immer schwerer zu lösenden 
Problemen. Einerseits stößt ihre 
arbeiterfeindliche Politik auf immer 
stärkere Kritik und auch Ableh- 
Mung-aus der Arbeiterklasse. Ande- 
rerseits wird der Druck der Kapita- 
listen auf die SPD - Regierung stän- 


Nagel der SPD-Betriebsorganisation 


Dämpfer. Diese Auseinandersetzun- 
gen zwischen Jusof und „Mutter- 
Partei” sind aber sehr weitgehend 
nur Gespensterkämpfe, in der Regel 
ohne jede praktische” Auswirkung 
auf die Politik der SPD-Führung. 
Das scheinbar „recht fortschritt- 
liche"" Auftreten der Jusos ist not- 
wendig zur Erfüllung der Funktion, 
die ihnen die SPD-Führer zugedacht 
haben. Die SPD-Führer ihrerseits 
sind dafür auch gern bereit, manch 
‚Ärger mit ihren Partei-Junioren auf 
sich zu nehmen. Die Jusos reden 
und träumen eifrig von Sozialismus, 
und machen sich selbst und ihrem. 
‚Anhang vor, dieses Ziel in und mit 
der SPD zu erreichen. Die Erfah- 
Tung der Arbeiterbewegung zeigt 
indes, daß dieses Ziel nur im ent- 
schiedenen Kampf "gegen die 
„Dürgerlichen Arbeiterparteien”, al 
35 gegen die SPD, zu erreichen ist, 

Mit der Neuorganisierung ihrer 
Betriebsorganisation (BO), haben 
‚die SPD-Führer jetzt ihren Betriebs- 
gruppen für eine ähnliche Aufgabe, 
Wie die der Jusos, grünes Licht 
gegeben. Die SPD-Betriebsgruppen 
sollen so fit gemacht werden, um 
künftig :h solche Kollegen bin- 
den und, integrieren zu können, die 
‚der SPD-Politik überdrüssig werden, 
die mit ihr brechen wollen. Die, 
neuorganiierte BO sollte in den 
bundesweiten BR-Wahlen ihre 
„Feuertaufe” erhalten. 

in der JunrAusgabe (Nr. 3/72) 
der „Hamburger Arbeiterbriefe” be- 
gründen die SPD-Oberen ihren „Be- 
triebsfunktionären” noch einmal 
Sinn und Zweck der Neuorganisier- 
ung und erläutern die Perspektive 
der Arbeit: 

(Grundsätzlich bestimmen sie 
hier die Politik ihrer Betriebsgrup- 
pen als „Orientierung der Arbeit 
nehmer an unserer (der SPD) Poli- 
tik” und nicht etwa als Orientie- 
rung der SPD-Politik an den Interes- 
sen der Arbeiter und Angestellten. 
Sie beklagen dabei lerims. da 


„Qualität der BO noch nicht in 
Allen Gebieten der BRD erreicht” 
sei. (Weitgehend zufrieden sind sie 
mit der Stärke der BO in Hamburg, 
eine traditionelle Hochburg der 
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SPD seit Kriegsende). Sei treiben 
deshalb zur Eile und zu verstärkter 
Aktivität ihrer Betriebsfunktionäre, 
da sie. befürchten, daß die derzeit zu 
verzeichnende und noch viel stärker 
zu erwartende „Politisierung in den 
Betrieben, die im Grundsatz zu 
begrüßen ist, sich auch gegen uns 
wenden (kann), wenn die BO dort 
keine Basis hat. 


Die „Politisierung in den Betrie- 
ben”, d.h,, die zunehmende Be- 
wußtwerdung der Arbeiterklasse, 
soll also mit Hilfe der BO in 
bestimmte Bahnen gelenkt werden, 
nämlich in solche, die der Kapitali- 
stenklasse recht sind, ihren Staat 
und ihr Ausbeutungssystem nicht 
gefährden. 

Da die SPD-Führer nur zu genau 
wissen, daß in’entscheidenden Situ- 
ationen die Arbeiterklasse klassen- 
fremden Kräften kaum oder gar 
nicht folgen wird, trauen sie sich. 
selbst eine „Orientierung der Ar- 
beitnehmer" an ihrer Politik langfri- 
stig nicht zu. 

Deshalb soll diese spezielle „Poli- 
tik für die Arbeitnehmer... von 
den Arbeitnehmern (selbst) ge- 
macht werden". d.h. also speziell 
dafür eingesetzten Betriebsfunk- 
tionären der SPD. Zu diesem Zweck 
wird ihnen von deg Parte-Oberen 
mit der Neuorganisierung der BO 
such etwas mehr Spielraum und 
Bewegungsfreiheit in der SPD zu- 
gestanden. 

Das heißt aber nicht, das die 
Betriebsarbeiter der SPD auf die 
Politik der Gesamtpartei mehr Ein- 
fluß, als bisher ausüben können. Sie 
sollen allenfalls „Akzente setzen.” 
Zynisch schreiben die SPD-Führer: 
„Die BO macht als Teil der Gesamt- 
partei „.. Politik, sie setzt Akzente, 
Das wird sıe weiterhin tun.” Deut 
lich wird, wie die SPD-Führer gene- 
rell Mißtrauen und Angst vor einem 
Einfluß der Arbeiter — einschließ- 
lich der eigenen Mitglieder — auf 
ihre Politik haben. Die SPD-Be- 
triebsarbeiter diemen der 
SPD-Führung nur als Instrumente, 
um ihre bürgerliche Politik in den 
Betrieben durchzusetzen, die aber 
ansonsten den Mund zu halten 
haben. 


Andererseits geben sie zu, daß 
„unsere Partei:auf diese Aktivitäten 
icht verzichten (kann)”. In der 
Tat, darauf können die SPD-Führer 
nicht verzichten. Ohne die Vielzahl 
von. großenteils subjektiv ehrlichen 
und_ aufrichtigen sozialdemokrati- 
schen Arbeitern, hätte die Arbeiter- 
klasse die SPD-Führer schon lange 


gt. 
Zur Gewerkschaftsarbeit der 
SPD wird : „Die BO wird 


usgeführt: 

ihre Arbeit in den Gewerkschaften 
verstärken, weil die Stammwähler 
der SPD die organisierten Arbeit 
nehmer sind.” und deswegen 
„müssen die Sozialdemokraten in 
jeder Gewerkschaft darauf achten, 
daß unser Einfluß erhalten bleibt.” 
‚Aha, also auch hier: es geht den 
Herren SPD-Führern keineswegs um 


bedeutete in der Konsequenz nichts 
anderes, als die gewerkschaftlichen 
Interessen der Arbeiterklasse den 
Partei-Interessen der SPD-Führer zu 
unterwerfen. (Alle Zitate aus 
„Hamburger Arbeitnehmerbrief” 
Nr. 3772). 


Der”Arbeitnehmer- 
Dialog" —_ 
Gleichzeitig mit der bundesweiten 
Neuorganisierung ihrer BO, starte- 
‚ten die SPD-Führer eine breit ange- 
iegte Werbekampagne, die in Form 
und Inhalt auf die „Zielgruppen 
Arbeiter und Angestellte” abge- 
stimmt und zugeschnitten war. 

Es schien beinahe so, als ob die 
SPD-Führer „urplötzlich” ihr Herz 
für die Belange der Arbeiterklasse 
entdeckt hätten. So emsig bemüh- 
ten sie sich jedenfalls um die Inten- 
Sivierung von Kontakten zur Partei 
Basis in den Betriebne und zu ihren 
„Stammwählerschaft”: 

Mehrere Ausgaben eines neuen 
SED-Wertenutten wurden — ds Be 


triebszeitung. aufgemacht — 
Ber Auge (2 Mi) vor Beineben 
verteilt. Schwerpunktmäßig behan- 
deln die Blätter mit Namen „Sebat- 


ij 

ji 
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schaften. 

Die SPD-Führer haben diesen 
Widerspruch vorläufig zu lösen ver- 
sucht, indem sie den „Kontakt zur 
Arbeitnehmerschaft” intensivierten 
und indem sie dafür vor allem 
ihre „Betriebsorganisation” 


EEE NETNETNTLTETETELTTEn EEE nennen 


ie 


sprechen der SPD vor Regierungsan- 
tritt jetzt durch Anpreisung von 
Schein-Reformen wieder wettzu- 
machen, um sich auf diese Weise bei 
den Arbeitern und Angestellten als 
„Partei des kleinen Mannes”, als 
„Partei der inneren Reformen”, als 
Partei, die jedenfalls immer noch, 
besser ist als CDU/CSU in.beste 
Empfehlung zu bringen. 

im Demonstrativ empfing Kanzler 
Bragdt im Januar "72 insgesamt 60 
ausgewählte Betriebsrats Vorsitzen- 


zeitig versuchte er die bisherige 


———oHile Demai 
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len nicht auf die leichte Schulter zu 
nehmen.” 

Brandts Rede wurde später als 
Broschüre ‚nachgedruckt und in 
250.000 Exemplaren vor Betrieben 
verteilt. Dem Beispiel Brandts fol- 
gend, zogen SPD-Minister, -Staats- 
sekretäre, -Bürgermeister, -Parla- 
mentarier und andere -Funktionäre 
aus, den „Dialog mit der Arbeitneh- 
merschaft” auf ähnlich speziellen 
„Arbeitnehmerkonferenzen” zu 
Suchen. Ergänzt wurde dies noch 
durch eine Reihe von Gewerk- 
schafts-Sekretären mit. SPD-Partei- 
buch, die ihr Auftreten auf Be- 
triebsversammlungen im Sinne der 
Initiative ihrer Parte-Führung aus- 
nutzten und dort die Werbetrom- 
mel für die SPD rührten. 

Bereits im „ARBEITER- 
KAMPF” Nr. 15 kennzeichneten 
wir Funktion und Aufgabe des 
gesamten SPD-Wahlrummels und 
insbesondere die s0g. „Arbeitneh- 
merkonferenzen” als Versuch der 
SPD-Führung „die gewerkschaftli- 
chen Funktionäre und besonders 
die SPD-Mitglieder darunter fit zu 
machen für Auseinandersetzungen 
mit einer kritischer werdenden Ar- 
beiterschaft. — Was hier stattfindet 
ist der Versuch einer Formierung 
des Sozialdemokratismus im Auf- 
trag der Kapitalistenklasse, geplant 
als Bollwerk gegen fortschrittliche 
Tendenzen innerhalb der Arbeiter- 

Die ‚;Arbeitnehmerkonferenzen” 
wurden von einigen zehntausend 
Betriebs- „und Gewerkschaftsfunk- 
tionären, ” sowie Mitgliedern der 
SPD-Betriebsgruppen besucht, So 
weit uns..bekannt, gab es dabei 
'kaum oppositionelle Stimmen, die 
laut wurden. Das zeigt zweifellos 
die Stärke des Einflusses der SPD in 
der Arbeiterklasse und wie sehr die 
ie ihrer Führer bei 
‚der,Partei-Basis noch verfängt. 

Für die „Auseinandersetzung 
mit anderen politischen Kräften” in 
den Betrieben (Brandts Forderung 
in Aslsdorf), erhielten die SPD-Be- 
triebsgruppen häufig noch direkte 

‚Anweisungen von ihren örtlichen 
Parteileitungen. Es liegen eine Rei- 
he schriftlicher Beweise für spalte- 
risches und parteiegoistisches Ver- 
halten der SPD-Leitungen vor. So 
z.B. ein Brief des Ludwigshafener 
SPD-Vorsitzenden Janson, der an 
die Mitglieder „der SPD-Betriebs- 
gruppe bei BASF gerichtet ist. In 
ihm heißt es w.a.: 

„Wir betrachten es als eine 
Selbstverständlichkeit, daß Ver- 
trauensleute unserer Partei nur ... 
Gewerkschafter zur Kandidatur vor- 
schlagen und wählen, die sich zur 
SPD bekennen ... ‘Deshalb rufen 
wir die Vertrauensleute, die Mitglie- 
der unserer Partei sind, auf ... nur 
für Sozialdemokraten zu stimmen 
und den Kommunisten keine Stim- 
me zu geben.” 

Wir erwähnten schon, daß sich 
der Antikommunismus der SPD 
gegen die gesamte Arbeiterlinke 
richtete, beileibe nicht nur gegen 
‚Kommunisten. Einer wirklich poli- 
tischen. Auseinandersetzung hinge- 
sen, also einer Diskussion um For- 
men und Inhalt einer Betriebspol 
tik, die den Arbeitern und Ange- 
stellten am meisten nützen würde — 
einer solchen Auseinandersetzung, 
die wir Kommunisten und mit uns 
alle klassenbewußten Arbeiter gera- 
de auch mit SPD-Kollegen suchen 
und anstreben — sind die rechten 
SPD-Betriebsfürsten beharrlich aus 
(dem Weg gegängen. Mehr noch: sie 
haben sie aktiv behindert. Offen- 
sichtlich wurde, daß sie die offene 
‚Auseinandersetzung um Weg. und 
Ziel des Klassenkampfes im allge- 
meinen und der betrieblichen Aus- 
einandersetzung mit Kapitalisten. 
und Unternehmensleitungen im be- 
sonderen fürchten, wie der Teufel 
das Weihwasser. 

Wenn rechte SPD-Leute über- 
haupt einmal „politisch” wurden, 
dann fast nur in der Form, daß sie 


in z.T. widerwärtiger antikommuni- 
stischer Hetze und Demagogie ande- 
re Kollegen diffamierten und Lügen 
und ‚Unterstellungen über sie ver- 
breiteten. Dies traf verschiedentlich 
sogar einige SPD-Parteimitglieder, 
die „aus der Reihe tanzten”, d.h., 
die nicht bereit waren, das reaktio- 
näre Treiben rechter SPD-Leute zu 
unterstützen und die stattdessen die 
Zusammenarbeit mit allen ehrlichen 
Kollegen suchten, eben mit solchen, 
bei denen die Interessen der Arbei- 
terklasse im Mittelpunkt standen. 


Das Vorgehen rechter 
SPD-Kräfte bei den BR-Wahlen war 
im wesentlichen gegen oppositionel- 
le und klassenbewußte Kollegen 
gerichtet. Weniger gegen gewerk- 
schaftsfeindliche _ rechtsradikale 
Kräfte, bzw. Mitglieder von klerika 
en und ständischen Organisationen, 


In solchen Fällen wechselte die 
SPD-Gruppe ihre „Zugpferde” aus, 
&h. sie stellte den Kollegen einen 
neuen „Wahlschlager" vor. Dieser 
versuchte sich seinerseits an die 
Spitze der Kritik aus dem Betrieb 
zu setzen und wetterte schamlos 
gegen solche Betriebsräte, die bei 
der Masse der Kollegen am meisten 
unterdurch waren. Ganz nebenbei 
wurde so auch gleich ehrliche Kritik, 
und alternauıve Wahlvorschlage aus 
dem Vertrauenskörper an die Wand 
gedrückt mach der Devise: ‚ich bin 
der alerbeste Kritiker. 

Auf der Woge berechtigter Kritik 
an der bisherigen rechten SPD-Poli- 
tik schwamm so unser „Kritiker 
vom Dienst” in den neuen BR. 
und in seinem Schlepptau, über die 
gewerkschaftliche _ Einheitlit 
auch gleich seine Parteifreunde, die 
ganze alte BR-Garde. 
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Gegen die Angriffe der Kapitalisten .... 


wie CGB und DAG. Mit diesen 
Leuten wurde nicht selten sogar 
paktiert, vor allem, wenn es um 
Ausschaltung  fortschrittlicher 
Kollegen ging. 

Die. rechten. SPD-Betriebsfürsten 
hatten verschiedene Trümpfe in der 
Hand, die sie bei den BR-Wahlen 
voll ausspielten. Dies waren im 
wesentlichen: 

m die sozialdemokratische Ideolo- 
gie, die bei der Mehrheit. der Kolle- 
gen tief verwurzelt ist und es ihnen 
ZT. noch leicht machte, ihre Politik 
zu verkaufen und ihre antikommu- 
nistischen Tiraden an den Mann zu 
bringen, 

m die organisatorische Stärke ihrer 
Betriebsgruppen und die zahlen- 
mäßige Überlegenheit ihrer Mitglie- 
der gegenüber oppositionellen Kol- 
legen, 

die bedingungslose " Unterstüt- 
zung ihrer Politik durch die über- 
große Mehrheit der Gewerkschafts- 
Sekretäre, 

die z.T. jahrzehntelange Erfah- 
rung in derbetrieblicheniGremienpo- 
tik, im Umgang mit Satzungen, 
Bestimmungen, _ Betriebsvereinba- 
ungen, Gesetzestexten (BVG) etc., 
‚eben die jahrzehntelange Erfahrung 
im Betrügen, Beligen und Hinterge- 
hen der Arbeiterklasse, 

m die 2.T. mur notdürftig getarnte 
Paktiererei mit, Geschäftsleitung 
und Kapitalisten,die nicht selten zu 
‚einem geschickten „Spiel mit. ver- 
teilten Rollen” führte. 

‚Trotz ihrer „guten” Vorausset- 
zungen in diesen BR-Wahlen, muß- 
ten sich die rechten SPD-Leute 
noch einger besonderer Tricks be- 
dienen, um fortschrittliche Ver- 
trauensleute von einer Wahl auszu- 
schalten und.die Belegschaften hin- 
ters Licht zu führen. Hierzu einige 
typische Beispiele, die uns mehr- 
fach auffielen: 

In verschiedenen Betrieben war 
die Kritik der Kollegen an der 
bisherigen BR-..Arbeit” derart stark 
und ‚breit, daß die ‚SPD-Gruppe 
nicht wagen durfte,mit derselben 
Mannschaft wıe bisher aufzukreu- 
zen. Zu groß wäre in diesem Fall 
das Risiko für ein erfolgreiches 
Abschneiden einer oppositionellen 
Liste, oder einer reaktionären Liste, 
die sich der Kritik aus dem Betried 
bedient. 


fo} 


September 1969 : Streik bei Hoesch In Dortmun 


Das taktische Manöver des „Aus- 
wechseins der Zugpferde” wurde 
häufig von den Kollegen nicht er- 
kannt, Manchmal erst, als es schon 
zu spät war und der „neue”/alte BR 
— mit. geringfügigen personellen — 
politisch aber bedeutungslosen Ver“ 
änderungen — sich erneut für wei- 
tere 3 Jahre in die Sessel niederließ. 


‚Auch kommunistische und ande- 
re linke Gruppen haben dieses 
Manöver oft fehlinterpretiert. Ein. 
Zeichen dafür, wie wenig noch die 
Mauscheleien routinierter SPD-Be- 
triebsfürsten durchschaut werden. 
Die Genossen sahen darin häufig 
vorschnell einen „ersten Fort“ 
schritt”, wenn die SPD-Gruppe z.B. 
die Rolle des Betriebsrats-Vorsit- 
zenden an einen anderen Partei- 
Kumpanen delegierte. Die Genossen 
fühlten sich in ihrer Spekulation 
über einen angeblichen „ersten 
Fortschritt” noch bestärkt, wenn 
der neue BR-Vorsitzende scheinbar 
etwas fortschrittlicher auftrat. als 
der alte. Dies aber ist häufig nur 
Ausdruck der allgemeinen 
SPD-Konzeption, sich insgesamt 
zukünftig etwas „linker” zu geben 
als bisher. Ob es sich hierbei tat- 
sichlich um einen besseren Kolle- 
gen handelt, kann nur nach seiner 
bisherigen Praxis im Betrieb bemes- 
sen werden. Für Kommunisten 
‚empfiehlt es sich überdies, ein Auge. 
auf das interme Geschehen ın 
‚einer SPD-Gruppe zu werfen. Man 
wird dann leichter die tatsächlichen 
von den nur zur Schau getragenen. 
Differenzen und Widersprüchen 
unterscheiden lernen und damit die 
eigene Politik im Betrieb auch bes- 
ser bestimmen können. 

Ein anderes, ebenfalls „belieb- 
tes” und von SPD-Gruppen oft 

ingesetztes Mittel, um den Kolle; 

gen blauen Dunst vorzumachen, 
bestand darin, beim Kapitalisten 
noch schnell vor den Wahlen ein 
‚paar billige, schon längst überfällige 
und wahrscheinlich nur für diese 
Zwecke aufbewahrte 
Verbesserungen und Erleichte- 
rungen für die Kollegen „herauszu- 
holen.” 

Soiche Wahlgeschenke hätten für 
abgewirtschaftete Betriebsräte den 
Zweck, ihr Image als „gute Interes- 
sens-Vertreter" der Kollegen wieder 


aufzupolieren. Es zeigt sich dabei 
auch, in welchem Maß die Kapitali- 
sten offen bereit sind, „ihren” 
altbewährten Betriebsräten unter 
die Arme zu greifen. Diese „Wahl- 
hilfe” der Kapitalisten ging in vielen 
Fällen soweit, daß sie teilweise 
noch kurz vor der Aufstellung der 
Kandidaten-Listen fortschrittliche 
Vertrauensleute, die. als mögliche 
Konkurrenten gegen die alten Be- 
triebsräte auftreten könnten, mit 
fadenscheinigen Gründen aus dem 
Betrieb feuerten. Die Kapitalisten 
wissen schon sehr gut, wem sie 
helfen müssen! 

Ein weiterer, besonders infamer 
Trick war die „Taktik mit der 2. 
Liste." Sie wurde von SPD-Gruppen 
dort angewendet, wo eine fort- 
schrittliche Vertrauenskörper-Mehr- 
heit die alte Garde rechter SPD-Be- 
triebsräte abzusägen drohte, indem 
sie aktive Kollegen aus den eigenen 
Reihen auf die Kandidaten-Liste 
setzen wollte. 

In solchen Fällen wurde schein- 
heilig auf das Prinzip der Persöh 
lichkeitswahl hingewiesen und ver- 
Tangt, daß „die Kollegen im Betrieb 
\ doch selbst entscheiden sollen.” Die 
J alten Betriebsräte und in ihrem 
Bunde die Gewerkschafts-Sckretäre 
sahen hier angeblich „Gefahr, daß 
die Vertrauensleute machtpolitisch 
ie demokratische Wahlentschei- 
dung der Kollegen einengen” wol- 
ten, indem sie bei Aufstellung der 
Kandidaten-Liste ihre „zahlen- 

NN möge Überigenheit auspinkar" 
würden. 

So unter Druck gesetzt, stimm- 
ten die Vertrauensleute schließlich 
zu, alle Wahlvorschläge auf eine 


‚a. gemeinsame Liste zu setzen: An 


den Anfang die alten Betriebsräte 
und als „neue Vorschläge” eine 
Reihe fortschrittlicher Vertrauens- 
leute dahinter.« 

Die Kollegen im Betrieb beka- 
men nie die Möglichkeit ihre „de- 
mokratische. Wahlentscheidung” an 
den Mann zu bringen und Kandida- 
ten ihres Vertrauens zu wählen, 
denn: in letzter Minute tauchte eine 
2. Wahlliste auf, von den rechten 
Betriebsräten initiiert oder in Ab- 
sprache mit diesen von der Ge- 
schäftsleitung selbst. Eine Persön- 
lichkeitswahl war zugunsten der 
Listenwahl ausgeschlossen. Ausge- 
schlossen von der Wahl waren eben- 
falls die Vertrauensieute, die auf 
unteren Plätzen der gewerkschaft- 
Jichen Einheitsliste placierten. 

Ihr gutes Ansehen bei den Kolle- 
gen kam sogar noch den alten 
Betriebsräten zugute, auf deren 
Liste sie jetzt die Funktion eines 
Aushängeschildes _ wahrnahmen. 
Mehr noch: um zu verhindern, daß 
die Kandidaten der 2. Liste — 
zumeist enge Vertraute der Ge- 
schäftsleitung — die Stimmung 
gegen den alten rechten SPD-BR für 
ihre eigenen Absichten ausnutzen 
konnten, mußten sich die Ver- 
trauensleute — wohl oder übel — 
noch häufig für die Gewerkschafts- 
Liste (also für die alten Betriebsrä- 
te, die sie eigentlich absigen woll- 
ten) ins Zeug legen. 

Sie wurden so zu Wahlhelfern für 
diejenigen, deren politischen Unter- 
gang sie eigentlich im Auge hatten. 
Damit schadeten sie letztlich auch 


den gewerkschaftlichen Einheitsli- 
sten. (Linke Oppositionslisten gab 
&5 nur schr wenige.) Nur 0 war es 
auch möglich, den Kampf um fort- 
schrittliche betriebliche Vertretun- 
‚gen zu verknüpfen mit dem Kampf 
um die Gewerkschaften. 


lichen Vertrauenskörpern, die Auf- 
stellung der Kandidaten-Listen zur 
BR-Wahl zu bestimmen. Das war 
allerdings nur in wenigen Fällen 
möglich. In den meisten Vertrau- 
enskörpern stellen heute noch die 
SPD-Gruppen die Mehrheit, so daß 
Sich die klassenbewußten Vertrau- 
ensleute bei diesen BR-Wahlen zu- 
meist darauf beschränken mußten, 
mehr oder weniger graßen Finfluß 
auf die Aufstellung der Kandida- 


ten-Listen zu nehmen, 
Hautig gelang cs — gegen den 
Widerstand rechter SPD-Betriebsfür- 


sten — eine Reihe klassenbewußter 
Kollegen durchzubringen. Vorzus- 
setzung dafür war eine richtige 
Politik, die auf Zusammenarbeit 
mit linken Sozialdemokraten und 
Isolierung ihrer rechten Führer aus- 
gerichtet war. 

Die linke Gewerkschafts-Opposi- 
tion in der BRD ist keine einheit. 
liche politische Kraft. Vielfältige 
politische Vorstellungen und An- 
schauungen mischen sich hier. 


Die Übergänge zur linken Soziakle- 
mokratie und zur DKP sind 
fließend. Die Kommunisten in der 
BRD haben es noch nicht geschafft, 
sich zum treibenden Motor und 
politischen Rückgrad der Gewerk- 
schafts Opposition zu entwickeln. 
Mit wenigen lokalen Ausnahmen 
wie etwa Hamburg, Bremen und 
München — sind die Kommunisten 
&zw. diejenigen, die sich dafür 
halten) in ihrer betrieblichen und 
gewerkschaftlichen Arbeit sogar 
nicht viel- mehr als ein „lnkes” 
der _Gewerk- 


weitgehend kleinbürgerlichen Zu- 
sammensetzung dieser Gruppen, 


Verhalten begründet. (Insofern ist 
es für einen Wiederaufbau der Kom- 
munistischen Partei in Westdeutsch- 
land auch bedeutsamer und wichti- 
ger, die politische Einigung der 


Gewerkschafts-Opposition voranzu- 
treiben, als den äußerst fragwürdi- 
gen Versuch einer „Einigung” der 
zumeist studentischen „ML”-Be- 

wegung zu unternehmen.) 
Der politischen Vielfalt der Ge- 
werkschafts Opposition entspricht 
Zersplitterung. 


seitens der SPD-Gruppe — allerdings 
in bestem Einvernehmen mit der 
Gewerkschafts Führung — vorliegt, 
is klar. 


schaftern .... 
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der DKP sind.” Unter der Hand 
wird jedoch angegeben, daß etwa 
2% der BR-Sitze von DKP-Mitglie- 


aus München und Westberlin vor. 


Und warum nicht? Die Genos- 


Linie gegen die Mehrheit der Ar- 


Aber auch hier konnten vor allem sen antworten mit der organisatori- beiterklasse. Es ist dies die Politik, 


in der Druck, zT. auch in der 


Wir Degussq-Arbeilnenn 
! 


schen Stärke der SPD-Betriebsgrup- 


«.. ein festes Kampfbündnis. aller Arbeiter und Angestellten schmieden. 


dern erobert werden konnten. Diese 
Zahl fand später auch‘ Eingang in 
die Berichterstattung der bürger- 
lichen Presse 


Zweifellos ist dieser Erfolg sehr 
bescheiden für eine Organisation, 
ie sich standig laut und unuber- 
hörbar als, „die einzige wirkliche 
Partei der westdeutschen Arbeiter- 
klasse” bezeichnet. Dazu kommt, 
daß die DKP ständig ihre „Erfolge” 
ins Unermeßliche übertreibt, um 
von der. eigenen Bedeutungslosig- 
keit abzulenken. Man kann getrost 
50% ihrer „Erfolge” streichen und 
liegt dann immer noch eher zu hoch 
als zu niedrig, 


Im übrigen ist nur ein Teil der 
DKP-Genossen zur Gewerkschafts- 
Opposition zu zählen, während 
andere Mitglieder dieser Partei die 
Politik der SPD-Betriebsgruppen 
und der Gewerkschafts- Führung 
nahezu vorbehaltlos unterstützen, 
wozu die DKP-Parteileitungen ihre 
Betriebsgenossen auch treiben, Aus- 
drücklich tadelt das DKP-Prä 
diums-Mitglied Ludwig. Müller z.B. 
„Erscheinungen des Sektierertums 
in Gruppen unserer Partei” wäh- 
rend der BR-Wahlen, d.h., Oppos- 
tion gegenüber dem arbeiterfeind- 
lichen Treiben mancher SPD-Leute 
und Gewerkschafts-Sekretäre wird 
von DKP-Genossen nicht ge 
wünscht, 


Entsprechend war auch das Ver- 
halten von SPD-Gruppen gegenüber 
Partei-Mitgliedern der DKP. Wir 
kennen Beispiele aus ein und dem- 
selben Betrieb, in dem DKP-Ge- 
nossen von SPD-Betriebsfürsten auf 
übelste Weise geschaßt wurden, 
während wiederum andere DKP- 
Mitglieder von denselben SPD-Be- 
triebsfürsten liebendgern mit auf 
die Kandidaten-Liste gesetzt wur- 
den. 


Im Vergleich zu den Wahlerfol- 
gen der gesamten Gewerkschafts- 
Opposition, war das Abschneiden 
‚der Kommunisten mehr als beschei- 
den, Soweit wir beurteilen können, 
konnte in Hamburg der größte 
Erfolg. erzielt werden: Etwa 30 
Genossen, Mitglieder und Sympa- 
thisanten unserer Organisation, 
wurden in Hamburger Betriehen 
gewählt, In 2 Industriebetrieben 
konnten solide Mehrheiten er- 
kamptt werden. Ewa ein Drittel 
unserer gewählten Genossen waren 
als Kommunisten und Mitglieder, 
bzw. Sympathisanten unserer Orga- 
nisation bekannt, während zwei 
Drittel als klassenbewußte Gewerk- 
schafter durchgingen. 


Keine genauen Zahlen liegen uns 


# Str 


ondk 


Metall-Industrie Einige Erfolge er- 
zielt werden. 


Der „Kommunistische Bund Bre- 
men” (KBB) — mit unserer Organi- 
satign trotz der Namensgleichheit 
nicht identisch — gibt eine Zahl von 
8 gewählten Genossen seiner Orga- 
nisation an, die „aber in den mei 
sten Fällen noch nicht als kommu- 
nistische Gewerkschafter, also als 
Kollegen, die eine bestimmte 
politische Richtung in der 
Arbeiterbewegung vertreten, son- 
dern lediglich als konsequente 
Interessensvertreter im wirtschaft- 
lichen Kampf” gewählt wurden. 
(„Währheit”” Nr. 8/6 — Zeitung des. 
KB). 


Der KBB ist eine der wenigen 
Organisationen in Westdeutschland, 
mit. relativ starker proletarischer 
Basis, vergleichsweise guter betrieb- 
licher Verankerung und kommuni- 
stischem Anspruch, (Eine Organisa- 
tion allerdings, die zunehmend un- 
ter den „luks Öpportunistischen 
Einfluß der Heidelberger und 
inger Studentenführer gerät.) An- 
gesichts seiner proletarischen Stärke 
muß dieser in den BR-Wahlen er- 
zielte „begrenzte Erfolg” von dem 
der KBB- spricht, eigentlich als 
Mißerfolg, als deutliche Niederlage 
einer bestimmten ‚Politik gewertet 
werden, 


Zu solch offener Einschätzung 
waren die Bremer Genossen aber 
anscheinend nicht bereit, da dies 
eine selbstkritische Überprüfung der 
von ihnen seit geraumer Zeit ver- 
folgten politischen Linie nach sich 
hätte ziehen müssen. Sie selbst 
schreiben: 


„Der KBB hatte für die Wahlen 
die Losung ausgegeben, gegen die 
sozialdemokratische Linie der Klas- 
senversöhnung den Kampf für die 
'oppositionellen Kandidaten auf den 
Listen der DGB-Gewerkschaften 
politisch zu führen”, was dann auf 
Flugblättern und in Betriebszei- 
tungen auch geschah. 

Verbläfft stellen die Bremer Ge- 
nossen dann aber fest: „Der Erfolg, 
den wir dabei erreichen konnten, ist 
begrenzt." Sie beklagen: „Anderer- 
seits gelang es uns aber nicht, gegen 
die soziaklemokratischen Kandida- 
ten in nennenswertem Umfang 
kommunistische Kandidaten durch- 
zusetzen” und „In den Betrieben „ 
wo unsere Genossen am deutlich“ 
sten schon als Kommunisten veran- 
kert sind und unsere Betriebszeitun- 
gen schon daran sind, zum Organ 
des Kampfes der Belegschaften zu 
werden, genau dort konnten wir 
keine Betriebsräte stellen.” 


DJ 


1es Zweigwerks der DEGUSSA in Frankfurt. 


pe, die „zur entscheidenden Ver- 
trauensleute-Sitzung eine Mehrheit” 
von SPD’lern gegen den KBB zu- 
sammentrommeln konnte, Ist das 
etwa erstaunlich bei dem heutigen 
Kräfteverhältnis in den Betrieben? 


Wir selbst haben in Hamburger 
Betrieben durchaus ähnliche Erfah- 
rungen machen müssen wie die 
Bremer Genossen, nämlich überall 
da, wo unsere Genossen hofften, 
mit einem Hauptstoß „gegen die 
sozialdemokratische Linie” das po- 
litische Kräfteverhältnis im Betrieb 
im Handstreich sozusagen zu verän- 
dern... . und dabei den „‚Rückstoß”" 
der SPD-Gruppe vergaßen. Erstaun- 
lich ist eigentlich nur, daß die 
Bremer Genossen bei dieser’Politik 
noch im: Vertrauenskörper sitzen. 
Wir raten ihnen deshalb auch, sich, 
recht warm anzuziehen, wenn dem- 
nächst die SPD-Gruppe zum Gegen- 
stoß” gegen die kommunistische 
Linie” bläst. 


Diese Losung vom Hauptstoß 
„gegen die sozialdemokratische 
Linie der Klassenversöhnung” als 
taktische Losung einer unmittelbar 
anzugehenden praktisch-politischen 
‚Aufgabe, überbietel noch bei wei- 
ten die ohnehin schun sekliererk- 
sche Losung vom „Hauptstoß gegen 
die SPD", wie sie von verschiedenen 
„KPD/ML’S” aufgestellt wird. Eine 
solche Losung muß allerdings un- 
mittelbar in die Niederlage führen. 
Sie verschleißt die ohnehin nicht 
sehr zahlreichen kommunistischen 
Arbeitergenossen und ist politisch 
selbstmörderisch, denn es ist eine 


Im Abonnement DM 4,20 
(&Ausgaben incl. Porto) 
zu beziehen über 


sozialdemokratische Kollegen in 
Abwehrhaltung und deswegen zu 
engerem Zusammenhalt zu treiben. 

Die Mehrzahl der westdeutschen 
‚Arbeiter und Angestellten sind heu- 
te subjektiv und bewußtseinsmäfäg 
Träger der „sozisldemokratischen 
Linie der Klassenversöhnung.” Sie 
davon zu befreien ist Aufgabe der 
Kommunisten. Dies ist aber keine 
Sache von Losungen, sondern kansı 
ur geleistet werden, wenn der 
Kapitalist als Klassenfeind tatsäch- 
lich erkannt (und behandelt) wird 
und nicht als jemand, mit dem man 
sich tunlichst auf guten Fuß stellt 
um keinen Ärger zu kriegen. Diese, 
Erkenntnis setzt den gemeinsamen 
Kampt von kommunistischen und 
sozialdemokratischen = Arbeitern 
voraus. Unsere betriebliche Agita- 
tion hat diesem Kampf zu dienen, 
ebenfalls das Auftreten unserer Ge- 
nossen im Betrieb, 


Eine richtige Lösung bei den 
BR-Wahlen hätte etwa heißen 
müssen: „Gegen die Angriffe der 
Kapitalisten, ein festes Kampfbünd- 
nis aller Arbeiter und Angestellten 
schmieden!” Ziel einer solchermaß- 
en richtigen Politik hätte sein 
müssen, mit allen ehrlichen sozial- 
demokratischen Kollegen die Zu- 
sammenarbeit zu suchen, Eine so 
che Politik hätte auch den rechten 
SPD-Betricbsfürsten — diesen be- 


zahlten und bestochenen Agenten“ 


der Kapitalisten — das Wasser abge- 


graben. Auf der Basis von Kampf- 
Erfahrungen hätten die Kommuni- 
sen ihren soziaklemokratischen 
Kollegen helfen müssen, sich vom. 
Soziakdemokratimus zu befreien. 

Wir erwähnten schon, daß im 
Laufe dieser BR-Wahlen enge 
wenige linke Oppositions-Listen 
aufgetaucht sind. Diese haben zT. 
erstaunlich gut abgeschnitten. Aler- 
dings sind diesen Listen auch in 
nicht unerheblicher Zahl weitge- 
hend unpolitische Protest-Stimmen 
zugefallen, die einfach die „Nase 
voll” hatten vom alten Betriebsrat. . 
Solche Stimmen sind anderenorts 
auch rechten Spalterfisten zugute 
gekommen. 


Und ist nur ein einziger Fall 
bekannt (Daimler, Untertärkheim), 
in dem das Aufstellen einer Oppost- 
tionsliste politisch richtig war. Über 
diesen Fall werden wir ua. im 
nächsten „ARBEITERKAMPF” 
ausführlicher berichten. Alle ande- 
ren Fälle, die wir untersuchten, sind 
„Überrumpelungsversu- 
inker" Gruppen, um 
aus ihrer Isolierung und Außensei- 
ter-Rolle im Betrieb herauszukom- 
men. 


Im nächsten „ARBEITER- 
„KAMPF” wollen wir auch auf die- 
&s Problem etwas genauer einge- 
hen, vor allem aber auf die Reaktion 
der Gewerkschafts Führung, die 
derzeit dabeı ıst, Gewerkschaft, 
Ausschlüsse gegen die oppositionel- 
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GEGEN DEN MILITARISMUS ! 


Der kapitalistische Staat stützt 
sich auf bewaffnete Gruppen von 
Menschen, auf Polizei und Armee. 
Die Armee soll einerseits als 
Machtinstrument die „innere Ord- 
nung”, d.h. die Herrschaft der 
Kapitalistenklasse über die Werk- 
tätigen, aufrechterhalten, Deshalb 
wird sie für Bürgerkriegseinsätze 
ausgebildet. Andererseits soll sie 
in der Konkurrenz zwischen den 
imperialistischen Staaten das 
Werkzeug sein, mit dem die 
Machtansprüche” der Kapitalisten 
verwirklicht werden. Deshalb wird 
sie für die Führung von Erobe- 
rungskriegen und Überfällen auf 
andere Länder ausgerüstet. 


Stärke streben die Kapitalisten 

Ider BRD die Vorherrschaft im 
europäischen Raum an. Um die 
kommenden Krisen zur Erhöhung 
ihrer Profite nutzen zu können, 
wollen sie die Arbeiterklasse noch 
fester unter ihre Herrschaft brin- 
‚gen, Deshalb findet «ur Zeit ein 
verstärkter Ausbau von Polizei 
und Bundeswehr statt. 

In der Bundeswehr stützt das 
Proletariat seine eigenen Ausbeu- 
ter. Arbeiter werden gedrillt, um 
die Ausbeutung der Arbeiterklasse 
zu sichern, 

Gegen die Klassensolidarität 
der Arbeiter wollen sich die 
pitalisten dadurch absichern, daß 
sie die „Disziplin” in der Bundes- 


IE Grund ihrer wirtschaftlichen 


—wehr- verstärken. Stärkung der 


Disziplin,.das bedeutei Abbau der 
demokratischen Rechte der. Sol 
daten. 


Der „Haarerlaß” ist ein aktu- 
elles Beispiel dieser langfristigen 
Strategie. /Am 15.5. 72 wurden 
die demokratischen Rechte der 
Bundeswehrsoldaten durch einen. 
neuen „Erlaß über die Haar - und 
Barttracht der Soldaten” weiter 
eingeschränkt. Dazu heißt. es in 
dem. internen Bundeswehr - Pro- 
Pagandablatt „Bundeswehr aktu- 
el” vom. .16.3.72: „Das Haar 
des Soldaten darf künftig weder 
Uniform - noch Hemdkragen be- 
führen, Es soll nicht über Augen 
und Ohren hängen, muß am Kopf 
anliegen und darf den Sitz der 
militärischen Kopfbedeckung 
nicht behindern. Bärte und Kote- 
letten müssen kurz geschnitten 
sein.” Mehr als fadenscheinig be- 
gründete der ehemalige Kriegsmi- 
nister Helmut Schmidt den neuen 
Erlaß mit dem mangelnden Willen 
zur Pflege bei den Soldaten. Es 
war angeblich „das Auftreten von 
Hauterkrankungen, insbesondere 
Infektionen und Parasitenbefall” 
im Haar der Soldaten zu bemer- 
ken. Daß es in Wirklichkeit nicht 
um Hygiene geht, weiß jeder Kol- 
lege in der Bundeswehr sehr gut, 
der sich andererseits mit SO Kame- 
raden eine Dusche teilen muß. 


Lange Haare sind seit alters 
her ein Zeichen für persönliche 
Freiheit. Lange Haare trug früher 
der Herr, nicht der Knecht. Be- 
zeichnenderweise sind heute mit 
der Verschärfung der wirtschaft- 
lichen und politischen Situation 
auch wieder kürzere Haare in Mo- 
de. In der Bundeswehr sind lange 
Haare Ausdruck der Freiheit von 
Elternhaus und Familie, vom 
Zwang in der Schule und am Ar- 
beitsplatz. Der Zwang von Fami- 
lie, Schule und Arbeitsplatz ist 
aber der Zwang der kapitalisti- 
schen Ausbeutergesellschaft. Die 
Bundeswehr dient der Aufrecht- 
erhaltung dieses Zwanges. Des- 
halb. sollen. persönliche Freiheit 


und demokratische Rechte gerade 
hier abgebaut werden. 


Vorbereitung zum Kampf gegen 
die Arbeiterklasse 


Zur Zeit wird der gesamte 
staatliche Apparat der BRD auf- 
gerüstet und auf verschärfte Klas- 
senkämpfe vorbereitet: Verbesse- 
rungen des Meldesystems, neue 
Richtlinien für Polizei und Justiz, 
Grenzschutz als Bundespolizei 
und Aufrüstung der Bundeswehr 
für den Krieg im Innern. 

Die speziellen Bürgerkriegsei 
heiten der Bundeswehr, die Jäger- 
bataillone, werden derzeit mit 
schweren Jagdpanzern und klei- 
nen Fahrzeugen mit für den Stras- 
senkampf geeigneten Maschinen- 


kanonen ausgerüstet. Die Jäger- 
soldaten erhalten eine besondere 
Ausbildung im „Orts - und Parti- 
sanenkampf”. So wird auch stän- 
dig die gewaltsıme Niederschla- 
gung von Arbeiterdemonstratio- 
nen und Betriebsbesetzungen bei 
diesen Einheiten geübt. 

‚Juristisch untermauert wird der 
innere Einsatz der Bundeswehr 
durch die 1968 mit Hilfe der SPD 
verabschiedeten Notstandsgesetze, 
die im wesentlichen die Errich- 
tung. einer faschistischen „Not- 
standsdiktatur” im Kriegsfalle vor- 
schen — sei es im Falle eines Bür- 
gerkriegs oder eines imperalisti- 
schen Raubkriegs der BRD - Ka- 
pitalisten. 

Ein Erlaß des ehemaligen Ge- 
neralinspekteurs der Bundeswehr, 


Richtlinien für den Einsatz von 
Bundeswehr bei Streikunruben 
wurden schon 1958 durch das 


damalige Territorialverteidigungs- 
kommando herausgegeben. In ei- 
ner Dienstanweisung an das Wehr- 
bereichskommando 3 (Nord- 
rhein-Westfalen, d.h. Ruhrge- 
biet) heißt es dazu: 

Ziffer 4: „Bei Angriffen der Put- 
schisten ... ist rücksichtslos von 
der.Schußwaffe Gebrauch zu ma- 
chen.” 

Ziffer 5: „Im Falle eines solchen 
Angriffs auf das innere Gefüge 
der BRD ‘sind die Leiter der 
Standortkommandanturen in Ver- 
bindung mit den Herren Offizie- 
ren ermächtigt, Standgerichte zu 
bilden, die exemplarische Straf- 
maßnahmen gegen die Putschisten 
durchzuführen haben.” 


‚Auf diese Aufgaben der Bun- 
muß die Bevölkerung 


deswehr 


psychologisch und ideologisch 
vorbereitet werden. Die seit 1945 
bei vielen vorhandene Ablehnung 
des Militarismus soll überwunden 
werden und die Jugend soll sich 
wieder für das Kriegsspiel begei- 
stern: 

® Durch eine Empfehlung des 
Kriegsministeriums wird in Ba- 
den - Württemberg als erstem Bun- 
desland die „Wehrkunde” an den 
Schulen offiziell vorgeschrieben. 
In fast allen Bundesländern haben 
die „Jugendoffiziere” freien Zu- 
tritt zu den Schulen. Auch hier 
soll gegen den Willen der Gewerk- 
schaft Erziehung und Wissen- 
schaft, der „Westdeutschen Rek- 
torenkonferenz” und der großen 
Mehrheit von Schülern und Eltern 
Kriegspropaganda an den Schulen 
durchgesetzt werden. (Vergleiche 
dazu auch unseren Artikel: 


die olympischen Spiele in Mün- 
chen und Kiel zu einer giganti- 
schen Propagandaschzu für die 
westdeutschen Unternehmer und 
ihre Bundeswehr werden. 

© In einem ersten Informations- 
brief an die Kommandeure sämt- 


licher Einheiten hat der neue Ge- 
neralinspekteur der Bundeswehr, 
Admiral Armin Zimmermann (er 
war schon in der Hitlerwehr- 
macht kräftig mit dabei), ver- 
stärkten Einsatz von Feldjägern 
gefordert. So soll die Kontrolle 
von Verhalten und Aussehen der 
Soldaten auch vor die Kasernen 
getragen und gleichzeitig die Be- 
wölkerung an festnehmende und 
prügeinde Feldjägerkommandos 
ewöhnt werden. 

Der Militarismus ist nicht das 
Ergebnis eines angeborenen 
Aggressionstriebes der Menschen 
oder der Kriegslisternbeit von 
Generaken. Er ist die notwendige 
Folge der Konkurrenz unter den 
Kapitalisten, für die eine Aus- 
dehnung ihres Machtbereiches 
Steigende Profite bedeutet. Auch 
die dazu nötige Rüstung in Frie- 
denszeiten und ganz besonders 
ein Krieg sind für sie unerschöpf- 
liche Quellen von horrenden Ge- 
winnen, gespeist aus der Arbeit 
und dem Blut der Arbeiterklasse, 


Über Europa zur Weltmacht 


Nach außen soll die Bundeswehr 
der Garant für die politische Eini- 
‚gung Westeuropas unter der Füh- 
mung der BRD--Kapitalisten sein. 
Trotz der Ostverträge und der so- 
genannten Friedenspolitik wird die 
Bundeswehr weiter ausgebaut und 
und verstärkt aufgerüstet, In einem 
RIAS - Interview vom 4. 12. 70 s2g- 
te der damals nöch zuständige 
Kriegsminister Helmut Schmidt zu 
den militärpolitischen Zielen der 
BRD- Imperialisten: „Auch wenn 
es einen Ratifizierungsakt gibt für 
den deutsch - sowjetischen Vertrag, 
wird ganz gewiß die allgemeine 
militärische Planung, und das 
schließt die nukleare Planung des 
nordatlantischen Bündnisses ein, da- 
von nicht berührt werden.” 

In der offiziell in Paris erschei- 
menden NATO - Zeitschrift „Allge- 
meine Militärrundschau” heißt es 
dazu im Mai 1970, die NATO werde 
„zum Angriff auf die Moral in 
en sozialistischen Staaten und 


ne politische Entwicklung in Zu- 
sammenhang mit dem erfolgreichen 
Wiederaufbau seines Wirtschaftspo- 
tentials und vor allem der latente 
Wunsch der Deutschen nach Wieder- 
wereinigung und einer stabileren 
Struktur sind wesentliche Elemente _ 
des kommenden Geschehens.” 


Grundlage für diese Außenpoli- 
tik kann nur ein vereinigtes West- 
‚zuropa unter der Führung der BRD- 
Kapitalisten sein, nicht nur wirt- 
schaftlich, sondern vielmehr pol- 
tisch und militärisch. Dazu aus dem 
Weißbuch 1970: „Auf längere Sicht 
mißt die Bundesregierung der euro- 
päischen Zusammenarbeit auf dem 
Verteidigungsektor sehr hohe Be- 
deutung zu.” 


So hat sich dann auch unter der 
Führung der BRD die Euro - Group 
‚sebildet. Sie besteht aus den Kriegs- 
ministern der europäischen NATO - 
Länder und ist die „europäische 
Fraktion der NATO” wie Kriegs 
minister Schmidt gerne sagte. Sie 
hat die Aufgabe, die Innenpolitik 
und Außenpolitik der Mitgliedsstaa- 
ten aus militärpolitischer Sicht zu 
beeinflussen und zu koordinieren. 
Fast die Hälfte der Kosten für die 
nächsten fünf Jahre, 1,7 Mrd Dollar, 
übernimmt die Bundesrepublik, um 
damit Länder wie Griechenland, 
Türkei und Portugal zu water 
stützen 


Entsprechend diesem Programm 
soll die Rüstung im europäischen 
Maßstab erweitert und koordiniert 
werden, ebenso die Ausbildung der 
Streitkräfte und ihr Einsatz gegen 
andere Staaten oder im eigenen 
europäischen Bereich. 

Das Streben nach Vorherrschaft 
und der härter werdende Konkur- 
tenzkampf der europäischen kapita- 
istischen Länder spiegelt sich in 
der zunehmenden Aufrüstung der 
BRD. So stiegen im letzten Jahr 
die Verteidigungsausgaben um 11% 
auf 24 Mrd DM (siehe auch die 


Prozentunier Ad der „Verteschgungs"musgaben an den Stastusungsben 
(ehe Linder und Gemeinden) 
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Quelle: Weißbuch 71/72 


Der hohe Anteil der Rüstungssungsben an den Stastsmumaben der BRD bedeutet 


Fesige Profite aus Sumuergeiden fir die 


Kaptirten. Nach den Würtchaftsiruen. 


von 1963 und besonders 1967 sank der prozentunie Atai der 
Der absolute Betrag ist stindig gestingen. Er betrug 1871 cu 24 Mrd. DM. 
BRD stnht damit an der Spitze aer muropiischen Linder. 


Steitkräften” übergehen und sie 
„zum Ziel eines "psychologischen 
Krieges machen”. Dadurch könne 
der „Warschauer Pakt” „zu einem 
zerbrechlichen Instrument gemacht 
werden.” 

Und Franz Josef Strauß formu- 
Berte schon 1966 in seinem Buch 
„Entwurf für Europa” die aggresi- 
ven Ziele der westdeutschen Kapi- 
tasten: „Deutschland ist geogr=- 
fisch Mittelpunkt der neuen gesamt- 
europäischen Konstellation. „.. Sei- 


Tabelle). 

Doch nicht mur zo wird aufge- 
rüstet. Im letzter Zeit wird die Bun- 
deswehr einer umfassenden Kosten- 
Wirksumkeitsrechnung unterzogen, 
ebenso ale angebotenen Ristungs- 
‚Fiter. Diese Rechnungen haben das 
Ziel, aus jeder für die Bundeswehr 
ausgegebenen DM ein Höchstmaß 
an Kampfkraft herausruhoken. Das 
gilt nicht nur für Rüstungsgüter zus 
Eisen und Stahl, sondern auch ge- 

Forts. nächste Seite 
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GEGEN DEN MILITARISMUS 


Tade für die aus Fleisch und Blut, 
Dazu dient die Disziplinierung der 
Soldaten . und die ideologischen. 
Kriegsvorbereitungen. 


Maulkorb und Lockgelder 


„Die Disziplin ist einer der 
‚Grundpfeiler der Streitkräfte, ihre 
‚Aufrechterhaltung eine Wohltat für 
alle.” (Aus der Hauptdienstvor- 
schrift 100 / 1 Nr. 40 der Bundes- 
wehr) 

Durch politische und rechtliche 
Entmündigung der Soldaten soll die 
Entwicklung von. politischem . Be- 


i ausländischen Arbeiter In der 
&|JerO gehören zu den am stärk- 
sten ausgebeuteten Te 
SArbeiterklasse, Nicht nur, 
geringeren Lohn erhal 
re Arbeiten verrichten und höhere 
Mieten zahlen. Ihre demokratischen 
‚Rechte, wie Freizügigkeit und Vor- 


sammlungstreiheit, „sind einge: 
schränkt und sie dürfen sich nur 
begrenzt politisch betätigen. Gibt 

keine Arbeit für sie, worden 
sie in ihr Heimatland abgeschoben. 

Besonders schlacht geht es einem 
© Teil der türkischen Arbeiter, Sie 
sind illegal in die BRD eingereist 
und nun. völlig der Willkür von 
Kapitalisten und Behörden ausge- 
fort, 


Das türkische Volk wird mit 

Ife einer faschistischen. Milltär- 
Ädiktatur von einer Kleinen Zahl 
Seinheimischer _Großgrundbesitzer 
und den ausländischen Imperialisten 
ausgebeutet, Die Arbeiter und Bau- 
{ern leben zum Teil in unmenschli- 
(chen Verhältnissen, die sich ständig 
verschlechtern. Die bei den auslän- 
schen Firmen beschäftigten Ar- 
beiter erhalten Monatslöhne von 
durchschnittlich 100 DM. Beson- 
ders verschärft wird diese Situation 
durch die große Arbeitslosigkeit. 
Bei 36 Mill. Einwohnern gibt es 

‚Sommer 2 Mill, und im Winter 
9 Mill. Arbeitslose! 


In dieser Lage muß jedes Ange- 
bot angenommen werden, wenn die, 
Familie nicht verhungern soll, 
500.000 türkische Arbeiter (22 % 
aller ausländischen Arbeiter) leben 
its in der BRD. An ihnen ver- 

n nicht nur die „Arbeitgebeı 
des Lohns werden in die 


gedeckt und das faschistische Un- 
terdrückungssystemn der Heimatlän- 


EEE OL 


wußtsein über den Charakter dieses, 
Staates und den Sinn des Wehr- 
dienstes verhindert werden: 


© Der sogenannte „Maulkorberlaß” 
verbietet die Diskussion „über 
den Gehorsam gegenüber dem 
Grundgesetz und der verfassungs- 
mäßigen Bundesregierung, den 
Gehorsam gegenüber den Geset- 
zen, die auf dem Grundgesetz 
beruhen und Gehorsam gegen- 
über den Befehlen, die auf dieser 
Basis gegeben worden sind ... ” 
(Aus dem Weißbuch 1970, Zit- 
fer 160) 


® Der ÖTV-Erlaß gestattet zwar 


| Wir sind keine Sk 


Demonstration türkischer Arbeiter in Frankfurt 


der Türkei sind. ständig von Ar- 
beitsuchenden belagert. Doch sie, 
nehmen nur junge und absolut ge- 
sunde Arbeiter an, Sie sind deshalb 
umgeben von einem Sumpf von 
Geschäftemachern, die verzweite! 
ten Bewerbern für das letzte Geld 
Gesundheitszeugnisse. oder illegale 
Einreisen verkaufen. 

Bekannt wurde der Fall einer 
Baufirma in Hessen, die 52 türki- 
schen Arbeitern für je 1000 DM 
Kopfgeld Aufenthalts - und Arbeits- 
genehmigungen verkaufte und Ihnen 
12.800 DM Kindergeld und 2.000 
DM Schlechtwettergeld vorenthielt, 


Allein in Hessen leben 8.000 — 
10.000 illegal eingereiste türkische, 
‚Arbeiter. Sie sollten schon im März 
1972 ausgewiesen werden. Auf Pro- 
test der Baufirmen, die billige Ar- 
beitskräfte für die Saison behalten 
wollten, wurde die „Duldung“ bis. 
Ende November verlängert. 

Duldung, das heißt sofortige Aus- 
weisung bei Kündigung, auch wenn 
den türkischen Arbeiter kein Ver- 
schulden trifft. Damit wird der Ar- 
beiter dem Kay ‚m völlig aus- 
geliefer 

So wird z.B, Ali S., der schon 
3 Jahre in der BRD lebt, durch 
Kündigungsdrohungen zu unbezahl- 
ter Mehrarbeit ohne Frühstücks - 
und Mittagspause gezwungen. 


Wir fordern Legalisierung! 

Die Veranstalter der Demonstra- 
tion, das „Türkische Volkshaus” 
und 6 deutsche Organisationen, for- 
‚derten deshalb 
® Legalisierung der „geduldeten” 

Arbeiter, die in der Angst leben, 

ihren Arbeitsplatz zu verlieren 

und ihre Familien nicht ernähren 
zu können. 
% Strenge Bestrafung der Men- 
schenhändier und der Unterneh- 
mer, die sich durch billige Ar- 
beitskräfte bereichern. 
‚5000 türkische Arbeiter führten 
dann am 1.Juli eine ruhige ein- 


die gewerkschaftliche Arbeit in 
der Bundeswehr, engt sie aber 
gleichzeitig durch eine Menge 
von Vorschriften enorm ein und. 
dient zudem zur Bespitzelung 
von fortschrittlichen Kameraden. 
Bei Veranstaltungen der ÖTV in 
den Kasernen muß beim Kom- 
mandanten ein Antrag vorlisgen 
mit folgenden Angaben: Name 
und Anschrift des Leiters der 
Veranstaltung und des oder der 
Vortragenden, Ort und Zeit der 
Veranstaltung, Themen der Ver- 
anstaltung, Teilnehmerkreis, 

® Verboten ist die politische Be- 
tätigung in der Bundeswehr und 


laven! 


‚drucksvolle Demonstration durch. 
Ihre Transparente trugen die Auf- 
schriften: 


# Wo bleiben die Menschenrechte? 
® Wir sind auch Arbeiter 
Wir haben keine Existenz in der 

Türkei 
® Ich habe den einzigen Ochsen 

verkauft, um hierher zu kommen) 
Meine Frau ist hier, ich muß 
zurück 
* Wir haben die Wahl zwischen] 
‚Ausbeutung und Ausweisung 
Stundenlohn 3 DM 
® Wir sind keine Sklaven des 20. 

Jahrhunderts 
€ Wir fordern Legalisierung, 

Noch bei der Ankündigung der 
Demonstration hatte die hessische 
Landesregierung erklärt, eine Ver- 
längerung der Duldungsfrist sei 
nicht zu erwarten. Doch die De- 
monstration fand eine breite Sol 
darisierung, die über Arbeiterwohl- 
fahrt und kirchliche Organisationen 
bis zu bürgerlich - liberalen Zeitun- 
gen reichte. So hieß es nach der 
Demonstration, daß. man sich um 
eine Legalitätserklärung durch das 
‚Auswärtige Amt in Bonn bemühen 
werde. Dies. Versprechen sollte je- 
doch nur zunächst beruhigen. In- 
Zwischen wurde offiziell mitgeteilt, 
daß die geduldeten türkischen Ar- 
beiter auf eigene Kosten in dies 
Türkei zurückreisen mässen. 

Die neue Ausländergesetzge- 
bung zeigt deutlich, daß dies kein 
Einzelfall ist, sondern daß die Lage, 
der ausländischen Arbeiter. allge- 
mein. verschlechtert werden. sol. 


Nur die Solidarität. ihrer west. 


das Tragen von Uniform auf poli- 
schen Veranstaltungen. Dies gilt 
aber offenbar nicht für die „Her- 
ren Offiziere”, .die sich schon 
lange auf Veranstaltungen der 
CDU/CSU oder NPD u.a. in 
Uniform die Ehre geben und 
iese Parteien auch „im Dienst” 
eifrig die Werbetrommel rühren 
und gegen Gewerkschaften und 
linke Organisationen hetzen. 
Die Wehrstrafgerichtsbarkeit soll 
noch mehr ausgebaut und per- 
fektioniert werden. So sollen 
schon in Friedenseiten” im 
men der Verteidigungsbe- 
reichskommandos „Standgerich- 
te" gebildet werden, die sich aus 
im Staatsdienst befindlichen Ju- 
Fisten und Offizieren der Bundes- 
wehr zusammensetzen. Die Ka- 
 meraden vollen sich schon jetzt 
an die unnacl Verfol 
ee dieipir 
narischer Vergeben gewöhnen. 
Die Serafen für Ansehensschädi 
gung der Bundeswehr werden im- 
mer brutaler. Gefreite der Bun 
deswehr in Göttingen, die aus 
dem Arrest mit einem Panzer 
abgehauen waren, mußten ihre 
wenigen Stunden der Freiheit 
mit einer Geldstrafe von 100.000 
DM und einer Gefängnisstrafe 
von 2 Monaren mit bzw. 6 Mona- 
ten ohne Bewährung bezahlen. 
Ein Gefreiter einer Fernmelde- 
einheit in Flensburg wurde, weil 
er sich die Haare nicht schneiden 
lassen wollte, zu einer Gefängnis- 
strafe von 6 Monaten wegen Be- 
fehlsverweigerung verurteilt. 
Verschärfung der Wachbestim- 
mungen: Die Baader -Meinhof 
Hetzjagd wurde zum Anlaß ge- 
nommen, um in allen Kasernen 


die Wachbe 
schärfen. Die 
‚jetzt mit durcl 


m zu ver 
ten müssen 
adener Wafie 


Wachdienst verschen. Ein Kame- 
rad des Flottenstützpunktes Mür- 
wick mußte diese neue Bestim- 
mung schon mit dem Leben be- 


zahlen, Er wollte einen Streit 


Pöstchen gelockt, bei denen sie 
nicht viel malochen müssen. Damit 


Privilegien 

durch Arschkriecherei welche zu 

erlangen. x 
Für die Ausbildung von Füh- 


räften und Sperulisten wer- 
den Bundeswehrhochschulen einge- 
richtet. Abiturienten, die durch den 
„numerus clusus” an den 
meinen Hochschulen keinen Stu- 
dienplatz finden, sollen so zur Bun- 
deswehr gehen. Durch eine einseiti- 
Ausbildung und die Isolierung 
Offiziersanwärter soll ungehin- 
dert militaritisches Gedankengut 
verbreitet und ein festes reaktio- 
mires  Offienkorps geschaffen 
Niersand vl ich mehr der Mi 
ii entziehen können. Dur 
ie Herabsetzung der Wehrdienst. 
zeit von 18 auf 15 Monate werden 
unter dem Namen der Wehrgerech- 
tigkeit 80% start 65% der Wehr- 
htigen ei a werden. Das 
Find im Jahr Wer 20.000 Soldaten 
mehr, die Ar, die wendeutiche 
ie gedrillt werden. Ent- 
end werd auch der Enatz- 
'nst zum staatlichen Arbeitsdienst 
ausgebaut. 


m yelen Gamisonstädten haben 
sich Kollegen zu Arbeitsgruppen, 
Vereinen oder Soldatengruppen zo- 
sammengeschlosen, um gegen die 
wachsenden Angriffe auf ihre demo- 
kratischen Rechte in der Bander- 
wehr zu kämpfen. 

‚Auch der Haarerlaß wurde nicht 
kampflos hingenommen. In Itzehoe 


demönrierıen spontan 200 Sald- 
ten._gegen_ den | sm zu 
zeigen, daß sie nicht alle Angriffe 


gegen sich dulden wollen. In vielen 
Kasernen sind die Arrestzellen über 
füllt, da viele Kollegen nicht bereit 
sind, ihre Haare ohne weiteres ab- 
zuschneiden. 

Doch die der beson- 
deren „militärischen Disziplin” har 
Tepe Menke Kangl 

scher Kampf in 
der Bundeswehr erscheint fast alı 
Hochverrat. Aber für die Bundes- 
wehr gilt dawelbe wie für den Be- 
trieb: Die Kollegen mössen ständig 
um ihren Lohn und ihre politischen 
Rechte kämpfen, die sonst mehr 
und mehr in verschärfter Ausbeu- 
tung verloren geben würden. Die 
Kapitalisten wollen die Bundeswehr 
von der Bevölkerung trennen und 
zu ihrem Instrument im Klasen- 
kampf gegen die Arbeiterklasse ma- 


chen. Doch det Abbau der demo- 
kratischen Rechte und die wirt. 


